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Die  riiiiisclie  Bonilespossenpolitik  von  ilen  Gracchen 
bis  znin  Auslirocii  des  Bondesposseniirieges. 


Inaugural-Dissertation 
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eingereicht 
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Erdmann  Drzezga 

■  Probekandidat  am  Königl.  Gymnasium  zu  Neustadt  O.-S. 
Freitag,  den  20.  Dezember  1907,  11  Uhr 

in  der  Aula  Leopoidina. 


Vortrag: 
„Das  Verhältnis  des  Thukydides  zu  Thracien'' 

und 

Promotion. 


Neustadt  O.-S. 

Bucbdruckerei  J.  Augustin. 


Gedruckt  mit  Genehmigung  der  hohen  philosophischen  Fakultät 

der  Königl.  Universität  Breslau. 

Referent:    Professor  Dr.  Conrad  Cichorius. 
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Einleitung. 


Nach  jahrhundertlangen  Kämpfen  bildete  ungefähr  um  das 
Jahr  270  Italien  mit  Ausnahme  des  keltischen  Pogebietes  und 
des  Landes  der  Ligurer  unter  Roms  Führung  eine  politische 
Einheit.  Die  römische  Bundesgenossenschaft  oder  italische  Eid- 
genossenschaft, die  eine  weise  Politik  festgefügt  hatte,  schien  für 
eine  Ewigkeit  geschaffen  zu  sein.  Doch  schon  im  Jahre  216 
drohte  sie  auseinander  zu  fallen,  als  Hannibal  auf  den  Gefilden 
von  Cannä  die  Blüte  der  Eidgenossenschaft  vernichtet  hatte. 
Diese  Katastrophe  lockerte  den  Bund  (Livius  XXII.  61),  wenn 
sie  ihn  auch  nicht  ganz  zerschmettern  konnte. 

Daß  schon  damals  ein  engherziger  und  kleinUcher  Geist 
die  römische  Bundesgenossenpolitik  leitete,  geht  aus  Livius 
(XXIII.  22  u.  23)  hervor.  Und  hier  handelte  es  sich  um  be- 
rechtigte Forderungen  der  Italiker.  Was  aber  abgefallene 
Bundesgenossen  zu  erwarten  hatten,  zeigt  am  besten  das  Schick- 
sal Capuas,  Atellas  und  Calatias  im  Jahre  211  (Livius  XXVI.  14  ff., 
Val.  Maximus  III.  8. 1)  und  Tarents  im  Jahre  209  (Livius  XXVII.  16). 

Einen  großen  Eindruck  machte  im  Jahre  209  die  Bankrott- 
erklärung von  zwölf  latinischen  Kolonien,  die  in  Rom  erklären 
ließen,  daß  sie  künftig  außerstande  seien,  Geld  und  Truppen 
beizusteuern  (Livius  XXVII.  9). 

Die  Bestürzung  in  Rom  war  groß,  größer  aber  die  Freude, 
als  Fregellae  und  siebzehn  andere  Kolonien  versicherten,  sie 
würden  auch  weiterhin  ihre  Kontingente  stellen  und  diese  sogar 
erhöhen,  wenn  es  nötig  sein  sollte  (Livius  XXVII.  10).  Schon 
im  Jahre  204  traf  die  Beisteuern  verweigernden  Kolonien  eine 
harte  Strafe  (Livius  XXIX.  15).  Im  Jahre  202  wurde  auf  den 
Gefilden  von  Zama  der  große  hannibalische  Krieg  entschieden. 
Das   gewaltige  Ringen   um   die  Mittelmeer-  und  damit  um  die 

1 


2 


Weltherrschaft  war  zu  Ende,  nachdem  Rom  noch  einmal  um 
seine  Existenz  und  um  die  Treue  seiner  Bundesgenossen  beim 
Anzüge  Hasdrubals  gezittert  hatte.  Nun  wurde  die  römische 
Bundesgenossenschaft  noch  fester.  Gegen  einzelne  Bundesmit- 
glieder wurde  grausam  vorgegangen*). 

Mit  dem  Jahre  201  trat  in  der  Politik  Roms  den  Italikern 
gegenüber  eine  gewaltige  Änderung  ein.  Bisher  war  deren  Lage 
trotz  mancher  Übergriffe  Roms  im  ganzen  erträglich  gewesen. 
Besaßen  doch,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  die  italischen 
Bundesgemeinden  innere  Selbstverwaltung  und  Steuerfreiheit. 
Die  ausdrückliche  Nachricht  bei  Livius  (XXIX.  15),  dali  den  im 
Jahre  209  abgefallenen  latinischen  Kolonien  ein  Stipendium  auf- 
erlegt wurde,  bestätigt  am  besten  die  Tatsache,  daß  die  Italiker 
tributfrei  waren.  Nach  201  aber  wird  Rom  Herrin,  und  die 
Itahker,  Latiner  wie  nichtlatinische  Bundesgenossen,  sanken 
lediglich  zu  Untertanen  herab.  In  der  Zeit  nach  dem  hanni- 
balischen  Kriege,  die  die  unbeschränkte  Herrschaft  der  Nobilität 
ausbildete  und  trotz  aller  äußeren  Erfolge  im  Zeichen  einer 
inneren  Stagnation  stand,  beschränkte  sich  die  römische  Bundes- 
genossenpolitik darauf,  Italien  durch  kleinliche  Bewachung  in 
Unterwürfigkeit  zu  halten  und  die  Privilegien  der  Bundesmit- 
glieder illusorisch  zu  machen.  Wie  man  in  der  römischen  Ge- 
schichte auf  Schritt  und  Tritt  wahrnehmen  kann,  verfolgten  die 
Leiter  der  Bundesgenossenpolitik  in  den  ersten  Zeiten  drei  an 
und  für  sich  erstrebenswerte  Ziele.  Sie  waren  erstrebenswert, 
solange  sich  die  römischen  Staatsmänner  von  weiser  Mäßigung 
leiten  ließen.  Der  erste  Grundsatz  lautete:  „divide  et  impera!" 
So  ziemlich  überall,  wo  Rom  Völker  zum  Eintritt  in  den  Bund 
zwang,  mußten  auch  sofort  alle  bisherigen  politischen  Verbände 
innerhalb  der  neuen  Bundesmitglieder  aufgelöst  werden.  Sie 
bheben  höchstens  als  sakrale  Genossenschaften  bestehen.  Die 
Völker  mußten  pohtisch  zersplittert  sein,  um  Rom  nicht  gefähr- 
lich zu  werden.  So  hielt  es  Rom  338  gegen  die  Latiner 
(Livius  VIII.  14).  Das  zweite  Ziel  Roms  bestand  darin,  auf  der 
anderen  Seite  die  verschiedenen,  auch  die  sogenannten  stamm- 
fremden Völker  Italiens  in  eine  gewisse  Einheitsform  zu  bringen. 


^)  Gellius  X.  3. 


Dies  suchte  es  dadurch  zu  erreichen,  daß  es  sie  romanisierte 
und  ihnen  den  Geist  römischer  Disziplin  und  Sitte  einhauchte. 
Das  dritte  Ziel  ging  darauf  aus,  die  große  Kraft,  die  in  den 
Italikern  vorhanden  war,  Rom  militärisch  dienstbar  zu  machen, 
zunächst  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  und  dann  zur  Er- 
ringung der  Weltherrschaft.  Das  ist  den  Römern  am  besten 
gelungen,  und  zwar  zunächst,  wie  Beloch*)  betont,  unter  Wahrung 
der  inneren  Autonomie  der  Bundesmitglieder.  Natürlich  gilt 
dies  nur,  wie  ich  betone,  von  den  ersten  Zeiten  des  Bundes, 
später  nicht  mehr. 

Denn  nach  201  kümmerten  sich  die  Römer  um  Autonomie, 
Wohl  und  Wehe  der  italischen  Bundesgenossen  sehr  wenig. 
Ein  Recht  derselben  nach  dem  andern  ging  an  die  Zentral- 
regierung in  Rom  über.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Rechte 
und  die  staatliche  Stellung  der  Eidgenossen  zu  Rom,  sowie  den 
staatsrechtlichen  Unterschied  zwischen  latinischen  und  nicht- 
latinischen  Bundesgenossen  eingehend  zu  erörtern*).  Dagegen 
will  ich  durch  wenige  Beispiele  zeigen,  wie  die  Römer  sich 
zahlreiche  Übergriffe  erlaubten,  die  Privilegien  der  Italiker  auf- 
hoben und  sich  oft  empörender  Gewalttaten  schuldig  machten. 
Zwar  hatten  die  Römer  schon  vor  201  manches  getan,  was 
eigentlich  vertragswidrig  war.  Aber  diese  Vorkommnisse  blieben 
vereinzelt  oder  hielten  sich  in  mäßigen  Grenzen.  Daß  beim 
Eintritt  eines  Staates  in  das  Bündnis  mit  Rom  das  Kriegs-  und 
Vertragsrecht  an  den  führenden  Vorort  übergingen,  war  selbst- 
verständlich»).  Und  schon  im  Jahre  268,  als  Rom  mit  der  Silber- 
prägung begann,  wurde  den  Italikern  das  Recht  der  Münzprägung 
entzogen*).  Rom  ging  aber  sehr  bald  weiter  in  seinem  Bestreben, 
die  Bundesgenossen  zu  unterdrücken  und  rechtlos  zu  machen. 
Römische  Gesetze,  Volks-  und  Senatsbeschlüsse  wurden  ohne 
weiteres    auf    ganz    Italien    ausgedehnt,    so    anläßlich    des    be- 

*)  Beloch,  Der  italische  Bund  unter  Roms  Hegemonie.  Leipzig  1880 
S.  201. 

2)  Ich  verweise  auf:  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  III.  S.  606—715  und 
Beloch  a.  a.  O.  S.  135—224. 

»)  Vgl.  Mommsen  a.  a.  0.  lU.  S.  671. 

*)  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  lü.  S.  710  und  „Geschichte  des  röm. 
Münzwesens"  S.  319. 
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rüchtigten  Bacchanalienprozesses  im  Jahre  186*)  und  der  Aus- 
dehnung des  römischen  Schuldrechles  auf  alle  Italiker  im  Jahre 
193^).  Auch  die  Freizügigkeit,  d.  h.  das  Recht,  seinen  Wohn- 
ort nach  Rom  zu  verlegen  und  so  auf  diesem  einzigen  gesetz- 
lichen Wege  das  römische  Bürgerrecht  zu  erlangen,  wurde  in 
dieser  Periode  erheblich  eingeschränkt.  Durch  ein  vor  dem 
Jahre  177  gegebenes  Gesetz  wurde  bestimmt,  daß  nur  derjenige 
nach  Rom  ziehen  und  dort  Bürger  werden  dürfe,  der  in  seiner 
Heimat  einen  erwachsenen  Sohn  zurücklasse  (Livius  XXXXI.  8). 
Und  doch  möchte  man  einmal  in  diesem  Falle  die  römische 
Politik  loben.  Denn  sie  wollte  zugunsten  der  Italiker  der  Ent- 
völkerung der  Bundesgemeinden  vorbeugen.  Als  das  Gesetz 
häufig  umgangen  wurde,  wurden  im  Jahre  177  durch  einen 
Senatsbeschluß  alle  Bundesgenossen,  die  sich  nach  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  fälschlich  das  Bürgerrecht  angemaßt  hatten, 
in  ihre  Heimatsorte  ausgewiesen;  auch  wurden  Vorkehrungen 
getroffen,  um  künftig  ein  Umgehen  des  Gesetzes  unmöglich  zu 
machen  (Livius  XXXXI.  8  u.  9). 

Aber  auch  in  rein  materieller  Hinsicht  wurden  die  Bundes- 
genossen zurückgesetzt.  Während  sie  bis  zum  Jahre  177  bei 
den  Triumphalgeschenken  stets  die  gleiche  Summe  wie  die 
römischen  Bürger  erhielten'),  bekamen  sie  im  Jahre  177  nur  die 
Hälfte*).     Und  so  wurde  es  in  der  Folgezeit  meistens  gehalten. 

Auch  die  militärische  Kraft  der  Bundesgenossen  wurde  aufs 
äußerste  angespannt.  Zuletzt  mußten  sie  gewöhnlich  doppelt 
soviel  Fußvolk  und  doppelt  oder  dreifach  soviel  Reiter  als  die 
Römer  stellen  (Livius  XXXVII.  50  und  XXVI.  17).  Dazu  kam 
noch,  daß  viele  bundesgenössische  Gemeinden  durch  die  Aus- 
wanderung ihrer  Bürger  nach  Rom^)  oder  anderen  besser- 
gestellten Bundesgemeinden®)   entvölkert  wurden  und   trotzdem 


1)  Livius  XXXIX.  18. 

«)  Livius  XXXV.  7. 

»)  Vgl.  Livius  XXXX.  43  und  Livius  XXXXI.  7. 

*)  Livius  XXXXI.  13. 

^)  Natürlich  handelt  es  sich  hier  um  solche  Italiker,  die  gesetzwidrig, 
ohne  einen  Sohn  in  der  Heimat  zurückzulassen,  in  Rom  das  Bürgerrecht  er- 
schleichen wollen. 

•)  S.  Livius  XXXXI.  8. 


dasselbe  oder  sogar  ein  höheres  Kontingent  an  Truppen  stellen 
mußten.  Natürlich  waren  auch  die  Verluste  der  Bundesgenossen 
in  den  zahlreichen  Kriegen  Roms  schon  gemäß  ihrem  größeren 
Kontingente  enorm  und  viel  größer  als  die  der  Römer,  zumal 
gerade  die  Italiker  zu  den  gefährlichsten  Expeditionen  und  Kriegen 
bestimmt  wurden.  Das  zeigte  sich  vor  allem  in  den  spanischen 
Kriegen.  Nach  Niese*)  betragen  die  bei  Appian,  Iber.  78 ff.  in 
den  Kriegen  von  154—134  v.  Chr.  ausdrücklich  bezifferten  Ver- 
luste der  Römer  46100  Mann.  Davon  entfällt  weit  über  die 
Hälfte  auf  die  Bundesgenossen. 

Am  meisten  aber  wurde  ihre  Erbitterung  gegen  Rom  ge- 
steigert durch  die  Gewalttaten,  die  sich  römische  Magistrate 
gegen  sie  herausnahmen.  Gaius  Gracchus  brachte  nach  Gellius 
(X.  3)  bei  Einbringung  seiner  Bundesgenossengesetze  drei  solche 
Fälle  zur  Sprache.  Schon  aus  diesem  Grunde  allein  mußte  der 
Bundesgenosse  das  Bürgerrecht  wünschen,  das  ihn  vor  dergleichen 
Grausamkeiten  schützte.  Noch  schlimmer  war  seine  Lage  im 
Heere.  Dem  geringsten  römischen  Bürger  stand  im  Bereich  der 
Zivilgerichtsbarkeit  unbestritten  das  Provokationsrecht  zu.  Auch 
im  Felde  wurde  das  Kriegsrecht  auf  römische  Bürger  immer 
milder  angewandt,  so  daß  die  Erweiterung  des  Provokations- 
rechtes bei  Todesurteilen  auf  die  Kriegsgerichtsbarkeit  unter  den 
Gracchen  auch  legislativ  festgelegt  wurde.  Dagegen  konnte  der 
Feldherr  über  jeden  Italiker,  selbst  über  den  höchstgestellten 
latinischen  Offizier  ohne  weiteres  das  Todesurteil  verhängen, 
wie  es  nach  Sallust  (Jugurtha  69.  4)  und  Plutarch  (Marius  8) 
noch  im  jugurthinischen  Kriege  geschah. 

Ferner  war,  wie  Ihne-)  betont,  den  Italikern  ein  Anteil  an 
den  finanziellen  Operationen  bei  der  Staatsverwaltung  nicht  ein- 
geräumt. Die  Pachtung  von  Zöllen  und  Steuern  sowie  sämtliche 
Staatslieferungen  waren  den  römischen  Bürgern,  besonders  den 
kapitalkräftigen  Rittern,  reserviert.  Die  Früchte  der  Siege  Roms, 
die  der  Bundesgenosse  zum  größten  Teile  errungen  hatte,  waren 
ihm  unerreichbar.  —  Obwohl  auf  ihm  die  Herrschaft  und  Größe 
Roms    beruhten,    war    seine    Lage    im    Gegensatze    zu    seiner 


*)  Grundriß  der  röm.  Geschichte.    3.  Aufl.    München  1906.    S.  147. 
«)  Römische  Geschichte  IV.  S.  149. 


Wichtigkeit  immer  schlechter  geworden.  Daß  etwas  zugunsten 
der  Bundesgenossen  geschehen  mußte,  war  für  jeden  Einsichtigen 
klar.  Lange  Jahre  hatten  sie  ruhig  ausgeharrt.  Aber  nun  be- 
gann es  unter  den  Italikern  sich  zu  regen.  Fortan  drangen  sie 
immer  wieder  auf  Erfüllung  ihrer  gerechten  Forderungen,  und 
zwar  um  so  eindringlicher,  je  klarer  in  ihnen  das  Bewußtsein 
ihres  Wertes  dadurch  geweckt  wurde,  daß  sie  in  den  nunmehr 
ausbrechenden  inneren  Wirren  in  Rom  von  beiden  Parteien  um 
ihre  Hilfe  angegangen  wurden.  Und  nun  zeigte  sich  der  folgen- 
schwere Fehler,  den  Rom  in  seiner  Politik  gemacht  hatte.  Es 
hatte  in  früheren  Jahrhunderten  die  Bundesgenossen  romanisiert 
und  mit  römischem  Geiste  und  römischer  Diszipün  erfüllt.  Dabei 
hatte  es  aber  verabsäumt  oder  nicht  über  sich  bringen  können, 
die  Italiker,  die  sich  längst  als  Römer  fühlten  und  als  Feinde 
für  Rom  eine  große  Gefahr  waren,  in  die  Bürgerschaft  auf- 
zunehmen und  so  unschädlich  zu  machen. 

So  war  allmählich  die  bewegte  Zeit  der  großen  Umwälzungen 
im  römischen  Staate  herangekommen.  Drei  Fragen  waren  in 
jener  Zeit  akut  geworden,  die  Sklaven-,  die  Proletarier-  und  die 
Bundesgenossenfrage.  Sie  hingen  alle  drei  eng  miteinander  zu- 
sammen. Die  beiden  ersten  waren  schwer  zu  entscheiden,  weil 
man  sie  nicht  in  letzter  Linie  mit  dem  Schwerte  entscheiden 
konnte.  Anders  lag  die  Sache  bei  der  Bundesgenossenfrage. 
Daß  die  drei  genannten  Fragen  so  brennend  geworden  waren, 
gründete  sich  auf  eine  Tatsache,  die  in  gleicher  Weise  die 
Bundesgenossen  wie  das  arme  römische  Volk  in  Mitleidenschaft 
zog.  Es  ist  die  Latifundienwirtschaft,  die,  abgesehen  von  den 
blutigen  Kriegen,  mit  der  Zeit  unbedingt  zum  Ruin  der  itahschen 
Völker  führen  mußte.  Sie  hatte  die  Sklavenarbeit  allgemein 
gemacht  und  drohte,  den  kleinen  Bauernstand  zu  vernichten, 
wie  Appian  (b.  c.  L  7)  und  Plutarch  (Tiberius  Gracchus  8) 
ausdrücklich  betonen. 

Die  genannten  Kapitel  geben  die  Entstehungsgeschichte  des 
römischen  Ager  pubhcus.  Zunächst  hatte  nach  Appian  (b.  c.  L  7) 
der  Staat  allen  gestattet,  Teile  des  Gemeindelandes  zu  okku- 
pieren, d.  h.  die  Okkupanten  erhielten  diese  Teile  zur  Nutz- 
nießung und  zwar  gegen  eine  Abgabe  an  den  Staat,  wie  Appian 
ausdrücklich    berichtet.      Natürlich    blieben    diese    okkupierten 


Gebiete  stets  Eigentum  des  römischen  Staates  und  unter  seiner 
Souveränität*).  Nach  Appian  (b.  c.  L  7)  war  das  Recht  der 
Okkupation  auch  den  Italikern  verliehen.  Daran  ist  nicht  zu 
zweifeln.  Von  diesem  Rechte  aber  konnten  nur  die  reichen 
römischen  Bürger  und  die  reichen  ItaUker  Gebrauch  machen, 
weil  sie  allein  über  das  nötige  Kapital  und  Sklaven  verfügten. 
Durch  Kauf  oder  Gewalt  (Appian  b.  c.  L  7,  Plut.  Tib.  Gr.  8) 
verdrängten  sie  die  Armen  von  ihren  Gütchen  und  schufen  ihre 
Latifundien.  Dadurch  drohte  der  Kleinbauernstand  der  Ver- 
nichtung anheimzufallen.  Immer  größer  wurde  die  Zahl  der 
Besitzlosen,  immer  elender  die  Lage  der  Italiker.^)  Wenn  bei 
Appian  an  zwei  Stellen*)  geklagt  wird,  daß  die  Zahl  der  Italiker 
infolge  der  Latifundienwirtschaft  beständig  im  Abnehmen  be- 
griffen sei,  so  mußte  diese  Tatsache  Rom  mit  großer  Besorgnis 
für  seine  Wehrmacht  erfüllen.  Es  mußte  etwas  geschehen,  das 
der  weiteren  Verminderung  des  Bauernstandes  Einhalt  gebot. 
Das  war  einzig  mögUch  durch  Schaffung  von  Bauernstellen. 
Das  dazu  nötige  Land  bot  der  Ager  publicus.  Nach  150  v.  Chr. 
begannen  daher  die  Versuche,  das  Gemeindeland,  das  fast  ganz 
in  den  Händen  der  Latifundienbesitzer  war  und  diesen  erst 
entzogen  werden  mußte,  an  arme  römische  Bürger  und  arme 
Italiker  zu  verteilen.  Damit  wären  wir  bei  den  Gracchen  an- 
gelangt. 


»)  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  UI.  S.  681.  und  Beloch  a.  a.  0.  S.  218. 

•)  Appian  (b.  c.  I.  9):  iasfivoXo^'tjoe  (sc.  Tißiqiog  rgdxxog)  jreoi  tov 
'ItoXixov  yevovg  ....  usw. 

■)  Appian  b.  c.  I.  9  und  b.  c.  I.  8:  e<p  oU  o  ötyiog  idva<p6Qei  fikv,  tog 
otne  avfifidxfov  i^  'Ircdtag  ezi  ev:TOoiia<or  ....  USW. 
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Die    römische   Bundesgenossenpolitik   in   der   Zeit   vom 

Auftreten  des  Tiberius  Gracchus  bis  zum  Volkstribunate 

des  Gaius  Gracchus  (133—123  v.  Chr.). 

Zunächst  will  ich  einige  Bemerkungen  über  die  Quellen  zur 
Geschichte  der  Gracchen  voraussenden  ^).  Fast  samtliche  späteren 
Quellen  lassen  sich  auf  drei  Werke  zurückführen 2).  Zuerst 
kommt  als  Primärquelle  das  Annalenwerk  des  C.  Fannius  in 
Betracht.  Dieser  stand  den  Ereignissen  als  Augenzeuge  gegen- 
über und  griff  oft  handelnd  ein.  Er  war  den  Gracchen  günstig 
gesinnt,  gehörte  aber  andrerseits  dem  Scipionenkreise  an.  In 
rein  römischen  Angelegenheiten  nahm  er  also  eine  gemäßigte 
Mittelstellung  ein.  Dagegen  besaß  er  für  die  Bedeutung  und 
die  Rechte  der  Bundesgenossen  als  Aristokrat  leider  nicht  das 
geringste  Verständnis.  Auf  ihn  ging  das  Annalenwerk ^j  des 
berühmten  Redners  Qu.  Hortensius  Hortalus*)  zurück.  Aus 
Hortensius  hat  dann  Cicero  seine  historischen  Kenntni.sse  ge- 
schöpft. Auch  Sallust,  der  den  Gracchen  wohlgesinnt  ist,  geht 
auf  irgend  eine  Weise  auf  Fannius  zurück,  ferner  Vellejus  und 
der  sog.  Aurelius  Victor.  Endlich  auch  Livius,  der  aber  das 
den  Gracchen  Günstige  tendenziös  in  das  Gegenteil  umgeändert 
hat.  Damit  ist  es  auch  festgestellt  für  seine  Ausschreiber  Florus 
und  Orosius.  Da  nun  Fannius  für  alle  lateinischen  Historiker 
die  letzte  Quelle  ist,  so  ist  bei  ihnen  von  einem  Verständnis 
für  die  Bundesgenossen  nichts  zu  verspüren. 


*)  Vgl.  E.  Meyer,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Gracchen. 
Halle  1894,  und  E.  Kornem.iun,  Zur  Geschichte  der  Gracchenzeit.  Leipzig  1903. 
Wichtiges  Material  verdanke  ich  auch  den  wissenschaftlichen  Übungen  bei 
Herrn  Prof.  Cichorius. 

*)  Nur  die  Rhetorik  ad  Herennium,  die  den  Gracchen  wohlgesinnt  ist, 
nimmt  einen  ganz  isolierten  Platz  ein. 

')  S.  Komemann  a.  a.  0.  S.  39. 

*)  Vellejus  II.  16. 


Als  zweite  Quelle  kommt  das  Geschichtswerk  eines  Mannes 
in  Betracht,  der  uns  leider  mit  seinem  Werke  ganz  unbekannt 
geblieben  ist.  Auf  jeden  Fall  haben  wir  es  nicht  mit  einem 
Griechen,  sondern  mit  einem  Römer  zu  tun,  der  der  Gracchen- 
zeit ziemlich  nahe  stand.  Er  schrieb  nicht  vom  römischen 
Standpunkte,  sondern  vom  speziell  italischen  aus  und  ließ  den 
Bundesgenossen  volle  Gerechtigkeit  widerfahren.  Auf  ihn  ging 
ein  anderes  großes  Geschichtswerk  zurück,  das  uns  gleich- 
falls samt  seinem  Verfasser  unbekannt  geblieben  ist  und  wahr- 
scheinlich der  zweiten  Hälfte  des  ersten  Jahrhunderts  v.  Chr. 
angehört.  Vielleicht  ist  Asinius  Pollio  der  Verfasser*).  Auf 
diese  lateinische  Mittelquelle  geht  in  irgend  einer  Weise  der 
Grieche  Appian^)  zurück.  Die  letzte  Grundlage  der  Gracchen- 
geschichte  bei  Appian  ist  also  der  zuerst  genannte  unbekannte 
Autor.  Leider  hat  es  Appian,  wie  so  oft,  verstanden,  seine 
Quelle  geheim  zu  halten.  Daneben  geht  er  auf  eine  andere, 
mit  dem  Griechen  Plutarch  gemeinsame  griechische  Quelle 
zurück.  —  Es  ist  dies  die  dritte  große  Quelle,  das  Geschichts- 
werk des  Posidonius  von  Apamea.  Er  steht  der  Gracchenzeit 
schon  ferner,  da  er  ungefähr  zwischen  130  und  60  v.  Chr. 
lebte.  Er  ist  ganz  das  Sprachrohr  der  römischen  Aristokratie. 
Scharf  wird  bei  ihm  jede  Revolution  verurteilt.  Posidonius, 
der  auf  der  anderen  Seite  fast  ganz  von  Diodor  ausgeschrieben 
wurde,  und  Fannius  schrieben  also  antiitalisch,  und  das  hat 
auf  die  späteren  Historiker,  von  denen  sie  benutzt  wurden, 
zum  Teil  abgefärbt.  Wenn  wir  nun  bedenken,  daß  Fannius 
und  Posidonius  die  Quellen  Plutarchs  sind,  so  müssen  wir 
Appian  den  Vorzug  vor  Plutarch  geben.  Das  Resultat  für  beide 
ist  kurz  zusammengefaßt:  Die  beiden  Historikern  mit  Diodor 
gemeinsame  Quelle  ist  Posidonius.  Die  Plutarch  mit  allen 
Lateinern  gemeinsame  ist  Fannius.  Die  von  Appian  allein  be- 
nutzte Quelle  ist  der  unbekannte  Autor,  der  für  die  Bundes- 
genossen so  großes  Verständnis  zeigte^). 


*)  Vgl.  E.  Meyer  a.  a.  0.  S.  10  und  Komemann  a.  a.  O.  S.  42  Anm.  2. 

*)  Vgl.  Pauly-Wissowa,  Realenzykl.  11  S.  222  unter  Appianus. 

«)  Welche  Stellung  zur  Gracchenbewegung  der  Satirendichter  C.  Lucilius 
einnahm,  und  inwieweit  er  als  Quelle  in  Betracht  kommen  darf,  will  ich 
später  zeigen. 
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Nach  Plutarch  (Tib.  Gracchus  8)  versuchte  schon  im  Jahre  140 
G.  Laelius,   der  Freund  des  Scipio  Aemilianus,  als  Konsul  die 
Agrarfrage,  die  von  nun  an  im  Vordergrunde  steht,  zu  lösen. 
Aber  dieser  Aristokrat  war  viel  zu  wenig  energisch,  um  durch- 
zudringen.   Als  sich  die  Nobilität  widersetzte,  gab  er  aus  Furcht 
vor  dem  drohenden  Sturme  der  Revolution  sein  Vorhaben  auf 
(Plut.   Tib.  Gr.  8)   und   wurde   mit   dem   billigen  Namen   „der 
Weise"  geehrt.    Nach  Mommsen')  soll  auch  Scipio  Aemilianus 
selbst   an   einen  Reformversuch   gedacht   haben,    aber  auch  er 
hätte  seinen  Plan  aufgegeben,  um  die  Revolution  nicht  zu  ent- 
fesseln.    Mit  Energie  und  Begeisterung  nahm  endlich  Tiberius 
Sempronius    Gracchus    den    Plan    auf,    damit    eine    neue    Zeit 
beginnend.     Er   besaß   für  das  Elend  des  italischen  Volkes  ein 
echtes  Gefühl.     Nach  Plut.  (Tib.  Gr.  8)  behauptete  sein  Bruder 
Gaius  in  einer  Schrift«),   daß   Tiberius   auf  einer  Reise   durch 
Etrurien  vom  Anblick  des  unter  dem  italischen  Volke  herrschenden 
Elendes  so  ergriffen   worden  sei,    daß   er  den   festen  Entschluß 
faßte,  ihm  abzuhelfen.     Für   das   Jahr  133   zum  Volkstribunen 
gewählt,    begann    er    sein    großes   Reformwerk,    das    für    den 
gesamten  Staat,   besonders   aber   für  die  Bundesgenossen  weit- 
gehende Folgen  haben  sollte.     Die   wirtschaftliche  Hebung  und 
Vermehrung  der  römisch-italischen  Nation  war  unbedingt  nötig, 
und  so  beantragte  Tiberius  nach  Appian  (b.  c.  I.  9)  im  Jahre  133, 
daß  niemand  mehr  als  500  Morgen  Gemeindeland  besitzen  sollte. 
Es  handelte  sich  dabei   eigentlich   nicht   um   ein  neues  Gesetz, 
sondern  nur  um  eine  Erneuerung  eines  alten  Ackergesetzes,  das 
Livius  (VI.  35.  5)  erwähnt').     Nach  Appian  (b.  c.  I.  9),  Aurelius 
Victor  64,  Livius  (epit.  58)  milderte  Tiberius  sein  Gesetz,  indem 
er    bestimmte,     daß    für    zwei     erwachsene    Söhne     noch    je 
250  Morgen  zurückbehalten  werden  dürften*).   Als  Entschädigung 
für  das  abzutretende  Land  und  die  gemachten  Aufwendungen  und 

»)  Rom.  Geschichte,  6.  AuO.,  1874.    II.  S.  83. 

*)  Nach  der  Meinung  meines  hochverehrten  Lehrers,  des  Herrn  Professor 
Cichorius,  ist  wahrscheinlich'  darunter  eine.' politische  Broschüre  zu  verstehen, 
durch  die  Gaius  seinen  Bruder  rechtfertigen  wollte. 

•)  Siehe  Niese,  Hermes  (1888)  XXIU.  S.  410  ff. 

*)  Diese  Bestimmung  sollte  den  veränderten  Zeitverhältnissen 
Rechnung  tragen. 


Verbesserungen  sollten  nach  Appian  (b.  c. LH)  die  verbleibenden 
500  Morgen  abgabefreies,  ewiges  Eigentum  der  Okkupanten  werden. 
Nach  Plut.  (Tib.  Gr.  9)  sollte  noch  eine  angemessene  Vergütigung 
aus   dem   Staatsschatze    hinzugefügt   werden.     Das   übrige  Ge- 
meindeland   sollte    unter    die    Armen   verteilt   werden    (Appian 
b.  c.  I.  9)  und  zwar  als  Lose  von  höchstens  30  Morgen*).    Diese 
Gütchen  sollten  unveräußerlich^)  sein,  um  ihr  Aufkaufen  durch 
die  Reichen  zu  verhindern.     Ob  die  Unveräußerlichkeit,  die  die 
Armen  an  die  Scholle  bannte,  nützlich  war,  bleibe  dahingestellt. 
Die  Besitzer  der  neuen  Gütchen  mußten  eine,  wenn  auch  mäßige, 
Abgabe   in   den  Staatsschatz   zahlen  (Plut.  C.  Gr.  9).     Die  ge- 
schaffenen Parzellen   sollten   an  arme  römische  Bürger  und  an 
arme  Italiker   verteilt   werden.     Daß  Tiberius  in  weiser  Politik 
auch  die  Bundesgenossen  bei  seinem  Reformwerk  bedacht  hatte, 
daran  ist  nach  Appian  (b.  c.  I.  13)  nicht  zu  zweifeln.    Lange') 
kombiniert    falsch,    wenn    er   unter   Hinweis    auf    die    italiker- 
feindHche  Gesinnung  der  römischen  Bürgerschaft  behauptet,  die 
Bundesgenossen  seien  an  den  Ackerassignationen  nicht  beteiligt 
gewesen.     Daß  das  Agrargesetz,  das  die  Bundesgenossen  in  die 
inneren  Wirren  hineinzog,  die  römische  Nation  und  später,  wie 
ich    zeigen    werde,    auch    die    Bundesgenossen    in    zwei   Teile 
spaltete,     den    ganzen   Widerstand    der    in    ihren    Latifundien 
bedrohten  römischen  Aristokratie  hervorrief,  ist  selbstverständlich. 
Viele  Optimaten  sahen  ihren  Ruin  vor  Augen.    Auch  galten  die 
okkupierten  Teile   des  Ager   publicus  längst   als  Eigentum,   mit 
dem  man  allerlei  Manipulationen  vorgenommen  hatte.     Als  es 
zur    Abstimmung    über   das    Gesetz    kam,    legte    der   von    der 
Opposition   gewonnene  Volkstribun   M.  Octavius   Einspruch   ein 
(Appian  b.  c.  L  12,  Plut.  Tib.  Gr.  10,  Aur.  Vict.  64,  Livius  epit.  58). 
Über  den  Widerstand  ergrimmt,  verschärfte  Tiberius  sein  Gesetz 
(Plut.  Tib.  Gr.  10),   indem   er   die   zuerst    versprochenen   Ent- 


»)  J.  L.  A.  Vol.  I.  (1863)  S.  80.  Lex  agraria  XIV:  scito  sibei  sumpsit 
reliquitve,  quod  non  modus  maior  siet,  quam  quantum  unum  hominem  ex 
lege  pl(ebei)ve  sc(ito)  sibei  sumere  relinquere  licuit  sei  quis  tum  cum  haec 
lex  rogabitur  agri  colendi  causa  in  eum  agrum  agri  iugra  non  amplius  XXX 
possidebit  habebitve,  is  ager  privatus  esto. 

•)  Appian  b.  c.  I.  10  u.  27. 

»)  Römische  Altertümer,  UI.  2.  Aufl.  1876.  S.  10. 
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Schädigungen  für  die  Abtretung  von  Gemeindeland  einfach  strich. 
Woher  er  übrigens  die  Entschädigungssummen  hatte  nehmen 
wollen,  ist  mir  unklar. 

Als  M.  Octavius  zweimal  sein  Veto  eingelegt  hatte  (Appian 
b.  c.  I.  12)  waren  für  Tiberius  alle  verfassungsmäßigen  Wege 
verschlossen.  Er  betrat  nun  den  Boden  der  Revolution  und 
ließ  sich  zu  einem  verfassungswidrigen  Schritt  hinreißen,  indem 
er  durch  Volksbeschluß  Octavius  absetzte  (Appian  b.  c.  I.  12, 
Plut.  Tib.  Gr.  12,  Livius  epit.  58;  vergl.  auch  Diodor  XXXIV.  7). 

Nun  ging  das  Gesetz  durch.  Gemäß  einem  Zusatzartikel 
dazu  wurden  nach  Appian  (b.  c.  I.  9)  drei  Männer  gewählt,  die 
als  tresviri  agris  assignandis  das  abgetretene  Gemeindeland  ver- 
teilen sollten.  Die  Wahl  fiel  auf  Tiberius  selbst,  seinen  Bruder 
Gaius  und  seinen  Schwiegervater  Appius  Claudius*).  Tiberius 
brachte  sodann  einen  neuen,  wichtigen  Zusatzartikel  zu  seinem 
Gesetze  durch.  Dieser  verheb  den  Triumvirn  das  Recht,  selbst 
zu  entscheiden,  was  Gemeinde-  und  was  Privatland  sei-). 
Dadurch  bekam  die  Kommission  eine  richterliche  Gewalt,  die 
eigenthch  den  Zensoren  oder  Konsuln  zukam.  Sie  begann  ihr 
Werk.  Natürlich  verursachte  sie  viel  böses  Blut,  verletzte 
zahlreiche  durch  die  Gewohnheit  sanktionierte  Rechte  und 
konfiszierte  irrtümlich  manches  Privateigentum,  über  das  sich 
der  Besitzer  nicht  ausweisen  konnte. 

Aber  auf  der  anderen  Seite  muß  ich  als  durchaus  wichtig 
betonen,  daß  sich  die  Untersuchung  nur  auf  das  von  römischen 
Bürgern,  nicht  auf  das  von  Bundesgenossen  okkupierte  Gemeinde- 
land erstreckte.  Tiberius,  ein  rechtlich  denkender  Mann,  hatte 
sein  Gesetz  sicher  so  formuhert,  daß  die  Bundesgenossen,  die 
ohnedies  schon  zahlreiches  Unrecht  erlitten  hatten,  ruhig  im 
Besitze  ihrer  Okkupationen  gelassen  wurden.  Sonst  wäre  es 
mir  unverständlich,  warum  die  Italiker  erst  im  Jahre  129  den 
Weg  der  Klage  betraten  und  gegen  die  Hineinziehung  ihrer 
Okkupationen  in  die  Assignationen  protestierten.  Ebenso  wäre 
es,  worauf  ich  besonders  hinweise,  wunderlich,  warum  man  so 


»)  Appian  b.  c.  I.  13,  Plut.  Tib.  Gr.  13,  Livius  epit.  58. 

*)  Livius  epit.  58:  Promulgavit  et  aliam  legem  agrariam ut  iidem 

triumviri  iudicarent,  qua  publicus  ager,  qua  privatus  esset. 
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lange  mit  der  Aufteilung  des  von  den  Italikern  okkupierten 
Gemeindelandes  wartete.  Solange  eben  Tiberius  lebte,  und  auch 
später,  ehe  man  sich  im  Gegensatze  zu  seinem  Gesetze  Über- 
griffe erlaubte,  waren  die  Bundesgenossen  in  ihrem  Besitz  ge- 
sichert.    Daher  ist  mir  eine  Stelle  bei  Cicero  (de  re  publ.  Hl. 

29.  41): Tiberius  Gracchus   perseveravit  in  civibus, 

sociorum  noministiue  Latini  iura  neglexit  ac  foedera  einfach 
unverständlich.  Das  Gesagte  paßt  nicht  auf  Tiberius  und  das 
Jahr  133,  sondern  auf  Gaius  Gracchus  und  die  Ackerkommission 

im  Jahre  129. 

Das  Gesetz  des  Tiberius  war  für  die  Bundesgenossen  von 
doppeltem  Vorteil.  Einerseits  sollten  nach  ihm  die  ärmeren 
Italiker  an  den  Assignationen  mitbeteiligt  werden,  andererseits 
sollte  das  von  den  reichen  Bundesgenossen  okkupierte  Gemeinde- 
land nicht  zur  Verteilung  gelangen.  NatürUch  jubelten  sämtliche 
Italiker  ihrem  hochherzigen  Verfechter  begeistert  zu  (Appian  b. 
c.  I.  13).  Eines  ist  sicher,  mit  Tiberius  begann  eine  neue 
Bundesgenossenpolitik  ^).  Leider  stand  er  allein,  das  übrige  Rom 
hatte  für  Italien  nichts  übrig. 

Tiberius  wandelte  weiter  auf  der  Bahn  seiner  Reformen. 
Diese  haben  ihn  nach  meiner  Meinung  viel  weiter  fortgeführt, 
als  er  zuerst  beabsichtigte.  Er  schlug  vor,  das  Rom  eben  in 
den  Schoß  gefallene  Erbe  des  letzten  Königs  von  Pergamum, 
Attalus  HL,  unter  die  neuen  Landbesitzer  zu  verteilen,  um  ihnen 
zur  Einrichtung  ihrer  Wirtschaft  mit  einem  kleinen  Kapitale 
unter  die  Arme  zu  greifen 2).  Dieser  Vorschlag  aber  wurde 
schwerlich  zum  Gesetze  erhoben.  Inzwischen  war  nämlich 
die  Stellung  des  Tribunen  infolge  der  Agitation  des  Senates 
schwer  erschüttert  worden.  Die  Nobilität  hatte  einen  uralten 
Schachzug  getan  und  den  Tribunen  des  Strebens  nach  der 
Königsherrschaft  beschuldigt.  Dieser  wollte  sich  daher  zum 
zweiten  Male  zum  Volkstribunen  wählen  lassen  (Plut.  Tib.  Gr.  16), 
obwohl  es  ungesetzlich  war. 


»)  Die  Nachricht  bei  Vellejus  (U.  2):  triumviros  agris  dividendis  colonisque 

deducendis  creavit  se beruht  wohl  auf  einem  Irrtum,  der  dadurch 

entstand,  das  Vellejus  das  Kolonialgesetz  des  Gaius  Gracchus,  durch  das  er 
armen  Römern  und  Italikern  eine  Heimat  schaffen  wollte,  dem  Tiberius  zuschrieb. 

«)  Plut.  Tib.  Gr.  14,  Livius  epit.  58,  Orosius  V.  8,  Aur.  Vict.  de  vir.  ill.64. 


* . 
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Um  das  Volk  für  seine  Wiederwahl  zu  gewinnen,  versprach 
er  nach  Plutarch  (Tib.  Gr.  16),  weitere  Gesetze  einzubringen'). 
Uie  Zeit  des  Kriegsdienstes  sollte  verkürzt,  das  Provokations- 
recht emeitert^)   und   die  Geschworenengerichte  zum  Teil  mit 
Rittern  besetzt  werden.     Natürlich  handelte  es  sich  hierbei  nur 
um  unbestimmte  Pläne,  die  erst  sein  Bruder  Gaius  in  die  Tat 
umsetzte.    Dagegen  liegt  die  Sache  bei  einem  anderen  Gesetzes- 
entwurfe  des  Tiberius  nach  meiner  Ansicht  wesentlich  anders. 
Ich  meine  seine  Absicht,   den  Bundesgenossen   das  Bürgerrecht 
zu  verleihen.     Hierbei  handelte  es  sich  nicht  bloß  um  einen 
zufälhg    auftauchenden    und    dann    rasch    wieder    spurlos    ver- 
schwindenden Plan.     Es  war  vielmehr  ein  wohlerwogenes  Pro- 
gramm, zu  dem  er  bereits  die  einleitenden  und  vorbereitenden 
Schritte  getan  hatte,  vor  allem  in  seiner  bisherigen  Agrargesetz- 
gebung     Dafür  spricht  außer  logischen  Gründen  auch  die  Notiz 

bei  Vellejus  (II.  2): pollicitusque  toti  Italiae  civitatem. 

Tiberius    hatte    den   Bundesgenossen    in    seinem   Agrargesetze 
große  Vorteile  verschaflt,  sie  Roms  Bürgern  gleichgestellt  und 
als   erster   dem    Staatswesen   und   der    staatlichen    Entwicklung 
einzufügen  gesucht.     Es  ist  daher  durchaus  begreiflich,   daß  er 
sie    auch    durch    Verleihung    der    Zivität    völlig    zu    römischen 
Burgern   machen   wollte.     Dadurch    führte   er   aber   auch   dem 
Staate  neues  Blut   zu  und   schuf  sich   zugleich   zum    eigenen 
Nutzen  eine  Ihm  treu  ergebene  Partei.    Sein  Plan  war  wirklich 
großartig      Er  sollte  gleichzeitig  das  arme  römische  Volk  und 
1?  "^/.'•'^^'■^•'^fr'^digen.     Den  Bundesgenossen  schuf  er  zuerst 
aUmahhch  durch  das  Agrargesetz  die  wirtschaftliche  Basis  für 
Ihr  Bürgertum,  dann  sollte  die  Verleihung  der  Zivität  das  Ganze 
krönen.     Erhielten   die  Italiker   das  Bürgerrecht,   so  blieb   den 
ärmeren  von  ihnen  das  ihnen  durch  das  Agrargesetz  verliehene 
Recht    an  den  Ackerassignationen  beteiligt  zu  werden,  oder  es 
kam  Ihnen,  weil  sie  römische  Bürger  geworden  waren,  sowieso 
Tn.  °'!,.^™^'"^°  "^"ker  waren  also  in  jedem  Falle  sieher  ge- 
stellt.   Die  reichen  Bundesgenossen  konnten,  wenn  sie  wirklich 

» 

*)  Vgl.  auch  Dio  Cassius  fr.  83.  7. 

*)  Auf  diesen  Plan  komme  ich  noch  später  zu  sprechen. 


das  von  ihnen  okkupierte  Gemeindeland  abtreten  mußten*),  sich 
durch    die    Vorteile    des    Bürgerrechtes,    vor    allem    durch    das 
Recht    auf   Staatslieferungen    und    Pachtung    von    Zöllen    und 
Steuern,   vollauf  entschädigt   fühlen.      Das   nötige   Kapital,    um 
sich  an  den  finanziellen  Operationen  beteiligen  zu  können,  be- 
saßen   sie    zweifelsohne.      Außerdem    wurden    ihnen    gesetzlich 
500  Morgen  Gemeindeland  als  freies  Eigentum  garantiert,  wenn 
sie   das   Bürgerrecht   erhielten.     Auf   der    anderen   Seite    aber 
wurde  dadurch  ein  großes  Areal  Gemeindeland  frei,  das  Tiberius 
unter  die  armen  Römer  verteilen  konnte,  um  sie  für  seine  Pläne 
zu  gewinnen.     Daß  diese  Ansicht  richtig   ist,   geht  aus  Appian 
(b.  c.  I.  21)  hervor.    Hiernach  wollten  einige  Zeit  später  manche 
Italiker  auf  ihren  Anteil  am  Ager  publicus  verzichten,  wenn  sie 
das  Bürgerrecht  mit  seinen  großen  Vorteilen  erhielten.    Freilich 
später  zur  Zeit  des  Livius  Drusus  schätzten  die  italischen  Lati- 
fundienbesitzer   in    Etrurien    und    Umbrien    ihre    Okkupationen 
höher  als  das  Bürgerrecht  ein.     Denn  im  Jahre  91  v.  Chr.,  wo 
alles  sonst  verfügbare  Gemeindeland  längst  aufgeteilt  w^ar,  waren 
ihre  Anteile   hoch  im  Werte  gestiegen.     Außerdem  hofften  sie, 
das   Bürgerrecht   würde   ihnen    mit   der    Zeit    sowieso    zufallen, 
ohne  daß   sie  ihre  Anteile  herauszugeben  brauchten.     So  allein 
erklärt  sich   ihre  Agitation    gegen  Drusus.     Nach    diesen  Aus- 
führungen glaube  ich   auf  keinen   Fall,   daß   sich   der  politisch 
eminent  begabte  Tiberius  eine   so  vorzügliche  Gelegenheit  ent- 
gehen ließ,  zugleich  die  Bundesgenossen  wie  das  arme  römische 
Volk  zu  befriedigen.     Auf  jeden  Fall  ist  es  nicht  richtig,  wenn 
Ihne-)    sagt:    „Es    ist    zweifelhaft,    ob   Tiberius    mit   einem   be- 
stimmten Plane  hervortrat,   den  Latinern  und  anderen  Bundes- 
genossen das   römische  Bürgerrecht   zu   verleihen."     Trotzdem 
fügt  Ihne  sofort  hinzu;  „Sein  agrarisches  Gesetz  hatte  keinen 
Sinn,  wenn  es  nicht  zur  Gleichstellung  der  beiden  Klassen  von 
Römern  führte.''     Ich  meine,  daß  Tiberius  konsequent  zu  Ende 


>)  Sie  konnten  es  ebensogut  behalten,  wenn  ihnen,  wie  es  später  die 
lex  de  civitate  danda  sociis  des  Fulvius  Flaccus  im  Jahre  125  tat,  gestattet 
wurde,  das  Bürgerrecht  nicht  anzunehmen,  wenn  sie  ihre  Okkupationen  be- 
halten wollten. 

«)  Ihne,  Römische  Geschichte.  (Leipzig  1879)  V,  S.  49. 
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fuhren  mulJte,  was  er  einmal  durch  sein  Agrargesetz  aufgerollt 
halte.  Das  hatte  er  sich  sicher  vorher  gesagt,  und  er  handelte 
auch  darnach.  Dali  er  vielleicht,  wie  später  Gaius  Gracchus, 
Fulvius  Flaccus  und  Drusus  durch  Aufrollung  der  Bundesgenossen- 
frage seinen  Sturz  herbeiführte,  weil  NobiUtät  und  Pöbel  ihr 
Bürgerrecht  mit  niemand  teilen  wollten,  das  ist  eine  andere 
Sache.     Darüber  sind  nur  Vermutungen  mögUch. 

So  lange  Tiberius  Volkstribun  war,  standen,  was  man  bis- 
her noch  gar  nicht  betont  hat,  sowohl  die  armen  als  auch  die 
reichen  Bundesgenossen  auf  seiner  Seite.  Später  traten  Ver- 
schiebungen in  der  poHtischen  Stellung  der  Italiker  zu  den 
Parteien  in  Rom  ein.  Das  Eine  aber,  was  man  bisher  ganz 
übersehen  hat,  kann  schon  jetzt  gesagt  werden.  Die  Bundes- 
genossen fanden  niemals  bei  der  römischen  Demokratie  Unter- 
stützung, sondern  einzig  bei  den  Führern  dieser  Partei,  die  sich 
dadurch  in  Gegensatz  zu  ihr  setzten.  Auf  jeden  Fall  war  nach 
meiner  Ansicht  Tiberius  der  erste,  der  zielbewußt,  weise  und 
vor  allem  wirklich  uneigennützig  die  Bundesgenossenpolitik  in 
andere  edlere  Bahnen  zu  lenken  suchte.  Es  war  daher  ein 
schweres  nationales  Unglück,  als  Tiberius  von  den  Optimaten 
elend  erschlagen  wurde.  Er  starb ^)  mitten  in  neuen  Entwürfen; 
die  Tribunenwürde  hatte  ihn  nicht  schützen  können.  Nach 
Plut.  (Tib.  Gr.  20)  und  Sallust  (Jug.  31.  7)  folgten  auf  das 
Blutbad  zahlreiche  Untersuchungen  und  Hinrichtungen.  Ob  auch 
Itaüker  davon  betroffen  wurden,  kann  nicht  genau  festgestellt 
werden;  doch  es  ist  wahrscheinlich,  wenn  man  an  die  lex  Varia 
im  Jahre  91  denkt. 

Aber  war  auch  Tiberius  tot,  sein  Reformwerk  dauerte  zu- 
nächst noch  fort.  Wohl  atmeten  die  Aristokraten  auf,  als  der 
Mann  beseitigt  war,  der  das  Volk  und  die  Bundesgenossen  in 
Bewegung  gesetzt  und  die  Nobilität  zu  zerschmettern  gedroht 
hatte.  Ihre  Stimmung  gibt  am  besten  der  Ausspruch  des  Scipio 
Aemilianus  wieder,  daß  Tiberius  mit  Recht  getötet  worden  sei. 
(Plut.  Tib.  Gr.  21,  Aur.  Vict.  58,  Livius  epit.  59,  Val. 
Max.  VI.  2.  3,  Cicero,  de  oratore  II.  25.  106,  Diodor  XXXIV.  7.) 


*)   Plut.  (Tib.  Gr.   19),    Appian  (b.  e.  I.   16).     Livius   epit.   58,    Aur. 
Vict.  64,  Vellejus  (II.  3),  Orosius  (V.  9). 
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Im  Inneren  mag  wohl  Scipio  von  der  lauteren  Gesinnung  seines 
Schwagers  überzeugt  gewesen  sein.    Das  beweist  am  besten  die 

von  Vellejus  (II.  4)  hinzugesetzte  Einschränkung: si  is 

oceupandae  rei  publicae  animum  habuisset. 

Der  Geist  der  Bewegung,  die  Tiberius  entfesselt  hatte,  war 
stark  genug,  um  selbst  den  Senat  einzuschüchtern.  Dieser  wagte 
es  zunächst  nicht,  die  Wiedergeburt  der  italischen  Nation  zu 
verhindern  *).  An  Stelle  des  Tiberius  wurde  P.  Crassus  Mucianus 
zum  Triumvirn  gewählt;  als  Crassus  und  Appius  Claudius  starben, 
wurden  M.  Fulvius  Flaccus  und  C.  Papirius  Carbo  in  die  Acker- 
kommission gewählt  (Appian  b.  c.  I.  18).  So  arbeitete  diese 
weiter  bis  zum  Jahre  129. 

In  diesem  Jahre  trat  eine  verhängnisvolle  Änderung  in  der 
Praxis  der  Ackerverteilung  ein.  Man  hatte  mit  der  Zeit  so 
ziemlich  alles  von  römischen  Bürgern  okkupierte  Gemeindeland, 
soweit  dies  möglich  war,  aufgeteilt.  Woher  sollte  man  nun 
neues  Land  nehmen?  Denn  der  überaus  größere  Teil  der  Armen 
war  noch  gar  nicht  bedacht.  Überhaupt  hatte  man  sich  von 
der  Reformtätigkeit  vielleicht  viel  mehr  versprochen.  Nun  tat 
die  Ackerkommission  einen  folgenreichen  Schritt.  Sie  begann, 
auch  das  von  reichen  Bundesgenossen  okkupierte  Gemeindeland 
zur  Verteilung  heranzuziehen  (Appian  b.  c.  I.  19).  Auf  jeden 
Fall  war  diese  Maßregel  unklug.  Dagegen  war  der  Staat  recht- 
lich durchaus  befugt,  diese  Gebiete  einzuziehen,  da  ausdrückhch 
jegliches  okkupierte  Staatsland  unter  der  Souveränität  des  Staates, 
bezw.  dessen  Eigentum  blieb.  Es  kam  nur,  wie  Mommsen^) 
bemerkt,  darauf  an,  ob  die  Regierung  die  so  oft  geschädigten 
Bundesgenossen  abermals  reizen  wollte.  Als  nun  die  Kommission 
die  Okkupationen  der  Italiker  einzuziehen  begann,  wandten  sich 
diese  an  den  Führer  der  gemäßigten  Aristokraten,  Scipio 
Aemilianus,  mit  der  Bitte,  sie  zu  schützen  (Appian  b.  c.  I.  19). 
Natürlich  kann  es  sich  hierbei  lediglich,  was  ich  besonders  betone, 
nur  um  einen  kleinen  Bruchteil  der  Italiker  handeln,  nämlich  um  die 
reichen,  die  sich  wie  die  römischen  Kapitaüsten  große  Latifundien 


»)  Plut.  Tib.  Gr.  21  und  Val.  Max.  VII.  2.  6 : idem  (sc.  senatus), 

ut  secundum  legem  eius  (sc.  Tiberii)  per  triumviros  ager  populo  viritim  divi- 
deretur,  egregie  censuit. 

«)  Rom.  Gesch.  U.  S.  99. 
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geschaffen  hatten.  Dagegen  ist  es  durchaus  falsch,  wenn,  wie 
bisher  allgemein,  behauptet  wird,  die  Italiker  schlechthin  hätten 
sich  an  Scipio  um  Hilfe  gewandt.  Für  meine  Behauptung  spricht 
besonders  die  Tatsache,  daß  Scipio  mit  einer  Reihe  von  vor- 
nehmen und  reichen  Bundesgenossen  innig  befreundet  war. 
Es  ist  sicher,  daß  Scipio  diesen  zu  Liebe  und  auf  ihre  Bitten 
hin  intervenierte.  Für  diese  Behauptung  spricht  vor  allem 
Appian  (b.  c.  I.  19) »).  Die  Worte:  'O  d'ig  rovg  noUjuovg  ainoTg 
xexQtifiEvog  jiQa&vjuordroig,  vneQideXv  re  atxvtjae  können  auf  keinen 
Fall  auf  aUe  Bundesgenossen,  sondern  nur  auf  die  reichen 
Italiker  bezogen  werden,  die  in  seinem  Gefolge  Kriegsdienste 
getan  hatten.  Und  er  konnte  um  so  weniger  Bedenken  tragen 
zu  intervenieren,  als  es  zu  seinem  und  der  Aristokratie  Vorteil 
geschah.  Die  große  Masse  der  armen  Italiker  konnte  durch 
die  Tätigkeit  der  Ackerkommission  überhaupt  nicht  geschädigt 
werden,  da  sie  nichts  zu  verheren,  sondern  nur  zu  ge- 
winnen hatte.  Nun  war  die  Spaltung  in  reiche  und  arme 
Bundesgenossen  da;  sie  dauerte,  was  bisher  stets  übersehen 
wurde,  ununterbrochen  bis  zum  großen  Sozialkriege  fort. 
Nicht  Tiberius  Gracchus  war  ihr  Urheber,  erst  im  Jahre  129 
schwenkten  die  reichen  Itahker  zu  der  Optimatenpartei  über. 
Darauf  beziehe  ich  auch  die  Notiz  bei  Sallust  (Jug.  42):   nobi- 

iitas  .....  modo  per  socios  ac  nomen  Latinum,  modo 

Gracchorum  actionibus  obviam  ierat.  Sie  paßt  allein  auf  den 
oben  erwähnten  Zeitpunkt.  Natürlich  wurden  die  itahschen 
Latifundienbesitzer  als  Leidensgefährten  warm  von  der  römischen 
Nobilität  begrüßt.  Scipio  sagte  ihnen  die  erbetene  Hilfe  zu 
(Appian  b.  c.  I.  19).  Das  konnte  er  als  römischer  Staatsmann 
und  Aristokrat  mit  leichtem,  ruhigem  Gewissen  tun.  Denn  wurde 
die  Ackerkommission  gestürzt,  so  war  das  Gemeindeland  wieder 
ganz  der  Nobilität  ausgeliefert.  Man  sieht  also,  daß  Scipio 
durchaus  nicht  so  uneigennützig  war,  wie  man  bisher  annahm. 
Das  ihm  gespendete  Lob,  daß  er  sich  hochherzig  der  Italiker 
angenommen  habe,  gebührt  ihm  keineswegs.  Sein  und  seiner 
Partei  Vorteil  sprach  ledigüch  mit.  Auf  keinen  Fall  aber  Heß 
sich  Scipio  bei  seinem  Schritt  von  militärischen  Gründen  leiten, 
wie  man  bisher  angenommen  hat.     Solche  anzunehmen,  wäre 

*)   Tavrd  te  di/  xai  xag  im  tovrotg  zutv  dixaCovrcav  imi^eig,  ov  (pigovreg  oi 
'IxaXttotat  .... 
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nach  meiner  Ansicht  völlig  falsch.  Denn  was  besagten  die  auf 
keinen  Fall  zahlreichen  Latifundienbesitzer  für  die  römische 
Wehrmacht?  Sehr  wenig!  Zerschlug  man  dagegen  ihre  Okku- 
pationen und  schuf  aus  ihnen  eine  Menge  kleiner  Bauernhufen, 
so  war  damit  Roms  Wehrmacht  weit  mehr  gedient.  Die  mili- 
tärischen Gründe  waren  von  der  Nobilität  nur  vorgeschützt.  Sie 
wollte  mit  Hilfe  der  reichen  Bundesgenossen  die  Ackerkommission 
unschädlich  machen.  Daher  sprengte  sie  aus,  die  römische 
Wehrmacht,  die  zum  größten  Teile  auf  den  Bundesgenossen 
beruhte,  müsse  leiden,  wenn  die  Okkupationen  der  Italiker  zur 
Verteilung  kämen.  Dem  Volke  fehlte  leider  der  tiefere  Einblick 
in  all  diese  Intriguen;  es  sah  seinen  eigenen  Vorteil  nicht  und 
ging  in  die  ihm  von  der  Nobilität  gestellte  plumpe  Falle,  nicht 
am  wenigsten  aus  Furcht,  noch  mehr  wie  bisher  zum  Kriegs- 
dienste herangezogen  zu  werden.  In  einer  Rede*)  (oratio 
Scipionis  contra  legem  iudiciariam  Tib.  Gracchi)  trat  Scipio 
gegen  die  Ackerkommission  auf  und  bewirkte  in  der  Tat,  daß 
dieser  das  Recht  genommen  wurde,  zu  entscheiden,  was  Staats- 
und was  Privatland  sei  (Appian  b.  c.  I.  19). 

Der  Kommission  blieb  also  nur  das  Recht,  das  bereits  unter- 
suchte und  als  Ager  publicus  festgestellte  Land  zu  verteilen. 
Die  Agrargerichtsbarkeit  erhielt  der  Konsul  des  Jahres  129 
Sempronius  Tuditanus  (Appian  b.  c.  I.  19).  Scheinbar  blieb 
alles  beim  alten;  denn  das  Verteilungsgeschäft  wurde  ja  nicht 
sistiert.  Sehr  bald  aber  zeigte  sich  der  wahre  Kern  der  Sache. 
Tuditanus,  der  seines  undankbaren  Amtes  sofort  überdrüssig 
wurde,  zog  es  vor,  ein  Kommando  gegen  die  Japyden  zu  über- 
nehmen (Appian  b.  c.  I.  19).  So  war  die  Ackerkommission,  die 
schon  vorher  ihr  wichtigstes  Privileg  verloren  hatte,  faktisch 
völlig  lahmgelegt,  wenn  sie  formell  auch  weiter  bestand.  Denn 
sie  konnte  nur  Land  verteilen,  dessen  Eigenschaft  als  Staatsland 
bereits  festgestellt  war.  Diese  Untersuchungen  wurden  jetzt 
durch  den  Fortgang  des  Tuditanus  sistiert.  Die  reichen  Bundes- 
genossen hatten  ihre  Okkupationen  gerettet  und  hielten  nun  treu 
zur  Nobilität.  Laut  zollten  sie  den  Verdiensten  des  Scipio,  die 
eigentlich  sehr  billig  waren.  Dank  *).  Viel  begreiflicher  aber  ist, 
daß  das  arme  Volk  auf  seinen  bisherigen  verhätschelten  Liebling 

')  Vgl.  Mommsen,  Rom.  Gesch.  II.  S.  99  Anm. 
*)  Cicero,  Laelius  3.  12. 
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furchtbar  erbittert  war  (Appian  b.  c.  I.  19).  Mitten  in  den  auf- 
regenden Verhandlungen  wurde  Scipio  eines  Morgens  tot  im 
Bette  gefunden*).  Über  die  Art  seines  Todes  wurden  die  ver- 
schiedensten Vermutungen  laut.  In  der  von  Laelius  ausgearbeiteten 
und  von  Qu.  Fabius  Maximus  auf  seinen  Bruder  Scipio  ge- 
haltenen Leichenrede  wurde  gesagt,  der  Tote  sei  eines  natüriichen 
Todes  gestorben*).  Diese  Version  ist  als  die  anscheinend  einzig 
richtige  anzusehen.  Mord  und  Selbstmord  sind  auszuschheßen. 
Der  beste  Beweis  für  einen  natürlichen  Tod  liegt  nach  meiner 
Ansicht  in  der  Unterlassung  jeglicher  Untersuchung')  bei  seinem 
Abscheiden.  Daß  keine  angestellt  wurde,  liegt  daran,  daß  keine 
nötig  war.  Überhaupt  scheint  mir  das  Gerücht,  Scipio  sei  er- 
mordet worden,  ein  Schachzug  der  Nobilität  gegen  die  Demo- 
kratie gewesen  zu  sein.  Wahrscheinhch  ist  der  Sohn  des  Siegers 
bei  Pydna  infolge  der  Aufregungen  einem  Schlagflusse  erlegen. 
Damit  ist  auch  die  Meinung  Mommsens*)  hinfällig,  daß  Scipios 
Ermordung  die  demokratische  Antwort  auf  die  aristokratische 
Blutszene  am  Tempel  der  Treue  war*). 

Tiberius  Gracchus,  der  erste  Verfechter  der  Italiker,  war 
ermordet  worden.  Jetzt  hatte  Scipio,  der  Vertreter  der  reichen 
Bundesgenossen,  seinen  Tod  gefunden.  Es  schien  fast,  als  ob 
jeder  Staatsmann,  der  sich  der  Italiker  annahm,  dies  mit  seinem 
Leben  bezahlen  müßte.  Die  offizielle  Bundesgenossen poütik  hatte 
sich  nicht  geändert.  Die  bloße  Aufwerfung  der  Frage,  ob  die 
Italiker  das  Bürgerrecht  erhalten  sollten,  galt  besonders  in  den 
Augen  der  Nobilität  als  Verrat  am  Vateriande«).  Und  doch 
mußte  etwas  zugunsten  der  Italiker  geschehen.  Aber  die 
Regierung,  die  den  Zeitgeist  nicht  erkannte,  machte  gerade  jetzt 
einen  unsinnigen  Streich.  Die  Ackerverteilung  ruhte  seit  dem 
Jahre  129  (Appian  b.  c.  L  21).     Im  Laufe  der  Zeit  wollten  die 

1)  Vgl.  Appian  (b.  c.  I.  20),  Plut.  (C.  Gr.  10),  Vellej.  II.  4,  Livius  epit.  59, 
Aur.  Vict.  58,  Orosius  V.  10,  Cicero  (de  oratore  II.  40.  170). 

«)  Schol.  Bob.  in  Cic.  pro  Milone  p.  283.  Or. :  cum  in  eo  morbo  mortem 
obiit  (sc.  Scipio)  et ...  .  periit. 

*)  Plut.  (C.  Gr.  10)  und  Cicero,  pro  Milone  7.  17. 

*)  Rom.  Gesch.  II  S.  100. 

5)  Vgl.    auch    Pauly-Wissowa,    Realencykl.    IV.    S.  1456—1460    unter 

Cornelius  335. 

•)  S.  Ihne,  Rom.  Gesch.  V.  S.  62. 
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Führer  der  Demokratie  die  Ackerkommission  reaktivieren.     Um 
die  Landverteilungen  weiter  fortsetzen  zu  können,  versprachen 
sie  den  Italikern,   ihnen   die  Zivität  zu  verschaffen,  wenn  jene 
auf  ihre  Okkupationen   verzichteten  (Appian  b.  c.  I.  21).     Die 
armen  ItaUker  hätten  dem  Plane  freudig  zugestimmt,  die  reichen 
wiesen  natüriich  den  Vorschlag  zurück,  da  sie  ihren  Besitz  höher 
einschätzten.     Überhaupt    blieb    der   Plan    der    demokratischen 
Führer  ein  blolier  Wunsch.     Denn  der  Senat  machte  sofort  der 
Sache  ein  Ende.     Er  antwortete  durch  die  berüchtigte  lex  Junia 
des  Jahres  126  (Cicero,  de  officiis  III.  11.  47  u.  Brutus  28.  109). 
Ihr  Urheber  war  der  Volkstribun  M.  Junius  Pennus.     Das  Gesetz 
ging  durch,   obwohl  Gaius  Gracchus  dagegen  gesprochen  haben 
soll.     Marx  ^  meint,  dali  Gaius  bei  der  Einbringung  des  Gesetzes 
im  Jahre  126  längst  nicht  mehr  in  Rom,  sondern  in  Sardinien 
weilte,   so  daß  er  gar  nicht  gegen  das  Gesetz  sprechen  konnte. 
Diese  Ansicht  hat  vieles  für  sich,  aber  sie  ist  nicht  recht  be- 
weisbar.   Dasselbe  gilt  von  Marx'  Behauptung,  daß  Gaius  Gracchus 
die  ihm  zugeschriebene  Rede  gegen  das  Gesetz  des  Pennus  erst 
nach  seiner  Rückkehr  im  Jahre   124  gehalten  und  durch  sein 
Ansehen  bewirkt  habe,  daß  das  genannte  Gesetz  aufgehoben  und 
erst  im  Jahre  122  durch  Fannius  wieder  erneuert  wurde.     Zum 
Beweise  dafür  stellt  er  einer  Notiz  bei  Plutarch^)  zwei  andere 
bei  Appian  und  Plutarch  gegenüber^).     Die  lex  Junia  de  pro- 
hibendis   urbe   peregrinis    war   für    die  ItaUker   ein  Schlag   ins 
Gesicht.   .Daß  sie  sehr  rigoros  war,  sagt  selbst  Cicero*).    Durch 
dieses  Gesetz  konnten  alle  Nichtbürger,  die  in  der  Stadt  lebten, 
ausgewiesen   werden;    folglich   auch   sämtliche  Bundesgenossen, 
nicht  bloß  diejenigen,  die  gesetzwidrig  das  Bürgerrecht  ausübten. 
Formell  war  sie   sicher   strenger   als   die   lex  Licinia-Mucia  im 
Jahre  95  v.  Chr. 

Inzwischen  erlitt  die  Reformpartei,  die  sich  die  wirtschaftUche 
Hebung  des  armen  römischen  Volkes  und  die  wirtschaftliche 
und  staatsrechtliche  Hebung  der  Bundesgenossen  auf  ihre  Fahnen 

»)  Fr.  Marx,  C.  Lucilii  Carminum  Reliquiae.  Leipzig  1904.  Proleg.  S.  XL  VI. 

2)  Plut.  Caius  Gr.  S:'0  öe  .  .  .  .  evßvg  Iti  Ötjfiao/Jav  w^firjoe  USW. 

»)  Plut.  C.  Gr.  12:  ox/lov  ,-ravtaxodev  avrco  avviövxog  eneiaev  rj  ßovki]  top 
r.Toro»'  ^vvtov  ejcßakelv  rovg  ä/lovg  jckr/v  Poi^iaiwv  cbiavtag  ff.  Appian  b.  C.  I.  23: 
V  fo  «5//  uuXtora  t)  ßovXi]  Siaraga/ßeToa,  tovg  v.idTOvg  ixehvae  :xooyowpai ...  ff. 

*)  Cic.  de  officiis  III.  11.  47. 
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geschrieben  hatte,  einen  fühlbaren  Verlust.  Gaius  Gracchus 
wurde  Quästor  in  Sardinien  (Plut.  C.  Gr.  1)  und  Carbo  fiel  zur 
Optimatenpartei  ab  (Cicero,  de  oratore  IL  106).  Da  entstand 
plötzlich  den  Bundesgenossen  in  dem  dritten  Führer  der  Partei, 
Fulvius  Flaccus,  ein  merkwürdig  energischer  Verfechter.  Mit 
welchem  Mißtrauen  die  regierenden  Kreise  auf  die  Bundes- 
genossen und  ihre  Vertreter  in  Rom  schauten,  geht  aus  Plut. 
(C.  Gr.  10)  hervor.  Hiernach  wurde  Flaccus  beschuldigt,  die 
Italiker  zur  Revolution  zu  reizen.  Bitter  war  der  Haß,  der  ihn  traf. 
Das  Jahr  125  war  so  recht  der  Höhepunkt  in  der  Bundes- 
genossenpolitik jener  Zeit.  In  diesem  Jahre  beantragte  der 
Konsul  Flaccus  sein  berühmtes  Gesetz  über  die  Verleihung  der 
Zivität  an  die  Bundesgenossen  (Appian  b.  c.  I.  21  und  34). 
Nach  Val.  Maximus  (IX.  5.  1.)  lautete  es:  lex  de  civitate  sociis 
danda  et  de  provocatione  ad  populum  eorum,  qui  civitatem 
mutare  noluissent  oder,  wie  manche  lesen  wollen,  voluissent. 
Im  ersten  Falle  sollte  den  Bundesgenossen  das  Bürgerrecht 
verliehen  werden;  denen,  die  es  ausschlügen,  sollte  als  Ersatz 
das  Provokationsrecht  verliehen  werden.  Lautete  so  das  Gesetz, 
dann  hatte  Flaccus  es  mit  großer  Klugheit  formuliert.  Denn 
es  war  klar,  daß  die  armen  Italiker  sofort  nach  dem  Bürger- 
rechte  greifen  würden.  Ebenso  klar  war  aber  auch,  daß  die 
reichen  Bundesgenossen  das  Bürgerrecht  nicht  wünschten,  weil 
sie  dann  ihre  Okkupationen  hätten  herausgeben  müssen.  Sie 
sollten  daher,  wenn  sie  die  Zivität  verschmähten,  wenigstens 
das  Provokationsrecht  erhalten  und  trotzdem  ihre  Okkupationen 
behalten.  Flaccus  konnte  also  hoffen,  die  seit  129  in  zwei 
Teile    gespaltenen    Itahker    wieder    zu    vereinen.      Lautete    das 

Gesetz  des  Fulvius: et  de  provocatione  ad  populum 

eorum,  qui  civitatem  mutare  voluissent,  so  lag  die  Sache  etwas 
anders.  Mommsen*)  und  auch  Nitzsch^)  haben  diese  Fassung 
akzeptiert.  Damach  sollten  die  Bundesgenossen  das  Bürgerrecht 
erhalten.  Denen,  die  es  wünschten,  sollte  es  freistehen,  über 
ihre  Aufnahme  in  den  Tributkomitien  abstimmen  zu  lassen. 
Das  war  aber,  wie  Nitzsch')  treffend  bemerkt,  eine  hochbedeutende 

*)  Rom.  Gesch.  IL  S.  102. 

*)  Die  Gracchen  und  ihre  nächsten  Vorgänger,  S.  381. 

«)  a.  a.  0.  S.  382. 
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Abänderung  der  Staatsverfassung.  Denn  die  Aufnahme  in  die 
Bürgerrollen  hing  vom  Senate,  bezw.  von  den  Zensoren,  nicht 
aber  vom  Volke  ab.  Der  Bundesgenosse,  der  kein  römischer 
Bürger  war  und  daher  das  Provokationsrecht  nicht  besaß,  konnte 
sich  unmöglich  ans  Volk  wenden.  Auch  nach  dem  2.  Wortlaute 
des  Gesetzes  stand  es  dem  reichen  Italiker  frei,  auf  die  Zivität 
zu  verzichten  und  seine  Ländereien  zu  behalten.  Gegen  das 
Gesetz  erhob  sich  eine  gewaltige  Opposition*)  von  selten  der 
Nobihtät  und  auch  des  Volkes,  das  seinen  Führer  verließ,  weil 
es  nicht  groß  genug  dachte,  um  auch  andere  an  den  Vorteilen 
der  Zivität  teilnehmen  zu  lassen.  Nach  Val.  Maximus  (IX.  5. 1) 
ließ  sich  Flaccus  auf  keine  großen  Redekämpfe  ein.  Er  wußte, 
es  war  alles  vergeblich.  Er  unternahm  in  seiner  Eigenschaft 
als  Konsul  einen  Feldzug  gegen  die  Salluvier  in  Gallien  (Appian 
b.  c.  I.  34,  Livius  epit.  60)  und  sicherte  sich  so  einen  geschickten 
Abgang  von  der  innerpolitischen  Bühne.  Wahrscheinlich  wollte 
er  durch  Eroberungen  in  Gallien  ein  Kolonisationsfeld  für  die 
Italiker  schaffen,  wie  Ihne^)  meint. 

Die  Italiker  waren  über  die  politische  Niederlage  des  Flaccus 
furchtbar  ergrimmt.  Es  gährte  unter  ihnen.  Das  alte  Fregellae, 
das  im  hannibalischen  Kriege  an  der  Spitze  der  18  treuen 
Kolonien  gestanden  hatte,  erhob  die  Fahne  der  Empörung  gegen 
Rom  (Livius  epit.  60),  vielleicht  in  der  Hoffnung,  ganz  Italien 
mitzureißen.  Fregellae  muß  sich  überhaupt  als  Sprecherin  der 
Latiner  in  Rom  hervorgetan  haben').  Es  wollte  durch  seine 
Erhebung  ertrotzen,  was  man  ihm  nicht  gutwillig  gab.  Nach 
Aur.  Vict.  (65)  soll  damals  auch  Asculum  abgefallen  sein.  Es 
scheint  sich  also  um  eine  ziemlich  verbreitete  Verschwörung 
gehandelt  zu  haben,  die  wahrscheinlich  nach  dem  Scheitern  des 
Gesetzes  des  Flaccus  zu  früh  losschlug.  Gaius  Gracchus  wurde 
der  Teilnahme  an  dieser  Verschwörung  beschuldigt  (Plut.  C.  Gr.  3, 
Aur.  Vict.  65),  doch  gelang  es  ihm,  sich  glänzend  zu  rechtfertigen. 

Natürlich  fiel  es  Rom  nicht  schwer,  das  isolierte  Fregellae 
wieder    zu   unterwerfen.     Durch   Verrat    des   Fregellaners   Qu. 


^)  Appian  b.  c.  I.  21. 
2)  Rom.  Gesch.  V.  S.  171. 

»)  Cicero,  Brutus  46,   170: L.  Papirium  Fregellanum  .  .  .  . 

eius  etiam  oratio  est  pro  Fregellanis  coloniisque  Latinis  habita  in  senatu. 


■  ; 
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Numitorius  Pullus  (Cicero,  de  fmibus  V.  22.  62)  eroberte  der 
brutale  Prätor  L.  Opimius  die  Stadt  und  zerstörte  sie  vollständig*). 
Der  Senat  hatte  ein  Exempel  statuieren  wollen.  In  der  Nähe 
der  zerstörten  Stadt  wurde  im  Jahre  124  eine  neue  Kolonie 
Fabrateria  angelegt  (Vellej.  I.  15).  Es  war  also  Rom  gelungen, 
die  Bewegung  unter  den  Intalikern  zu  ersticken.  Doch  war 
der  Senat  wenigstens  noch  so  klug,  dem  Opimius  den  geforderten 
Triumph  zu  versagen  unter  der  Begründung,  es  handle  sich  in 
diesem  Falle  nur  um  die  Wiedereroberung  einer  schon  im 
Besitze  Roms  befindlichen  Stadt  (Val.  Max.  II.  8.  4).  Der 
Senat  fühlte  also  eine  Anwandlung  von  Scham.  Auch  hörte 
man  von  nachträglichen  Untersuchungen  so  gut  wie  gar  nichts. 
Wohl  war  die  Empörung  Fregellaes  blutig  niedergeschlagen 
worden,  aber  die  Bundesgenossenfrage  war  nur  aufgeschoben. 
Ja,  der  Senat  selbst  scheint  wenigstens  einen  Teil  ihrer 
Forderungen  als  berechtigt  anerkannt  zu  haben.  Nach  Livius 
(epit.  59  u.  60)  ergab  sich  beim  Bürgerzensus  des  Jahres  125 
ein  Zuwachs  von  ungefähr  76  000  Bürgern  gegenüber  dem  des 
Jahres  131.  Mommsen^)  meint,  dieser  Zuwachs  sei  eine  Folge 
der  Ackerassignationen  gewesen.  Das  ist  nicht  richtig.  Denn 
die  Ackerassignationen  konnten  die  Zahl  der  Bürger  gar  nicht 
vermehren.  Denn  einerseits  wurden  an  ihnen  Italiker  beteiligt, 
die  keine  Bürger  waren  und  auch  durch  die  Assignationen  nicht 
Bürger  wurden.  Andrerseits  kamen  sie  armen  römischen 
Bürgern  zugute.  Diese  waren  also  von  vornherein  Bürger. 
Folghch  blieb  auch  trotz  der  Ackerverteilungen  die  Zahl  der 
Bürger  dieselbe,  wenn  nicht  andere  Ursachen  dazutraten.  Die 
Behauptung,  daß  die  Namen  derjenigen  Bürger,  deren  Vermögen 
hinter  einer  bestimmten  Höhe  zurückblieb,  in  den  ZensusUsten 
nicht  aufgeführt  wurden,  und  daß  eine  große  Menge  dieser 
Bürger  dank  den  gracchanischen  Assignationen  nun  in  die 
ZensusHsten  gekommen  seien,  ist,  wie  Ihne')  bemerkt,  durchaus 
willkürhch  und  unbegründet.  Denn  die  armen  Bürger,  die  die 
Klasse  der  proletarii  und  capite  censi  bildeten,  und  deren  Ver- 

*)   Livius    epit.  60,   Vellej.  II.  6,    Asconius   ad  Cic.  in   senatu   contra 
L.  Pisonem  p.  15.    (Kießling.    Schoell.) 
2)  Rom.  Gesch.  II.  S.  101. 
»)  Rom.  Gesch.  V.  S.  66. 


25 


mögen  unter  einen  bestimmten  Satz  herunterging,  blieben  doch 
auf  jeden  Fall  Mitglieder  der  Bürgerschaft,  bildeten  eine  Centurie 
und  wurden  sicher  in  den  ZensusUsten  aufgeführt.  Lange*) 
gibt  für  den  Zuwachs  die  einzig  richtige  Erklärung.  Darnach 
rühren  die  76  000  Bürger  daher,  daß  Rom,  vielleicht  durch 
teilweise  Ausführung  des  Gesetzesantrages  des  Flaccus,  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Latinern,  die  von  allen  Bundesgenossen 
am  besten  gestellt  und  den  Römern  am  nächsten  verwandt 
waren,  das  Bürgerrecht  erteilt  hatte.  Das  ist  nach  meiner 
Ansicht  auch  der  Grund,  warum  später  im  Sozialkriege  die 
Latiner  Rom  treu  blieben  (Livius  epit.  72).  Lange  2)  fügt  die 
treffende  Bemerkung  hinzu:  „Es  entsprach  dieses  Verfahren 
zwar  ganz  dem  gegenüber  den  Bundesgenossen  befolgten  Grund- 
satze „divide  et  impera!*',  aber  die  endgültige  Lösung  der  Frage 
wurde  dadurch  nur  erschwert,  indem  die  nicht  mit  dem  Bürger- 
rechte beschenkten  Bundesgenossen  die  Zurücksetzung  um  so 
stärker  empfanden." 

In  der  ganzen  Zeit  von  133—124  hatte  die  Regierung  ihre 
Politik  nicht  geändert.  Wohl  hatten  einzelne  Führer  der 
Demokratie  die  Sache  der  Bundesgenossen  zu  führen  gesucht, 
aber  sie  standen  allein.  Auch  liefen  die  Italiker  Gefahr,  nur 
als  Mittel  zur  Förderung  von  Parteiplänen  in  Rom  mißbraucht 
zu  werden.  Andererseits  hatten  sie  ihren  Wert  erkannt,  seitdem 
die  Parteien  in  Rom  um  ihre  Gunst  buhlten. 


Die  römische  Bundesgenossenpolitik  unter  Gaius  Gracchus 

in  den  Jahren  123—121. 

Im  Jahre  124  kehrte  Gaius  Gracchus,  der  Erbe  der  Ent- 
würfe seines  Bruders,  eigenmächtig  aus  Sardinien  nach  Rom 
zurück  (Plut.  C.  Gr.  2).  Er  trug  einen  frischen  Zug  in  die 
Politik  hinein.  Für  das  Jahr  123  zum  Volkstribunen  gewählt 
(Appian  b.  c.  I.  21,  Plut.  C.  Gr.  3),  brachte  er  eine  Reihe  hoch- 

>)  Römische  Altertümer  III.  S.  27,  28. 
«)  a.  a.  0.  S.  28. 
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bedeutender  Gesetzesanträge»)  ein,  die  die  Herrschaft  der 
Nobiiität  schwer  erschütterten  und  ihm  eine  fast  monarchische 
Gewalt  verschafften. 

Gaius   hatte   vor  seinem  Bruder  eine  große  politische  Er- 
fahrung, Entschlossenheit  und  einen  zielbewußten  Plan  voraus. 
Er   schlug   einen   anderen  Weg   als    sein   Bruder    ein.      Zuerst 
suchte   er   sich   durch   eine   Art   von   Vorgesetzen    eine   starke 
Partei  zu   schaffen,   um   dann   seine   eigentlichen  Hauptgesetze 
desto  leichter  durchzubringen.     Durch  sein  erstes  erfolgreiches 
Gesetz  2)    nahm    er   Rache    an    Popilius   Laenas,    der    sich    bei 
den  Untersuchungen   nach   dem   Tode    des  Tiberius    besonders 
hervorgetan  hatte ;  dieser  mußte  in  die  Verbannung  gehen.    Das 
Gesetz  lautete  nach  Plut.  (C.  Gr.  4):  ...  .  tov  dk,  et  ng  äQyotv 
äxQiTov  sxxexrjQvxoi  JioXmjv,  xarä  rovrov  xQimv  diöovra  tco  dtjjuo). 
Ich  behaupte  nun,   daß   dieses  Gesetz  identisch  mit  dem  Gaius 
zugeschriebenen   Provokationsgesetze    ist.     Cicero    pro    Rabirio 
perd.  4.  12:   C.  Gracchus  legem  tulit,  ne  de  capite  Romanorum 
civium   iniussu  vestro  (sc.  populi)  iudicaretur.     Es   wurde  von 
Gaius  in    einer  Weise   formuhert,    daß   es   zunächst   mit   rück- 
wirkender   Kraft    den   Popilius    Laenas    wegen  Verletzung    des 
alten  Provokationsrechtes  in  die  Verbannung  trieb.    Nach  meiner 
Meinung  aber  beschränkte   sich    das  Gesetz    nicht  bloß  darauf, 
das   alte  Provokationsrecht   zu   bestätigen,    sondern   es   enthielt 
bereits  die  Erweiterung  des  Provokationsrechtes  auf  die  Militär- 
gerichtsbarkeit.    Für  diese  meine  Behauptung  spricht  besonders 
die   Tatsache,    daß   Plutarch   (C.  Gr.  5)   bei    den  Gesetzen  zu- 
gunsten   der   Soldaten   das    erweiterte   Provokationsrecht   nicht 
erwähnt.     Plutarch   hätte   doch  sicher  dieses  wichtigste  Gesetz 
erwähnt,  wenn  es  mit  jenen  anderen  Gesetzen  zusammen  gegeben 
worden  wäre.     Wie  Mommsen')    betont,    stand  bald  nach  den 
Gracchen   dem   römischen  Bürger   auch   im   Felde    das   Provo- 
kationsrecht  zu.     Der  Feldherr   durfte   auch   nach   Kriegsrecht 
nicht  mehr  die  Todesstrafe  verhängen.     Ich  behaupte  nun,  daß 

*)  Hinsichtlich  der  Chronologie  und  der  Verteilung  seiner  Gesetze  auf 
die  beiden  Volkstribunate  schließe  ich  mich  den  trefflichen  Ausführungen 
von  E.  Komemann  a.  a.  0.  S.  42  ff.  an. 

•)  Vergl.  auch  Herzog,  Rom.  Staatsverf.  I.  S.  1087. 

»)  Rom.  Gesch.  U.  S.  107. 
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die  eben  erwähnte  Erweiterung   nicht  erst  nach  den  Gracchen, 
sondern   bereits  in  den  ersten  Wochen  des  Volkstribunates  des 
Gaius  durchgesetzt  worden  ist.    Leider  fand  dieses  Provokations- 
gesetz keine  Anwendung  auf  die  Bundesgenossen*),   und  zwar 
aus   einem   sehr    triftigen   Grunde.      Gaius    mußte    damals    vor 
allem   dahin   streben,    sich   die    Gunst    des   Volkes    zu   sichern. 
Diese  Absicht  wäre   ihm   mißlungen,    wenn   er   ohne  Rücksicht 
auf  den  Neid  und  die  Eifersucht  des  Volkes  auch  den  Bundes- 
genossen   das    erweiterte    Provokationsrecht    zugestanden  hätte. 
Nach  dem  Gesetze  über  die  Wiederwahl  der  Volkstribunen 
(Appian  b.  c.  I.  21)  begann  er  zum  Kampfe  gegen  die  Nobiiität 
die    anderen   Machtfaktoren   im   Staate,   Volk,    Ritterschaft  und 
endlich  Bundesgenossen,  für  sich  zu  gewinnen.  Durch  zwei  Gesetze, 
die  lex  frumentaria^)  und   die  lex  agraria,   die   sich  beide  er- 
gänzen und  daher  zeitlich  zueinander  gehören,  gewann  er  das 
Volk.     Beide  Gesetze  gehören  in  das  erste  Volkstribunat.     Das 
Getreidegesetz  ist  klar;  weniger  klar  ist,  was  man  unter  dem 
Agrargesetz  zu  verstehen  hat.    Denn  das  zur  Verfügung  stehende 
Gemeindeland   war   längst   aufgeteilt.      Über   die   Okkupationen 
der   reichen   Bundesgenossen  wagte   man    seit    dem    Eingreifen 
des    Scipio    und    der    darauf    folgenden    Sistierung    der   Acker- 
kommission nicht  zu  bestimmen,  weil  man  damit  auch  zugleich 
nach   Mommsen')    die    viel    schwierigere   Frage   über   die   Ver- 
leihung der  Zivität  an  die  ItaUker  anschnitt.     Es  ist  daher  un- 
klar, was  Gaius  eigentlich  wollte.     Mommsen*)  meint,   daß  das 
Gesetz    des    Gaius    lediglich    die    Zurückgabe     der    verlorenen 
Gerichtsbarkeit   an   die   Ackerkommission   bezweckt   habe.     Es 
war  also  Gaius  nur  darum  zu  tun,  das  Prinzip  zu  retten.    Denn 
die  Ackerverteilungen  wurden  nicht  mehr  aufgenommen,  wenn 
auch   Gaius   als   eigentliches   Ziel   stets    die   Durchführung    des 
Ackergesetzes,  d.  h.  die  Wiederherstellung  der  italischen  Nation 


*)  Noch  im  jugurthinischen  Kriege  wurde  ein  hoher  latinischer  Offizier, 
T.  Turpilius,  auf  bloßen  Befehl  des  Feldherm  ausgepeitscht  und  enthauptet. 
(Plut.  Marius  8,  Sallust.  Jugurth.  69.  4). 

«)  Appian  (b.  c.  I.  21),  Plut.  (C.  Gr.  5),  Aur.  Vict.  65,  Cicero  pro 
Sestio  48,  103. 

«)  Rom.  Gesch.  U.  S.  106. 

♦)  a.  a,  0.  U.  S.  106. 
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aus  ihrem  Verfalle  hatte.  Die  übrigen  Gesetze  zugunsten  des 
Proletariates  und  der  Ritterschaft  sowie  die  Maßnahmen,  die 
den  Sturz  der  Nobilität  bezweckten,  waren  nur  Mittel  zu  diesem 
letzten  Ziele.  Sein  Agrargesetz  konnte  daher  nur  die  lex  agraria 
seines  Bruders  bestätigen.  Für  diese  Auffassung  spricht  Livius 
(epit.  60):  ....  alteram  legem  agrariam,  quam  et  frater  eins 
tulerat;  ferner  Vellejus  (IL  6):  dividebat  agros,  vetabat  quemquam 
civem  plus  quingentis  iugeribus  habere»).  Einige  meinen  nun, 
daß  man  unter  dem  Agrargesetze  des  Tribunen  nichts  anderes 
als  sein  Gesetz  über  die  Aussendung  von  Kolonien  zu  verstehen 
habe.  Sie  wollen  also  nur  ein  Agrargesetz  anerkennen.  Dem 
aber  widerspricht  Livius  (epit.  60),  der  ausdrücklich  zwischen 
einem  Agrargesetz  im  ersten  Volkstribunate  und  einem  Kolonial- 
gesetz im  zweiten  Tribunate  scheidet.  Auch  Vellejus  (IL  6) 
unterscheidet  zwischen  zwei  zeillich  getrennten  Gesetzen,  zwischen 
einem  Acker-  und  einem  Kolonialgesetz.  Plutarch  (C.  Gr.  5)  ist 
mit  Vorsicht  heranzuziehen,  da  er  die  Gesetze  des  Gaius  ohne 
Rücksicht  auf  die  Chronologie  und  ohne  Scheidung  der  beiden 
Tribunate  durcheinander  wirft. 

Dann,  also  immer  noch  im  ersten  Tribunate,  brachte  Gaius 
mehrere  Gesetze  zugunsten  der  Soldaten  ein  (Flut.  C.  Gr.  5). 
Bald  darauf  wurde  er  zum  zweiten  Male  zum  Volkstribunen 
gewählt  (Appian  b.  c.  I.  21  und  22,  Flut.  C.  Gr.  8).  In  der  Zeit 
zwischen  seiner  Wiederwahl  und  dem  Antritt  seines  Tribunates*), 
also  immer  noch  im  ersten  Tribunate,  brachte  Gaius  sein  wich- 
tiges Richtergesetz»)  durch.  Durch  die  Übertragung  der  Ge- 
schworenengerichte an  die  Ritter  erschütterte  Gajus  die  Macht 
des  Senates  und  gewann  die  Ritterschaft  für  sich.  Als  Er- 
gänzung zur  lex  iudiciaria*)  ist  das  Gesetz  über  die  Frovinz 
Asien  zu  betrachten  s).  In  dieselbe  Zeit  fällt  das  Gesetz  über 
die  Neuordnung  der  Frovinzen  (Sallust  Jug.  27).    Nun  trat  Gaius 

*)  Unter  dividebat  agros  ist  natürlich  zu  verstehen:  Gaius  bestätigte 
die  bisher  vorgenommenen  Verteilungen. 

2)  Über  die  Daüerung  der  lex  iudiciaria  s.  E.  Meyer  a.  a.  0.  S.  17,  Anm  4. 

•)  Appian  b.  c.  I.  22,  Plut.  C.  Gr.  5,  Livius  epit.  60,  VeUejus  II.  6. 

*)  Siehe  über  die  lex  iudiciaria  Klimke,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Gracchen,  S.  13. 

^)  Vellejus  II.  6,  nova  constituebat  portoria. 
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sein  zweites  Volkstribunat  an»).  Er  hatte  bereits  Volk  und 
Ritterschaft  gewonnen;  jetzt  begann  seine  legislative  Tätigkeit 
zugunsten  der  Bundesgenossen.  Sie  sollte  sein  Werk  krönen. 
Leider  führte  sie  seinen  Sturz  herbei. 

Bei  Gaius  Gracchus  ging  die  Bundesgenossenfrage  lediglich 
aus  der  Agrarfrage  hervor.    In  den  ersten  Monaten  seines  zweiten 
Volkstribunates  brachte  er  sein  sogenanntes  Agrargesetz  ein.    Das 
heißt,  er  ging  über  den  Plan  seines  Bruders  Tiberius  hinaus,  oder, 
besser  gesagt,  er  schlug  einen  anderen  Weg  ein,  um  die  itahsche 
Nation  zu  heben.    Er  beantragte  die  Aussendung  von  Kolonien  ). 
Sie  sollten  in  friedliche  Gegenden  ausgesandt  werden.    Außerdem 
sollten  sie  in  Italien  selbst  auf  staatlichen  Domänen  gegründet 
werden.     Gaius  wählte  besonders  Capua  und  Tarent,    die  ernst 
von  Rom   so  grausam  gezüchtigt  worden  waren.     Diese  Wahl 
des  Tribunen   war  eine  zarte  Rücksichtnahme  auf  die  Gefühle 
der   Italiker.     Es    ist    als    sicher    anzunehmen,    daß   bei   diesen 
Koloniegründungen   nicht   bloß  römische  Bürger,    sondern  auch 
italische  Bundesgenossen  beteiligt  werden  sollten.   Wurden  doch 
auch  schon  früher  bei  Koloniegründungen  fast  regelmäßig,  wenn 
auch  nicht  in  so  bedeutendem  Maße«)  wie  die  Bürger,  Bundes- 
genossen mit  Land  bedacht.     In  unserem  Falle  spricht  für  ihre 
Beteiligung  am  meisten  Appian  (b.  c.  I.  24).     Auch  Mommsen  ) 
und  Ihne^)  halten  an  ihr  fest.     Nun  brachte  Gaius  die  eigent- 
lichen Bundesgenossengesetze  ein.   Ihm  zur  Seite  stand  M.  Fulvms 
Flaccus,    der   bereits   im  Jahre  125  für  die  Italiker  eingetreten 
war     Im  Jahre  122  war   er  mit  Gaius  zusammen  Volkstribun 
(Appian  b.  c.  I.  24).     Mommsen«)    führt   richtig    aus,    daß   die 
Pläne    der    beiden    Popularenführer   nicht    ganz    uneigennützig 
waren.     Sie  wollten  den  Italikern  das  Bürgerrecht  verschaffen, 
um  die  von   den  reichen  Bundesgenossen   okkupierten  Gebiete 


1)  In  die  Übergangszeit  iällt  das  Gesetz  über  die  Straßenbauten  (Appian 

b.  c.  I.  23,  Plut.  C.  Gr.  6  und  7). 

«)   Appian   (b.  c.  I.  23),   Plut.  (C.  Gr.  5  u.  8),  Aur.  Vict.  65,   Livius 

epit.  60,  Vellejus  II.  6. 

»)  Vgl.  Livius  XXXXII.  4. 
*)  Rom.  Gesch.  II.  S.  106. 
»)  Rom.  Gesch.  V.  S.  90. 
«)  Rom.  Gesch.  II.  S.  118. 
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aufteilen  zu  können  und  durch  die  zahlreichen  Neubürger  ihren 
Anhang   zu  verstärken.     Aber  das  konnte  den  armen  Bundes- 
genossen gleich  sein,   wenn  sie  nur  das  Bürgerrecht  erhielten 
WieKornemann«)  nach  meiner  Meinung  überzeugend  nachweist 
muß  man  zwischen  einem  gemäßigten  Gesetze  vor  dem  kartha-' 
gischen  Aufenthalte,    das   allein  die  Latiner  betraf,    und  einem 
erweiterten  Gesetze  über  sämtliche  Bundesgenossen  nach  dem 
genannten  Aufenthalte  unterscheiden.     Appian  (b.  c.  I.  23)  hat 
das  erweiterte  Bundesgenossengesetz    irrtümlich  bereits  da   er- 
?ählt,   wo  eigenthch  nur  das  Latinergesetz  zu  berichten  war^') 
Gaius    beantragte,    den    Latinern,    und    zwar   nur    diesen,    das 
gleiche  Stimmrecht,   d.  h.  das  Stimmrecht,   das  die  römischen 
Burger  ausübten,   zu   verleihen  (Plut.  C.  Gr.  9).     Wohl  besaßen 
auch   die   Latiner   ein   Stimmrecht,    aber   dieses  war   sehr   be- 
schränkt').     Sie  waren  in  keine  Slimmabteilung  eingeschrieben, 
bei  jeder  Abstimmung  mußte  erst  durch  das  Los  diejenige  Ab- 
teüung   bestimmt   werden,   in   welcher   sie   für   dieses   Mal   ihr 
Stimmrecht  ausüben  durften.     Dieses  war  also  auf  bestimmte 
Tnbus  beschränkt  und  daher  werUos.     Nach  dem  Gesetze  des 
Gaius  sollten  die  Latiner  fortan  gleich  den  römischen  Bürgern 
ihr   Stimmrecht   in    allen    Tribus    ausüben    können.      Welches 
Schicksal  dieser  durchaus  gemäßigte  Antrag  zugunsten  der  Latiner 
gehabt  hat,  ist  nicht  zu  ermitteln.    Jedenfalls  ist  er  nicht  durch- 
gegangen.    Denn  die  Aufrollung  der  Bundesgenossenfrage  hatte 
prompt  die  bisher   außerordentliche   Popularität   des  Gaius   zu 
untergraben    begomien*).      Vielleicht    hatte    auch    schon    beim 
Latinergesetz  M.  Livius  Drusus  mit  seiner  Interzession  gedroht 
worauf  wahrscheinlich  Gaius  seinen  Antrag  zurückzog. 

In  diesem  Augenblicke  setzte  die  Opposition  der  Anti- 
gracchaner  besonders  scharf  ein.  Der  Senat,  der  dem  Bestreben 
des  Tribunen,  die  Nobilität  zu  stürzen,  unmöglich  ruhig  zusehen 
konnte,  hatte  endhch  versucht,  Gaius  mit  seinen  eigenen  Waffen 
zu  bekämpfen,  um  ihm  die  Volksgunst  abzugewinnen.    Zu  diesem 

*)  a.  a.  0.  S.  45. 

•)  Kornemann,  a.  a.  0.  S.  45. 

•)  S.  Mommsen,  Rom.  Staatsrecht  III.  S.  397. 

*)  Plut.  C.  Gr.  9:   'Eu  d'  6  fih  toig  Aau'rots    itf(»^^if,'ay  Sidovg  iivjta. 


Zwecke  zog  er  den  Volkstribunen  M.  Livius  Drusus  in  sein 
Interesse  (Appian  b.  c.  I.  23,  Plut.  C.  Gr.  8).  Im  Auftrage  des 
Senates  mußte  Drusus  durch  Gesetzesanträge  dem  Gaius  ent- 
gegenarbeiten und  diesen,  oft  in  plumpester  Weise,  zugunsten 
des  Volkes  überbieten  (Plut.  C.  Gr.  9).  Und  er  hatte  Erfolg. 
Die  Popularität  des  Gaius  sank  schnell,  nicht  zum  wenigsten 
infolge  seines  Eintretens  für  die  Bundesgenossen. 

Dazu  hatte  noch  ein  Kollege  des  Gaius,  Rubrius,  wahr- 
scheinlich im  Auftrage  des  Gracchus  beantragt'),  auf  der  Stätte 
des  zerstörten  Karthago  eine  Bürgerkolonie  zu  gründen^).  Nach 
Appian  (b.  c.  I.  24)  ist  es  zweifellos,  daß  bei  dieser  Gründung 
Bundesgenossen  beteiligt  wurden.  Neu  war  nur,  daß  außerhalb 
Italiens  kolonisiert  werden  sollte.  Als  der  Begründer  der  Kolonie 
bestimmt  werden  sollte,  traf  das  Los  den  Gaius,  der  alsbald 
trotz  seiner  Eigenschaft  als  Volkstribun  auf  über  zwei  Monate 
nach  Afrika  ging  (Plut.  C.  Gr.  10).  Dieser  Aufenthalt  fällt  nach 
Kornemann^)  etwa  in  die  Zeit  vom  März  bis  zum  Mai  des 
Jahres  122.  Er  war  für  Gaius  verhängnisvoll.  Denn  nun  konnte 
Drusus  seine  Gegenagitation  ungestört  betreiben  und  die  Popu- 
larität des  Popularenführers  vernichten.  Dabei  half  ihm  das 
unkluge  Verhalten  des  Fulvius  Flaccus*),  der  schon  lange  im 
Verdachte  stand,  die  Bundesgenossen  aufzureizen  (Plut.  C.  Gr.  10). 
Die  Agitation  und  die  Gesetzesanträge  des  Drusus  richteten  sich 
vor  allem  gegen  das  Kolonial-  und  das  Latinergesetz  des  Gaius, 
bei  denen,  wie  wir  sehen,  die  Bundesgenossen  stark  interessiert 
waren.  Zunächst  beantragte  Drusus,  es  solle  den  Empfängern*) 
von  Landlosen  die  Abgabe,  die  einst  Tiberius  auferlegt  und 
Gaius  bestätigt  hatte,  erlassen  werden  (Plut.  C.  Gr.  9).  Das  war 
eine  schwere  Schädigung  des  Staatsschatzes.  Dann  überbot  er 
Gaius  abermals.  Hatte  dieser  2  Kolonien  beantragt,  so  be- 
antragte er  12  Kolonien  in  Italien,  durch  die  36  000  Bürger 
versorgt   werden   sollten   (Appian   b.  c.  I.  23,    Plut.  C.  Gr.  9). 


^)  Nach  Livius  (epit.  60)  war  Gaius  selbst  der  Antragsteller. 
«)  Plut.  C.  Gr.  10,  Appian  b.  c.  L  24,  Vellejus  I.  15  und  IL  7. 
»)  a.  a.  0.  S.  44. 

*)  Die  Nachricht  bei  Appian  (b.  c.  L  24),  daß  auch  Fulvius  Flaccus  nach 
Afrika  ging,  beruht  wohl  auf  einem  Irrtum. 

^)  Unter  diesen  befanden  sich  natürlich  auch  Italiker. 
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Woher  das  Land  zu  diesen  phantastischen  Kolonien  genommen 
werden  sollte,  war  rätselhaft.  Es  waren  also  nur  Versprechungen, 
an  deren  Erfüllung  der  Senat  nie  dachte.  Denn  die  Okku- 
pationen der  reichen  Italiker  wollte  die  Nobilität  nicht  zur  Auf- 
teilung bringen,  weil  beide  seit  dem  Jahre  139  durch  gemein- 
same Interessen  verbunden  waren. 

Das  Volk  biß  auf  den  Köder,  den  ihm  Drusus  vorhielt. 
Zur  Entschädigung  für  das  von  ihm  zu  Falle  gebrachte  Latiner- 
gesetz  beantragte  er,  daß  kein  Latiner,  auch  im  Kriege,  mit 
Stockschlägen  gezüchtigt  werden  dürfe  (Plut.  C.  Gr.  9).  Man 
sieht,  womit  man  die  Latiner  abzuspeisen  wagte.  Als  Gaius 
Gracchus  ungefähr  im  Mai  122  aus  Karthago  zurückkehrte,  fand 
er  eine  völlig  veränderte  Situation  vor.  Die  Volksgunst,  die  er 
für  seine  Bundesgenossenpläne  so  nötig  gehabt  hätte,  war  er- 
kaltet. Auch  G.  Fannius,  der  durch  die  Bemühungen  des  Tri- 
bunen (Plut.  C.  Gr.  8)  zum  Konsul  für  das  Jahr  122  gewählt 
worden  war,  hatte  Gaius  verlassen  und  war  sein  Feind  ge- 
worden. Um  der  Agitation  des  Senates  zu  begegnen,  erhöhte 
Gaius  die  Zahl  der  Kolonisten  für  Karthago  auf  6000  Mann  und 
berücksichtigte  bei  der  Auswahl  besonders  Italiker  (Appian  b. 
c.  I.  24). 

Trotz  seiner  schlechten  Position  schnitt  er  zusammen  mit 
Flaccus  noch  einmal  die  Bundesgenossenfrage  an.  Und  er  hätte 
doch  durch  das  Schicksal  früherer  Anträge  gewarnt  sein  sollen. 
Er  trat  mit  wesentlich  erweiterten  Forderungen  auf.  Als  Grund 
dafür,  daß  Gaius  von  seinem  ersten  gemäßigten  Latinergesetze 
zu  dem  viel  radikaleren  eigentlichen  Bundesgenossengesetze 
überging,  bezeichnet  Kornemann  *)  nach  Plut.  (C.  Gr.  10)  das 
Verhalten  des  Fulvius  Flaccus,  der  Gaius  wider  dessen  Willen 
mitgerissen  hätte.  Ich  meine  jedoch,  daß  der  Tribun  alles  auf 
eine  Karte  setzte  und  sein  Gesetz  derartig  formulierte,  als  er 
seine  verzweifelte  Lage  sah.  Das  entsprach  auch  mehr  seiner 
kühnen,  genialen  Natur.  Vielleicht  fühlte  sich  auch  Gaius  durch 
die  Undankbarkeit  des  Pöbels  und  durch  die  Angriffe  von 
Seiten  der  Gegenpartei  so  gereizt,  daß  er  mit  seinem  Gesetze 
eine    direkte  Provozierung   beabsichtigte.     Nach  Appian    (b.  c. 
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I.  ÖS),  der  hier  allen  Historikern  vorzuziehen  ist,  weil  seine 
letzte  Grundlage  von  spezifisch  italischem  Standpunkte  aus 
schrieb,  enthielten  die  Bundesgenossengesetze  des  Gaius  folgende 
Forderungen:  Verleihung  des  vollen  Bürgerrechtes  an  die  Latiner 
und  des  gleichen  Stimmrechtes  an  die  übrigen  Itaüker.  Die  Be- 
hauptung Mommsens*),  es  sei  für  die  italischen  Bundesgenossen 
das  bisherige  Recht  der  Latiner  beantragt  worden,  ist  nicht 
ganz  richtig*).  Dieses  war  praktisch  wertlos.  Gaius  forderte 
vielmehr  das  gleiche  Stimmrecht,  das  zur  Abstimmung  in  allen 
Tribus  berechtigte,  und  das  er  vor  der  Fahrt  nach  Karthago 
in  seinem  Spezialgesetz  für  die  Latiner  gefordert  hatte.  Plut. 
(C.  Gr.  8)  berichtet  das  Richtige  hinsichtlich  der  Latiner: 
xaXd)v  (5*  im  xotvcovia  jiohTFiag  Tovg  Äarivovg.  Dagegen  ist  er 
(C.  Gr.  5):  6  de  otyjtijbiaxixdg  (sc.  vöjuog)  looipi^qpovg  tioicov  Toig 
TioXhaig  Tohg  'IraXiMrag  unvollständig,  indem  er  die  beabsichtigte 
Höherstellung  der  Latiner  übergeht  *).  Vellejus  (II.  6)  überträgt, 
was  die  Latiner  allein  erhalten  sollten,  auf  alle  Italiker.  Das 
ist  natürlich  falsch.  Dagegen  berichtet  Livius  (epit.  60)  von  den 
Bundesgenossengesetzen  überhaupt  nichts. 

Daß  die  armen  Italiker  mit  Freuden  den  Antrag  des 
Gaius  begrüßten,  ist  selbstverständlich.  Es  schien  ihnen  doch 
wenigstens  ein  Weg  angebahnt  zu  sein,  auf  dem  sie  mit  der 
Zeit  alles  erlangen  konnten.  Natürlich  wünschten  nach  meiner 
Ansicht  auch  diesmal  nur  die  ärmeren  Bundesgenossen  die 
Zivität.  Die  reichen  Italiker  in  Etrurien  und  Umbrien  wünschten 
sie  sicherlich  nicht,  weil  sie  Gefahr  laufen  mußten,  ihre 
Okkupationen  zu  verlieren.  Daß  ihre  Agitation  gegen  Gaius 
nicht  so  stark  hervorgetreten  ist  wie  gegen  Drusus  im  Jahre  91, 
ist  vielleicht  daraus  zu  erklären,  daß  sie  erst  gar  nicht  eingreifen 
brauchten,  weil  das  Gesetz  sofort  durchfiel  oder  sowieso  genug 
Gegner  hatte. 

Wie  voraus  zu  sehen  war,  erhob  sich  gegen  den  Antrag 
eine  überwältigende  Opposition.  Vergeblich  brachte  Gaius  die 
bereits  erwähnten  Gewalttaten  römischer  Bürger  gegen  Italiker 


>)  a.  a.  0.  S.  50. 


1)  Rom.  Gesch.  TL.  S.  119. 

*)  S.  Kornemann  a.  a.  O.  S.  50. 

•)  S.  Kornemann  a.  a.  0.  S.  50. 
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zur  Sprache').  Daß  die  Nobüität  opponierte,  nahm  nicht 
Wunder.  Denn  des  Gaius  Ziel  war  ja,  die  Nobilitätsherrschaft 
zu  stürzen.  Aber  auch  die  eigene  Partei  des  Tribunen,  das 
Volk,  das  Proletariat,  leistete  heftigen  Widerstand.  Es  hatte 
Gaius  schon  sein  Latinergesetz  gewaltig  übelgenommen  (Plut. 
C.  Gr.  9).  Man  sieht,  wie  eifrig  das  Volk  über  die  Privilegien 
und  Vorteile  seines  Bürgertums  wachte,  und  wie  sehr  in  der 
Masse  der  Wunsch  lebendig  war,  mit  niemand  diese  An- 
nehmlichkeiten zu  teilen.  Natürlich  mußten*  diese  Privilegien 
weniger  einbringen,  wenn  die  Italiker  die  Zivität  erhielten. 
Und  einen  so  edlen  Verzicht,  wie  ihn  das  Bundesgenossengesetz 
des  Gaius  forderte,  konnte  man  von  der  habgierigen,  entsitt- 
lichten Masse  nicht  erwarten. 

Aber  auch  die  Ritterschaft,  die  Gaius  durch  Wohltaten  für 
immer  an  seine  Person  gefesselt  zu  haben  glaubte,  begann  von 
ihm  abzufallen.  Sie  hatte  eben  für  die  Bestrebungen  des 
Tribunen  kein  Interesse  mehr,  nachdem  er  ihr  die  Herrschaft 
im  Staate  verschafft  hatte.  Sich  jetzt  für  ihn  zu  opfern,  fiel  ihr 
nicht  ein.  Im  Gegenteil,  sie  nahm  Stellung  gegen  das  Bundes- 
genossengesetz, das  ihr  durchaus  unsympathisch  war.  Auch  im 
Jahre  91  kämpfte  die  Ritterschaft  geschlossen  gegen  die  Ver- 
leihung der  Zivität  an  die  Italiker.  Ihne*)  nennt  als  Grund  dafür 
die  Tatsache,  daß  die  Ritter  bei  den  Steuerpachtungen  auf  den 
Okkupationen  der  reichen  Italiker  beteiligt  waren  und  eine  Ein- 
ziehung und  Verteilung  derselben  als  eine  Schädigung  ihrer 
Interessen  ansahen.     Das  ist  sicher  nicht  richtig. 

Aus  irgend  einem  Grunde  gingen  die  Ritter  mit  dem  Senate 
einen  Bund  gegen  Gaius  ein.     E.  Meyer')  nennt  zum  Beweise 

dafür  SaJlust  Jug.  42:  nobilitas modo interdum  per 

equites  Romanos,  quos  spes  societatis  a  plebe  dimoverat, 
Gracchorum  actionibus  obviam  ierat.  Bei  der  Katastrophe 
waren  auch  die  Ritter  im  Gefolge  des  Konsuls  Opimius  (Plut. 
C.  Gr.  14). 

Gaius  Gracchus  und  Fulvius  Flaccus  standen  allein  gegen 


»)  Vgl.  Gellius  X.  3. 

*)  Rom.  Gesch.  V.  S.  246. 

•)  a.  a.  0.  S.  28. 


Volk,   Ritterschaft   und    Senat.     Der   endliche  Ausgang   konnte 
nicht   zweifelhaft   sein.     Der  Senat   entwickelte   eine   ganz  un- 
gewohnte   Rührigkeit.     Vor    allem    vergewisserte    er    sich    der 
Hilfe  des  Konsuls  Fannius  und  der  Interzession  des  Volkstribunen 
Drusus.     Fannius,   nunmehr  des  Gaius  politischer  Gegner,  hielt 
im  Sommer  122  seine  noch  von  Cicero  (Brutus  26.  99)  gerühmte 
Rede    de   sociis   et  nomine  Latino  contra  Gracchum.     Er,  der 
Aristokrat,  verurteilte  grundsätzlich  und  rückhaltlos  die  Bundes- 
genossenbewegung, die  nach  seiner  Meinung  zu  Umwälzungen 
und   unabsehbaren  Weiterungen   im  Staate   führen   mußte.     Er 
packte   in   seiner  Rede   das   materiell   gesinnte  Volk  an  seiner 
verwundbarsten  Stelle  und  malte  ihm  aus,  wie  die  Neubürger 
die  Altbürger  überall  verdrängen  würden.     Er  hatte  mit  seiner 
Rede  Erfolg.    Auf  Befehl  des  plötzlich  sehr  energisch  gewordenen 
Senates   erließ   dann   Fannius   kurz  vor  der  Abstimmung  über 
das  Bundesgenossengesetz,  also  Sommer  122,  ein  Ausweisungs- 
edikt (Appian  b.  c.  I.  23,   Plut.  C.  Gr.  12).     Auf  Grund  dieses 
Ediktes  mußten  am  Tage  der  Abstimmung  alle  Nichtbürger,  die 
ja  nicht  stimmberechtigt  waren,   die  Stadt  verlassen,   damit  sie 
nicht  die  Entscheidung  in  den  Komitien  gesetzwidrig  beeinflußten. 
Nach  Appian  (b.  c.  I.  23)  durften   sie  sich  der  Stadt  nur  auf 
40  Stadien  nähern.     Das  Edikt  erbitterte  die  Italiker  furchtbar. 
Aber  der  Senat  blieb  fest.     Daß  nach  Plut.  (C.  Gr.  12)  Gaius 
ein  Gegenedikt   erließ    und   den  Bundesgenossen    für  den  Fall, 
daß  sie  in  Rom  büeben  und  zu  seinen  Gunsten  stimmten,  seine 
Hilfe  versprach,  hatte  nichts  zu  sagen,  da  er  die  Macht,  sein 
Versprechen  zu  halten,  nicht  besaß.    Das  Ausweisungsedikt  des 
Fannius  zeigte  deutlich,  was  das  Bundesgenossengesetz  zu  er- 
warten hatte.    Als  entscheidendes  Moment  kam  die  Interzession 
des   Drusus   hinzu   (Appian   b.  c.  I.  23).      Dieser    interzedierte 
oder  drohte  zu  interzedieren.    Kurz,  Gaius  erlitt  eine  Niederlage. 
Sein    Gesetzesantrag    fiel    durch    oder    wurde    zurückgezogen. 
Damit  war   sein  Sturz  besiegelt.     Schon  im  Hochsommer  122 
fühlte   er,    daß   er   die  Volksgunst   verloren   hatte.     Bei   seiner 
Bewerbung   um    das    dritte  Volkstribunat   fiel    er   durch    (Plut. 
C.  Gr.  12).     Zu   seinem  Unglück  wurde   bald   darauf  sein  er- 
bittertster   Gegner,    L.  Opimius,    der    Zerstörer    von    Fregellae, 
zum  Konsul  für   das  Jahr  121  gewählt  (Plut.  C.  Gr.  13).     Als 
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am    10.  Dezember   122   sein   Amt   als   Volkstribun   ablief,   war 
Gaius  längst  politisch  tot. 

Im  Sommer  121  beantragte  der  Volkstribun  Minucius  Rufus 
auf  Betreiben  des  Senates»)  die  Aufhebung  der  Kolonie  Karthago*). 
Der  vorgeschobene  Grund  war  das  angebüche  Auftreten  von 
Prodigien  bei  der  Gründung  der  Kolonie.  Als  sich  Gaius  Gracchus 
und  Flaccus  bei  der  Abstimmung  der  Vernichtung  ihrer  Haupt- 
schöpfung widersetzten,  brach  die  Katastrophe  herein,  die 
ihnen  das  Leben  kostete »).  Die  Nobilität,  an  ihrer  Spitze  der 
brutale  Konsul  Opimius,  beutete  ihren  Sieg  aufs  grausamste  aus*). 
Die  große  Tragödie  war  zu  Ende.  Es  war  klar,  daß  an  die 
Ausfuhrung  der  Gesetze  des  Drusus  niemand  dachte.  Sie  fielen 
einfach  der  Vergessenheit  anheim  (Appian  b.  c.  I.  35). 

Die  Bundesgenossen  hatten  abermals  ihre  Vertreter  im 
Kampfe  gegen  Volk,  Ritterschaft  und  Senat  verloren. 
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Die  römische  Bundes^enossenpolitik  in  der  Zeit  vom 

Jahre  121—100. 

Gaius  Gracchus,  der  genial  eine  neue  Zeit  heraufzuführen 
schien,  war  tot.  Die  Herrschaft  der  Nobilität,  die  sich  schon 
ausgeschaltet  gesehen  hatte,  war  gerettet.  Nun  konnte  es  wieder 
im  alten  Gleise  fortgehen.  Denn  daß  zahlreiche  Kreise  in  Rom 
während  der  Revolutionsjahre  nichts  gelernt  hatten,  sollte  sich 
sehr  bald  oft  und  nicht  zum  wenigsten  in  der  Bundesgenossen- 
politik zeigen. 

Soweit  es  ging,  versuchte  die  Regierung,  die  Dinge  in  den 
alten  Stand  zu  versetzen.  Freilich  wagte  man  nicht,  alle  Ge- 
setze des  Gaius,  so  das  Getreide-  und  das  Richtergesetz,  auf- 
zuheben.    Aber  gegen  das  Kolonial-  und  das  Agrargesetz,    die 

*)  Appian  b.  c.  I.  24. 

•)  Florus  n.  3,  Aur.  Vict.  65,  Appian  b.  c.  I.  24,  Plut.  C.  Gr.  13. 
»)  Appian  b.  c,  I.  25  und  26,  Plut.  C.  Gr.  13—17,  Orosius  V.  12. 
*)  Plut.  C.  Gr.  18.  S.  Sallust.  Jug.  16.  2:  Opimius,  qui  victoriam  nobilitatis 
acernime  in  plebem  exercuerat. 
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auch  die  Bundesgenossen  betrafen,  richtete  sich  die  Reaktion. 
Das  Kolonialgesetz  wurde  nur  zum  kleinsten  Teile  ausgeführt*). 
Das  Ackergesetz  der  Gracchen  sofort  und  in  seinem  ganzen 
Umfange  aufzuheben,  wagte  man  nicht.  Aber  man  brachte 
Änderungen  an  ihm  an,  die  seine  von  den  Gracchen  beabsichtigte 
Wirkung  bedeutend  verringerten.  Allmählich  hob  man  dann 
die  gracchanische  Ackergesetzgebung  zum  größten  Teile  wieder 
auf.  So  war  der  großartig  angelegte  Plan,  die  italische  Nation 
wirtschaftlich  zu  reorganisieren,  gescheitert. 

Vielleicht  noch  im  Jahre  121  oder  kurz  darauf,  als  die 
Optimaten  noch  im  Siegestaumel  waren,  wurde  das  erste  der 
drei  Agrargesetze  jener  Periode  durchgebracht.  Es  hob  die  von 
Tiberius  Gracchus  mit  Absicht  verfügte  Unveräußerlichkeit  der 
assignierten  Güter  auf  (Appian  b.  c.  I.  27).  Das  betraf  natürlich 
auch  die  Landempfänger  unter  den  Bundesgenossen.  Tiberius 
hatte  durch  seine  Verfügung  das  Aufkaufen  der  durch  die 
Assignationen  geschaffenen  Bauerngüter  verhindern  wollen.  Jetzt 
wurden  durch  das  neue  Gesetz  dem  alten  Erbübel  der  Latifundien- 
wirtschaft wieder  Tor  und  Tür  geöffnet.  Die  wichtigste  Be- 
stimmung des  gracchanischen  Agrargesetzes  war  aufgehoben. 
In  absehbarer  Zeit  mußte  durch  Aufkauf  der  Güter  oder  durch 
Anwendung  von  Gewalt  (Appian  b.  c.  I.  27)  der  Zustand  vor 
dem  Jahre  133  wiederkehren. 

Sehr  bald  ging  man  weiter.  Nach  einigen  Jahren  brachte 
ein  Volkstribun  einen  neuen  wichtigen  Antrag  durch.  Wie  wir 
später  sehen  werden,  war  der  Antragsteller  Spurius  Thorius, 
und  sein  Gesetz  ist  das  vielgenannte  thorische,  das  wahrschein- 
lich in  das  Jahr  118  oder  114  gehört.  Durch  dieses  Gesetz 
wurde  die  im  Jahre  133  ins  Leben  gerufene,  später  zwar  sistierte, 
aber  doch  nie  abgeschaffte  Verteilungskommission  endgültig  auf- 
gehoben (Appian  b.  c.  I.  27).  Alle  weiteren  Assignationen  von 
Gemeindeland  wurden  eingestellt.  Dagegen  wurden  sowohl  die 
assignierten  Bauerngüter  als  auch  die  bis  zum  Jahre  133  okku- 
pierten^)  und  bisher  noch  nicht  zur  Assignation  eingezogenen 


»)  Vgl.  auch  Vellejus  (I.  15). 

•)  Durch  Tiberius  Gracchus  war  jede  weitere  Okkupation  von  Gemeinde- 
land verboten  worden. 
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Stücke  des  Ager  publicus   fortan  ihren  Nutznießern  als  unge- 
störtes,   definitives   Besitztum    überlassen    (Appian  b.  c.   I.  27). 
Natürlich  war  diese  Bestimmung  vor  allem   für  die  römischen 
Optimaten  günstig.    Denn  sie  hatten  ihre  früheren  Okkupationen 
bald  durch  Kauf  oder  durch  Gewalt  wieder  in  ihren  Besitz  ge- 
bracht.    Vielleicht  besaßen  sie  auch  noch  zahlreiches  okkupiertes 
Gemeindeland,  das  man  in  die  Assignation  nicht  hineingezogen 
hatte,  weil  man  seine  Eigenschaft  nicht  hatte  er\veisen  können. 
Gleich  vorteilhaft  war  die  Bestimmung  für  die  reichen  Italiker. 
Denn  jetzt  waren  sie  in  ihren  Okkupationen  gesichert.    Dagegen 
wurde  außer  den  römischen  und  italischen  Armen  am  meisten 
der  Staat  selbst  geschädigt.     Er  mußte  seine  SouveränitrU  auf- 
geben und  verior  außer  dem  ihm  reservierten  Ager  Campanus ») 
seine   samtlichen  Domänen.     Zwar   legte  das  thorische  Gesetz 
den  Empfängern  der  assignierten  Bauerngüter  sowie  den  Okku- 
panten des  Ager  pubücus  eine  bestimmte,  in  die  Staatskasse  zu 
zahlende  Abgabe  auf  (Appian  b.  c.  I.  27).     Aber  das  war  für 
den  Staat  kein  angemessenes  Äquivalent.     Denn  einmal  mußte 
nach  Appian^)  und  Plutarch^)  auch  früher  schon  für  jede  Be- 
nutzung von  Staatsland  eine  Abgabe  gezahlt  werden.    Andrer- 
seits   sollte   von   nun   an   der  Ertrag   der  Abgabe    gemäß   dem 
thorischen  Gesetz  alljähriich  an  das  Volk  verteilt  werden  (Appian 
b.  c.  I.  27).     Er  diente   nach  Mommsen*)    wahrscheinhch    zum 
Teil  zur  Fundierung  der  Komverteilungen.    Schon  durch  Gaius 
Gracchus  und  dann  noch  mehr  durch  den  älteren  Livius  Drusus 
war  der  Staatsschatz  belastet  worden. 

Das  zweite  Agrargesetz  führte  den  von  Drusus  im  Jahre  122 
den  Nutznießern  von  Staatsland  eriassenen  Zins^)  wieder  ein. 
Dadurch  wurde  der  Ager  pubhcus,  der  seit  122  nichts  ein- 
gebracht hatte,  sozusagen  wieder  rentabel.  Diese  Tatsache  ist 
nach  meiner  Memung  der  beste  Beweis  für  die  Behauptung  bei 
Mommsen«),  daß  das  Gesetz  des  Spurius  Thorius  identisch  sei 

*)  Vgl.  Cicero  (de  lege  agraria  II.  29.  81). 

•)  b.  c.  I.  7. 

«)  Tib.  Gr.  8. 

♦)  Rom.  Gesch.  II.  S.  128. 

»)  Plut.  C.  Gr.  9. 

•)  Rom.  Gesch.  IL  S.  128. 


mit  dem  eben  detaillierten  zweiten  Agrargesetz  und  nicht  mit 
einem  dritten  jener  Periode,  das  uns  ohne  Autor  überUefert  ist 
und   allgemein    in    das   Jahr   111    gesetzt    wird.      Wenn    wir 
bedenken,  daß  das  Staatsland  wieder  rentabel  wurde,  so  ist  der 
von  Ihne*)  gegen  Mommsen  erhobene  Einwurf  hinfaUig.     Denn 
wenn  sich  Ihne  für  seine  Behauptung,  daß  wir  im  dritten  Agrar- 
gesetze vom  Jahre  111  das  thorische  Gesetz  haben,  auf  Cicero 
(Brutus  36.  136)   beruft,    so   spricht   diese    Stelle    nach   meiner 
Meinung  gerade  für  Mommsen.    Denn  die  Nachricht  bei  Cicero: 
Sp.  Thorius  ....  is,  qui  agrum  publicum  vitiosa  et  inutiü  lege 
vectigali  levavit  besagt  nicht,    da(i   Thorius  den  Ager  publicus 
durch  ein  unnützes  Gesetz  vom  Vecligal  befreit  habe.     So  will 
es  Ihne    übersetzt   haben,    der   daraufhin   meint,    das  thorische 
Gesetz   sei   mit   dem   dritten    Agrargesetz    aus   dem   Jahre  111 
identisch,  weil  letzteres,  wie  wir  später  sehen  werden,  die  Auf- 
hebung   des   Vectigals    verfügte.      Dagegen    ist   die   Stelle   von 
Mommsen  richtig  dahin  übersetzt  worden,  Thorius  habe  durch 
die  Wiedereinführung  des  Vectigals  den  Ager  publicus  von  einem 
unnützen  Gesetze  befreit.    Denn  dadurch  wurde  in  der  Tat  das 
Staatsland  wieder  rentabel  und  den  Wirkungen  eines  früheren, 
unnützen     Gesetzes     entzogen.       Desgleichen     spricht     Cicero 
(de  oratore  II.  70.  284)  nach  meiner  Meinung  mehr  für  die  An- 
sicht Mommsens  als  für  Ihne.     Denn  die  eben  genannte  Stelle 
paßt  viel  besser   auf  das  zweite  Agrargesetz  als  auf  das  dritte 
vom  Jahre  111.     Denn   nach   dem  zweiten  Gesetze  wurde  jede 
Nutznießung  des  Ager  publicus,  also  auch  seine  Benutzung  als 
Weide,    nur  gegen   eine   Abgabe   gestattet.     So    war   es   nach 
Appian  (b.  c.  I.  7)  auch  vor  dem  Jahre  133  gehalten  worden. 
Dagegen  gab  das  dritte  Gesetz  vom  Jahre  111,  wie  wir  später 
sehen  werden,  das  Staatsland,  soweit  es  nicht  assigniert,  okku- 
piert   oder   verpachtet   war,    zur   Viehweide   unentgeltlich   frei. 
Allerdings  durfte   eine  Höchstzahl   von  Vieh  nicht  überschritten 
werden.      Ich    glaube    nun,    daß    Lucilius,    dessen  Vieh    nach 
Cicero    (de  oratore   IL   70.   284)    unberechtigterweise    auf   dem 
Gemeindeland  weidete,  sich  eher  gegen  das  zweite  als  gegen  das 
dritte  Agrargesetz  vergehen  konnte.    Auf  jeden  Fall  kann  sich 


1)  Rom.  Gesch.  V.  S.  113. 
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wenigstens  die  Behauptung,  daß  wir  in  dem  Gesetze  vom  Jahre  111 
das  des  Volkstribunen  Sp.  Thorius  haben,  nicht  auf  die  erwähnte 
Stelle  bei  Cicero  stützen.  Dagegen  können  wir  besonders  nach 
Appian  (b.  c.  I.  27)  als  sicher  annehmen:  das  zweite  Gesetz 
wurde  von  Sp.  Thorius  gegeben,  und  zwar,  wie  später  bewiesen 
Averden  soll,  im  Jahre  118  oder  114. 

Im  Jahre  111  wurde  die  gracchanische  Gesetzgebung,  soweit 
sie    die    Agrarverhältnisse    betraf,    vöUig    aufgehoben    (Appian 
b.  c.  I.  27).     Das  Agrargesetz    dieses  Jahres  ist  ohne  Nennung 
des  Autors  überliefert.     Sp.  Thorius  ist  sein  Autor  nicht.     Ob 
es  der  Volkstribun  C.  Baebius  ist,    wie  Lange »)  vermutet,  kann 
nicht  festgestellt  werden.     Erhalten  ist  das  Gesetz*)  zum  Teil 
auf  der  Hinterseite  einer  Tafel,   auf  deren  Vorderseite   die  lex 
Acilia  steht,  die  wir  noch  zu  erwähnen  haben  werden.    Daß  es 
in    das   Jahr   111    gehört,    ist  jetzt    fast    allgemein    anerkannt. 
RudorfifS)    führte    den    Beweis,    daß    das   Ackergesetz,    dessen 
Fragmente   wir   besitzen,   in   das   oben   erwähnte   Jahr  gehört. 
Denn  es   werden   in  der  95.  Zeile  unter  Ergänzung  durch  die 
54.  die  Konsuln  des  Jahres  111,  P.  Cornehus  Scipio  Nasica  und 
L.  Calpurnius  Bestia  genannt.     Aus   der   genannten  Zeile  folgt 
sodann,  daß  das  Gesetz  nicht  nach  dem  Dezember  des  Jahres  111 
gegeben  worden  sein  kann.     Die  Behauptung  von  Kiene*),  daß 
das  Agrargesetz,  dessen  Fragmente  wir  besitzen,  das  thorische 
und  im  Jahre  106  gegeben  sei,  ist  als  irrig  zurückzuweisen. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  111  hob  zunächst  den  von  Thorius 
wieder  eingeführten  Zins  auf  (Appian  b.  c.  I.  27).  Das  war 
eine  schwere  Schädigung  des  Staatsschatzes.  Außerdem  be- 
stimmte es,  daß  alles  rechtmäßig  okkupierte  Staatsland  und  die 
assignierten  Bauerngüter  volles,  abgabefreies  und  ewiges  Privat- 
eigentum der  bisherigen  Besitzer  und  Nutznießer  sein  sollten 
(Fragment  Zeile  2—10).  Das  bisher  nicht  okkupierte,  nicht 
assignierte  oder  nicht  verpachtete  Staatsland  durfte  künftig  nicht 

>)  a.  a.  0.  UI.  S.  56. 

*)  S.  Mommsen,  C.  J.  L.  Vol.  I.  Seite  79—81. 

»)  Rudorff,  Das  Ackergesetz  des  Sp.  Thorius,  S.  43-194,  machte  den 
Versuch,  die  Fragmente  zu  erklären  und  zu  ergänzen.  Leider  hat  er  das 
Gesetz  dem  Sp.  Thorius  zugeschrieben.    Ich  ziüere  gewöhnlich  nach  Rudorff. 

*)  Der  römische  Bundesgenossenkrieg,  S.  131  u.  142. 
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mehr  okkupiert  werden,  sondern  wurde  zum  Weideland  bestimmt 
(Fragment  Zeile  24  und  25).  Die  Benutzung  des  Ager  publicus 
als  Weide  war  unentgeltlich,  wenn  die  Zahl  des  Viehes,  das  ein 
Besitzer  weiden  ließ,  10  Stück  Großvieh  und  50  Stück  Kleinvieh 
nicht  überstieg  (Fragment  Zeile  14  und  15).  Diese  letzte  Be- 
stimmung sollte  verhindern,  daß  der  kleine  Mann  durch  die 
Reichen  vom  staatlichen  Weidelande  verdrängt  würde. 

Wir  sehen  also,  daß  zahlreiche  Bestimmungen  des  Gesetzes 
auch  die  Bundesgenossen  betrafen.  Aber  das  Gesetz  beschäftigte 
sich  auch  speziell  mit  den  ItaUkem.  Es  versprach  den  durch 
die  gracchischen  Koloniegründungen  geschädigten  italischen 
Bundesgenossen  eine  angemessene  Entschädigung  (Fragment 
Zeile  21 — 24).  Außerdem  verfügte  es,  daß  den  Bundesgenossen 
ihre  alten  Rechte  bei  der  Benutzung  des  Ager  publicus  unein- 
geschränkt gesichert  blieben,  die  ihnen  bis  zum  Konsulate  des 
M.  Livius  Drusus  und  des  L.  Calpurnius  Piso  im  Jahre  112  ent- 
weder  auf  Grund    ihrer  Verträge    oder  nach  einem  römischen 

Volksbeschluß  zustanden.    Fragment  Zeile  29: item  Latino 

peregrinoque  *),  quibus  M.  Livio  L.  Calpurnio  cos.  agrum  publicum 
populi  Romani  possidere,  ex  lege  plebeive  sc.  ex  ve  foedere 
licuit*).  Durch  das  Gesetz  vom  Jahre  111  wurde  natürlich  auch 
den  Italikem  die  Benutzung  des  staatlichen  Weidelandes  ge- 
stattet. Was  aber  noch  viel  wichtiger  ist,  den  reichen  Bundes- 
genossen wurde  jetzt  der  Besitz  des  von  ihnen  okkupierten 
Gemeindelandes  garantiert,  wenn  man  ihnen  auch,  wie  Mommsen^) 
richtig  betont,  nicht  das  volle  Eigentumsrecht  verheb. 

Der  Plan  der  gracchischen  Kreise,  die  itaüsche  Nation  wirt- 
schaftüch  zu  heben  und  staatsrechtlich  mit  den  römischen  Bürgern 
zu  verschmelzen,  war  im  Jahre  111  endgültig  gescheitert.  Von 
der  ganzen  agrarischen  Gesetzgebung  in  den  Jahren  121 — 111 
hatte  den  wenigsten  Nutzen  der  Staat,  sodann  die  armen  römischen 
Bürger  und  die  armen  Bundesgenossen.  Die  römische  Nobilität 
und   die   reichen  Bundesgenossen  dagegen  hatten  den  größten 


■ 


^)  Darunter  sind  natürlich  nichtlatinische  d.  h.  italische  Bundesgenossen 
zu  verstehen. 

2)  Siehe  Mommsen,  C.  J.  L.  Vol.  I.  S.  81,  Z.  XXIX. 
»)  Rom.  Gesch.  U.  S.  129 
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Nutzen,  da  sie  im  ungestörten  Genuß  ihrer  Okkupationen  blieben. 
Von  nun  an  ist  ihre  Freundschaft  und  ihr  Bund  gegen  die 
Demokratie  besonders  innig.  Der  Kitt  ist  die  Interessengemein- 
schaft in  der  Agrarpolitik.  Als  die  Populären  im  jugurthinischen 
Kriege  die  Macht  und  das  Ansehen  der  Nobilität  schwer  er- 
schütterten, fand  diese  Unterstützung  bei  den  reichen  Bundes- 
genossen*). Die  im  Jahre  129  entstandene  Spaltung  unter  den 
Italikern  hatte  sich  noch  mehr  erweitert. 

Hinsichtlich  der  Datierung  der  drei  Agrargesetze  muß  ich 
noch  einiges  bemerken.  Mommsen^)  setzt  das  zweite  oder 
thorische  Gesetz  in  das  Jahr  119  oder  118.  Kornemann^)  setzt 
es  dagegen  nach  dem  Vorgange  von  Neumann*)  in  das  Jahr  114. 
Beide  basieren  ihre  Datierung  auf  Appian  (b.  c.  I.  27):  -TfiTf- 
xaidexa  /udXiora  ereoiv  änb  Ttjg  FQaxxov  vofAO&eaiag  im  dixaig  er 
agyia  yeyovöreg.  Mommsen^)  übersetzt  es  dahin,  daß  die  Acker- 
aufteilungskommission 15  Jahre  nach  der  gracchanischen  Gesetz- 
gebung über  der  Arbeit  der  Aufmessung  müßig  habe  verstreichen 
lassen.  Diese  gracchanische  Gesetzgebung  setzt  er  in  das  Jahr  133, 
und  davon  ausgehend  erhrdt  er  für  das  thorische  Gesetz,  das 
nach  Appian  (b.  c.  I.  27)  die  Ackerkommission  endgültig  aufhebt, 
das  Jahr  119  oder  118.  Koraemann*),  welcher  „ä^6  rr^g  FQdxyov 
vojuo&eoiag"  allgemein  „von  den  Zeiten  der  gracchischen  Gesetz- 
gebung her"  interpretieren  will,  meint,  die  Aufleilungskommission 
sei  nicht  schon  133,  sondern  erst  129  infolge  des  Verlustes  der 
Jurisdiktion  untätig  gewesen.  Von  129  ausgehend,  setzt  er  das 
thorische  Gesetz  in  das  Jahr  114.  Diese  Datierung  hat  viel  für 
sich.  Dagegen  irrt  Rudorff^)  auf  jeden  Fall,  wenn  er  mit  Be- 
ziehung auf  Appian  (b.  c.  I.  19)  bei  der  gracchanischen  Gesetz- 
gebung  an   die   des  Gaius  Gracchus  im  Jahre  123  denkt  und 


*)  Sallust  Jug.  40,  2: occulte  per  amicos  ac  maxume  per  homines 

nominis  Latini  et  socios  Italicos  impedimeDta  parabant. 

«)  Rom.  Gesch.  IL  S.  128. 

•)  a.  a.  0.  S.  52. 

*)  Geschichte  Roms  während  des  Verfalles  der  Republik  I.  S.  265. 

»)  In  den  Berichten  der  sächs.  Gesellschaft  der  Wiss.  phil.  Kl.  II  (1850). 
S.  90ff. 

•)  a.  a.  0.  S.  52. 

')  a.  a.  0.  S.  38. 
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dann  fortfahrt:  „Fünfzehn  Jahre  also  hatten  die  Arbeiten  der 
Teilungskommission  geruht.  Dann  hatten  sie  im  Jahre  646/108 
wieder  begonnen.  Denn  inzwischen  war  die  Macht  der  Optimaten 
gebrochen." 

Das  erste  Gesetz  ist  also  121,  das  thorische  118  oder  114, 
das  dritte  111  zu  datieren. 

In  gewisser  Beziehung  zu  der  Bundesgenossenfrage  stand 
auch  das  nach  111  durchgebrachte  Gesetz  des  Servilius  Glaucia. 
Im  Jahre  122  war  durch  M.  Acilius  Glabrio  die  lex  Acilia*) 
repetundarum  erlassen  worden,  die  zum  Teil  noch  erhalten  ist 
auf  der  Vorderseite  der  Platte,  auf  deren  Rückseite  das  Agrar- 
gesetz vom  Jahre  111  steht.  Hinsichtlich  der  Bundesgenossen 
hatte  sie  bestimmt,  daß  dem  bundesgenössischen  Kläger,  wenn 
er  durchdrang,  das  römische  Bürgerrecht  oder  das  Provokations- 
recht gegeben  werden  sollte^).  Das  Gesetz  des  Servilius  Glaucia 
steigerte  noch  mehr  die  Macht  der  Rittergerichte')  und  ging 
noch  schärfer  als  die  lex  Acilia  gegen  die  Erpressungen  der 
Nobiütät  vor  (Cicero  contra  Verrem  I.  17.  51).  Dagegen  be- 
schränkte es  die  Bestimmung  der  lex  Acilia  hinsichtlich  der 
Bundesgenossen  auf  die  Latiner  allein*).  Der  Grund  dieser 
Beschränkung  ist  leicht  zu  erraten. 

Wie  sehr  bald  nach  Lahmlegung  der  gracchanischen  Gesetz- 
gebung die  Latifundienwirtschaft  zunahm  und  der  Mittelstand 
in  der  italischen  Nation  abnahm,  geht  nach  Cicero  (de  officiis 
IL  21.  72)  aus  der  Behauptung  des  Volkstribunen  L.  Marcius 
Philippus  im  Jahre  104  hervor,  daß  es  im  Staate  nicht  mehr 
als  2000  vermögende  Familien  gebe.  Welcher  Art  das  Agrar- 
gesetz des  Philippus  war,  können  wir  nicht  feststellen. 

Einen  merkwürdigen  Schluß  auf  das  Verhalten  Roms  gegen- 
über den  Bundesgenossen  würde  vielleicht  eine  Episode  aus  dem 
Cimbernkriege  zulassen,  wenn  sie  in  der  Tat  wahr  ist.     Nach 
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1)  Vgl.  Pauly-Wissowa,  Realencykl.  Bd.  I.  S.  256  unter  Acilius  87. 

«)  S.  Mommsen,  C.  J.  L.  Vol.  I.  S.  62  und  63:  lex  repetundaram  LXXVI 
bis  LXXIX. 

*)  Vgl.  Qcero  (Brutus  62.  224). 

*)  Cicero  pro  Balbo  24.  54:  ...  quod  si  acerbissima  lege  Servilia  prin- 
cipes  viri  et  gravissimi  cives  hanc  Latinis,  id  est  foederatis,  viam  ad  civitatem 
populi  iussu  patere  passi  sunt. 
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Plutarch')  und  Cicero*)  verlieh  der  gefeierte  Kriegsheld  Marius 
nach  der  Schlacht  bei  Vercellae  zwei  Kohorten  italischer  Bundes- 
genossen, die  aus  1000  Kamertem  bestanden,  für  ihre  außer- 
ordentliche Tapferkeit  samt  und  sonders  das  Bürgerrecht.  Für 
den  kleinlichen  Geist  der  leitenden  Kreise  ist  so  recht  be- 
zeichnend, daß  sie  das  Verfahren  des  Marius  als  ungesetzlich 
heftig  tadelten,  obwohl  sie  erst  vor  kurzem  vor  den  Cimbem 
gebangt,  und  die  Bundesgenossen  sich  auch  in  diesem  Kriege  große 
Verdienste  erworben  hatten.  Aber  ebenso  bezeichnend  ist  die 
Antwort  des  Marius,  er  habe  im  Geräusch  der  Waffen  die 
Stimme  der  Gesetze  nicht  gehört.  Kiene')  sucht  nachzuweisen, 
daß  die  lex  Calpumia,  die  den  Feldherrn  ermächtigte,  den  für 
Rom  kämpfenden  Italikem  das  Bürgerrecht  zu  verleihen,  erst 
im  Jahre  89  erlassen  worden  sei.  Kiene  beruft  sich  hierbei 
auf  das  120.  Fragment  aus  dem  4.  Buche  des  Cornelius  Sisenna, 
erhalten  bei  Nonius  p.  107 :  Milites,  ut  lex  Calpurnia  concesserat, 
virtutis  ergo  civitate  donati*).  Marius  stand  also  ein  Recht,  wie 
es  die  lex  Calpumia  verlieh,  im  Jahre  101  noch  nicht  zur  Seite. 
Sein  Verfahren  war  daher  ungesetzlich.  Auf  jeden  Fall  aber 
kann  man  als  sicher  annehmen,  daß  Marius  für  die  Verleihung 
des  Bürgerrechtes  an  die  Bundesgenossen  war,  deren  militärische 
Tüchtigkeit  und  Brauchbarkeit  der  große  Organisator  sehr  wohl 
kannte*). 


Die  römische  Bundesgenosseapolitilc  in  der  Zeit  vom 
Jaiire  100  bis  zum  Auftreten  des  Drusus  im  Jahre  91. 

Im  Jahre  101  *  stand  der  ahnenlose  Emporkömmling  Marius 
auf  dem  Gipfel  seines  Ruhmes.  Aber  da  er  kein  Staatsmann 
war,  so  mußte  er  Fiasko  machen,  wenn  er  auch  in  der  Politik 
eine  Rolle  spielen  wollte.    Das  litt  sein  Ehrgeiz  nicht.     Um  nun 


^)  Marius  28  und  Apoph.  Marii  5. 

«)  Pro  Balbo  20.  46  und  22.  50. 

•)  a.  a.  0.  S.  224—229. 

*)  S.  Peter,  Fragmenta  historicorum  Roman  orum  S.  187. 

*)  SaUust  Jug.  84.  2. 


seine  Stellung,  die  sehr  bald  bedenklich  schief  und  schwankend 
wurde,  zu  festigen,  schloß  er  einen  Bund  mit  der  demokratischen 
Partei.  Diese  hatte  seit  dem  Sturze  der  Gracchen  dem  Laufe 
der  Dinge  ziemlich  ohnmächtig  zusehen  müssen.  Erst  als  die 
Nobilitat  sich  so  sehr  kompromittiert  hatte,  gewannen  die 
Populären  ihre  frühere  Stellung  wieder.  Marius  hatte  beim 
Abschluß  des  Bundes  vor  allem  die  Stärkung  seiner  politischen 
Stellung  im  Auge,  die  ihm  dann  helfen  sollte,  die  Belohnung 
seiner  Veteranen  durchzusetzen.  Die  demokratische  Partei  wollte 
noch  einmal  die  Agrarfrage,  mit  der  die  Bundesgenossenfrage 
in  Verbindung  stand,  aufrollen  (Florus  IL  4). 

Im  Jahre  100  waren  Marius  und  die  Führer  der  radikalen 
Volkspartei,  L.  Appulejus  Saturninus»)  und  G.  Servilius  Glaucia, 
zn  einem  engen  Bunde  zusammengeschlossen  (Appian  b.  c.  I.  29, 
Plut.  Marius  28).  In  diesem  Jahre  war  die  politische  Situation 
für  die  Dreimänner  recht  günstig.  Marius  war  zum  sechsten 
Male  Konsul  (Appian  b.  c.  I.  29).  Saturninus,  die  eigentliche 
Intelligenz  des  Bundes  und  der  Liebling  des  Volkes,  war  zum 
zweiten  Male  Volkstribun  geworden,  nachdem  sein  Mitbewerber 
Aulus  Nonius  oder  Ninnius  umgekommen  war^).  Glaucia  war 
in  jenem  Jahre  Prätor  (Appian  b.  c.  I.  28).  Um  das  Volk  zu 
gewinnen,  das  mit  leidenschaftlicher  Liebe  an  den  Gracchen 
hing,  verband  sich  Saturninus  eng  mit  einem  gewissen  Equitius, 
der  ein  Schwindler  war  und  sich  unter  dem  Namen  G.  Gracchus 
für  einen  Sohn  des  Tiberius  Gracchus  ausgegeben  hatte  (Val. 
Max.  IX.  7.  1). 

Die  Berichte  über  Saturninus  und  Glaucia  sind  zum  größten 
Teile  von  der  aristokratischen  Überlieferung  zuungunsten  der 
beiden  Volksführer  beeinflußt  worden.  Auch  Marius  kommt 
oft  schlecht  weg.  Es  wäre  nach  meiner  Ansicht  verfehlt,  in 
ihnen,  besonders  in  Saturninus,  nur  tolle  Demagogen  ohne  jede 
staatsmännische  Begabung  oder  nur  blutdürstige  Revolutionäre 
zu  sehen.  Daß  sie  die  Bundesgenossen  nur  wenig  berück- 
sichtigten, lag  nicht  an  ihnen,  sondern  an  der  Eifersucht  des 
Volkes  und  an  der  unpolitischen  Haltung  des  Senates.    Andrer- 


»)  Vgl.  Pauly-Wissowa,  Realencykl.  Bd.  II.  S.  261—269  unter  Appulejus  29. 
«)  Appian  b.  c.  I.  28,  Plut.  Marius  29,  lavius  epit.  69. 
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seits  aber  wäre  es  ebenso  verfehlt,  in  Satuminus  und  Glaucia 
reine  Märtyrer  für  eine  edle  Sache  zu  sehen,  wie  es  Bardey 
tut').  Sie  waren  rücksichtslose  Männer,  denen  es  auf  Gewalt 
und  selbst  Mord  nicht  ankam.  Und  wenn  sie  auch  vorgaben, 
Volk  und  Bundesgenossen  zu  vertreten,  höher  standen  ihnen 
doch  ihre  eigenen  Interessen. 

Der  Dreibund  schritt  zur  Ausführung  seiner  Pläne.  Nach 
Aur.  Vict.  (73)  hatte  Saturninus  schon  in  seinem  ersten  Volks- 
tribunate  im  Jahre  103  ein  Gesetz  eingebracht,  laut  welchem 
die  Veteranen  des  Marius  je  100  Morgen  Land  in  Afrika  erhalten 
sollten.  Daß  unter  diesen  Veteranen  zahlreiche  Bundesgenossen 
waren,  ist  nach  Sallust  (Jug.  84.  2  und  95.  1)  unzweifelhaft. 
Augenscheinlich  ging  das  Gesetz  nicht  durch. 

Im  Jahre  100  brachte  Saturninus  eine  Reihe  von  Gesetzen*) 
ein,  darunter  das  Getreidegesetz,  das  den  Preis  für  einen  Schelfel 
auf  ^/e  Aß  herabsetzte').  Dann  brachte  er  eine  lex  agraria  ein, 
die  auch  für  die  Bundesgenossen  wichtig  war.  Er  beantragte, 
daß  das  CJebiet,  welches  die  Cimbem  den  Kelten  in  Oberitalien 
abgenommen  hatten,  um  es  bald  wieder  an  Marius  zu  verlieren, 
unter  Römer  und  Italiker  verteilt  werden  solle  (Appian  b.  c.  I.  29). 
Natürlich  sollten  bei  der  Verteilung  besonders  die  marianischen 
Veteranen  berücksichtigt  werden,  itahsche  in  gleicher  Weise  wie 
Bürgerveteranen.  Denn  daß  bei  der  Landverteilung  auch  Bundes- 
genossen beteiligt  werden  sollten,  geht  aus  Appian  (b.  c.  I.  29 
und  30)  zweifellos  hervor.  Diese  Tatsache  erfüllte  den  städtischen 
Bürgerpöbel  mit  ingrimmiger  Wut.  Appian  b.  c.  I.  29:  Jikfo- 
vexrovvrav  <$'  iv  reo  vöjucp  twv  'IraXuorojv,  6  dtjfiog  idvoxeQaive- 
Also  Volk  und  Senat  waren  gegen  die  Beteiligung  der  Bundes- 
genossen. An  und  für  sich  war  das  Agrargesetz  des  Saturninus 
löblich  und  gut  gemeint.  Nur  ist  aufs  schärfste  zu  verurteilen, 
daß  das  zu  verteilende  Land  ungerechterweise  den  Kelten  ab- 
genommen worden  war   unter   der  Behauptung,   dieses  Gebiet 


*)  Bardey,  Das  sechste  Konsulat  des  Marius  S.  7—19,  handelt  ausführlich 
über  die  Quellen  zur  Verschwörung  des  Jahres  100,  desgl.  Vonder  Mflhll: 
De  L.  Appuleio  Saturnino  S.  7—49. 

*)  Über  die  Reihenfolge  der  Gesetze  siehe  Vonder  Mühll  a.  a.  0.  S.  74  flf. 

')  auctor  ad  Herennium  I.  12.  21. 


habe  sich  im  Besitz  der  Cimbem  befunden  und  sei  dann  von 
Rom  erobert  worden  (Appian  b.  c.  I.  29). 

Das  Gesetz  des  Saturninus  verfügte  ferner  die  Aussendung 
von  Kolonien.  NatürUch  sollten  bei  den  Koloniegründungen 
vor  allem  die  marianischen  Bürgerveteranen  bedacht  werden. 
Und  zwar  sollten  die  neuen  Kolonisten  auf  den  Staatsdomänen 
in  Mazedonien,  Achaia  und  Sizilien,  also  außerhalb  Italiens,  an- 
gesiedelt werden  (Aur.  Vict.  73).  Zur  Ausrüstung  der  Kolonisten 
und  zur  Einrichtung  ihrer  Wirtschaften  wurde  ein  Teil  des  von 
Servilius  Caepio  unterschlagenen  und  dann  in  die  Staatskasse 
zurückgelieferten  tolosanischen  Schatzes  bestimmt.  Der  übrige 
Teil  des  Geldes  sollte  zum  Ankauf  von  Ackerland  verwandt 
werden,  um  mit  diesem  neue  Kolonisten  auszustatten  (Aur.  Vict.  73). 

Auch  eine  Beteiligung  der  Bundesgenossen  an  den  kolonialen 
Assignationen  war  vorgesehen,  leider  aber  konnte  sie  nur  eine 
sehr  geringe  sein.  Denn  trotz  des  guten  Willens,  den  Saturninus 
sicher  besaß,  mußte  er  auf  die  Kleinlichkeit  und  den  Eigennutz 
der  römischen  Bürger  Rücksicht  nehmen,  die  schon  bei  dem 
Gesetze  über  die  Verteilung  des  Keltengebietes  die  Gleichstellung 
der  Italiker  mit  ihnen  scheel  angesehen  hatten. 

Das  Gesetz  des  Saturninus  übertrug  die  Gründung  der 
Kolonien  dem  Marius,  der  dadurch  auch  nach  Ablauf  seines 
Konsulates  im  Besitze  eines  wichtigen  politischen  Amtes  blieb. 
Der  Koloniegründer  sollte  das  Recht  haben,  für  jede  Kolonie 
drei    Bundesgenossen    auszuwählen    und    ihnen    das    römische 

Bürgerrecht  zu  verleihen.     Cicero,  pro  Balbo  21.  48: qua 

lege  Satuminus  C.  Mario  tulerat,  ut  in  singulas  colonias  ternos 
cives  Romanos  facere  posset.  Man  hatte  also  wenigstens  einen^ 
wenn  auch  sehr  geringen  Anfang  gemacht,  die  Ansprüche  der 
Bundesgenossen  zu  befriedigen.  Ihne*)  meint,  statt  ternos  sei 
trecenos  zu  lesen,  und  behauptet,  für  jede  Kolonie  seien  ebenso 
viel  Bundesgenossen  als  Römer  bestimmt  worden.  Hätte  Ihne 
recht,  so  würde  es  sich  um  eine  völlige  Gleichstellung  der  beiden 
Faktoren  handeln.  Ich  glaube  aber,  daß  dies  bei  der  den 
Italikem  so  feindseligen  Stimmung  der  Bürgerschaft  nicht  anzu- 
nehmen ist.     So  durfte  Saturninus  den  Pöbel  nicht  reizen. 


»)  Rom.  Gesch.  V.  S.  231,  Anm.  3. 
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Um  seine  Gesetze  durchzubringen,  beantragte  der  Volks- 
tribun, der  Senat  müsse  binnen  fünf  Tagen  das  Gesetz  be- 
schwören, wenn  das  Volk  es  angenommen  hätte.  Jeder  Eid- 
verweigerer sollte  seine  Senatorenwürde  verlieren  und  20  Talente 
ans  Volk  zahlen  (Appian  b.  c.  I.  29,  Plut.  Marius  29).  Nachdem 
Qu.  Metellus  Numidicus  als  einziger  Senator  den  Eid  verweigert 
hatte  und  in  die  Verbannung  gegangen  war*),  gingen  die  Ge- 
setze des  Satuminus  durch  und  zwar  mit  Gewalt  (Livius  epit.  69). 
Ob  sie  zur  Ausführung  gelangen  würden,  konnte  erst  die  Zukunft 
lehren.   Denn  zunächst  traf  man  keine  Anstalten,  sie  auszuführen. 

Inzwischen  war  nämüch  die  Stellung  des  Dreibundes  merk- 
Hch  erschüttert  worden.  Nun  kam  alles  auf  die  Wahlen  für 
das  Jahr  99  an.  Satuminus  wurde  zum  dritten  Male  zum  Volks- 
tribunen gewählt,  mit  ihm  der  Schwindler  Equitius  (Appian 
b.  c.  I.  32).  Glaucia  bewarb  sich  gegen  das  Gesetz  um  das 
Konsulat  für  das  nächste  Jahr.  Als  nun  C.  Memmius,  ein  ge- 
mäßigter Demokrat,  größere  Aussichten  als  Glaucia  auf  das 
Konsulat  hatte,  wurde  er  auf  Anstiften  von  Satuminus  und 
seinen  Verbündeten  erschlagen  (Appian  b.  c.  I.  32,  Livius  epit.  69). 
Wahrscheinlich  haben  die  Radikalen  Memmius  einfach  totschlagen 
lassen.  Die  Ansicht  von  Bardey*),  daß  Memmius  und  Glaucia 
sich  friedhch  nebeneinander  um  das  Konsulat  bewarben,  und 
daß  der  Senat  selbst  durch  einen  Staatsstreich  Memmius  er- 
morden ließ,  um  dann  diesen  Mord  den  Volksführern  zuzu- 
schieben und  sie  dadurch  zu  stürzen,  ist  als  durchaus  irrig  und 
verfehlt  zurückzuweisen. 

Mit  der  Ermordung  des  Memmius  kam  es  zur  Katastrophe, 
wahrscheinlich  im  September  des  Jahres  100.  Satuminus  und 
seine  Anhänger  wurden  einfach  totgeschlagen,  nachdem  noch 
Marius  gegen  seine  eigenen  Verbündeten  hatte  vorgehen  müssen*). 

Die  siegreiche  Nobilität  dachte  natürlich  trotz  des  geleisteten 
Schwures  nicht  daran,  die  appuleischen  Gesetze  auszuführen. 
Sie  wurden  einfach  durch  Senatsbesclüuß  aufgehoben  (Cicero, 
de  legibus  IL  6.  14).    Um  ähnliche  Gesetze  unmöglich  zu  machen. 


*)  Appian  b.  c.  I.  81,  Plut.  Marius  29,  Livius  epit.  69. 
«)  a.  a.  0.  S.  59  u.  61. 

')  Cicero,  in  Catilinam  I.  2.  4,  pro  Rabirio  perd.  7.  20  ff.,  Appian  b.  c.  I. 
32  u.  33,  Plut.  Marius  30,  Aur.  Vict.  7a 
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wurde   im  Jahre  98   durch  die  Konsuln  Qu.  Caecilius  Metellus 
Nepos  und  Titus  Didius  die  bekannte  lex  Caecilia-Didia  erlassen*). 
Abermals  sahen  sich  die  ärmeren  Italiker  in  ihren  Hoffnungen 
getäuscht.     Auf  friedlichem  Wege  konnten  sie  trotz  ihrer  Ver- 
dienste   von   Rom    nichts    erlangen.      Rom    hatte    ihre   Rechte 
mißachtet,  als  es  stark  im  Innern  war.    Jetzt  war  es  durch  die 
inneren  Wirren  seit  dem  Jahre  133  zerrüttet.     Trotzdem  ver- 
höhnte es  die  Forderungen  der  Bundesgenossen  und  weihte  ihre 
Verfechter   dem  Tode.     Haß   und   Erbitterung   sammelten   sich 
gegen   Rom.     Es   bedurfte  nur   noch   eines   geringen  Anlasses, 
und  die  Italiker  standen  im  offenen  Kampfe  gegen  ihre  Zwing- 
herrin auf.     Und  in  dieser   kritischen  Situation  tat  die  aristo- 
kratische Regierung  den  törichsten  Schritt,  den  sie  tun  konnte, 
und  der  die  Bundesgenossen  aufs  äußerste  reizte.    Im  Jahre  95 
eriießen    während    ihres    Konsulates   L.    Licinius    Crassus,    der 
bekannte  Redner,  und  Qu.  Mucius  Scaevola,  der  große  Jurist,  die 
berühmte    lex   Licinia-Mucia   de   civibus   regundis*).      Asconius 
nennt   dieses  Gesetz,    obwohl   es   von   weisen   und   gemäßigten 
Männern  gegeben  war,  die  Hauptursache  des  im  Jahre  91  aus- 
brechenden Bundesgenossenkrieges.     Es  lautete:  ne  quis  sit  pro 
cive,    qui   non    sit    civis.      Von   ihm    heißt   es    bei    Cicero    (de 
officiis  III.  11.  47),    daß   es  milder  gewesen  sei   als  die  bereits 
behandelte    lex    Junia    des    Volkstribunen    Junius    Pennus    im 
Jahre  126.     Während   diese   nämlich   alle  Nichtbürger,  die  sich 
in  Rom  aufhielten,    ohne  Unterschied   auswies,    auch   wenn  sie 
sich  gar  nicht  das  Bürgerrecht  anmaßten,  beschränkte  sich  das 
Gesetz  vom  Jahre  95  darauf,  nur  diejenigen  Nichtbürger  auszu- 
weisen, die  ungesetzlich  das  Bürgerrecht  in  den  Komitien  aus- 
übten.   Die  lex  Licinia-Mucia  untersagte  daher  unter  Androhung 
der  strengsten  Strafen  den  Nichtbürgem,  sich  die  Zivität  anzu- 
maßen.    Sie   ordnete   strenge   Untersuchungen   an   (Cicero    pro 
Balbo  21.  48)  und  wies  alle  Nichtbürger,  die  unberechtigterweise 
das  Bürgerrecht  ausübten,  in  ihre  jeweiligen  Gemeinden  zurück^). 


*)  Siehe  darüber  Cicero,  pro  Sestio  64. 135,  de  domo  sua  16.  41  u.  20.  53. 

2)  S.  darüber  Asconius  ad  Cic.  pro  Cornelio  de  maiestate  p.  59  u.  60 
(Kießling-Schoell),  Cicero  de  officiis  III.  11.  47,  pro  Balbo  21.  48  u.  24.  54. 

*)  Asconius  a.  a.  0.  p.  60:  .  .  .  .  necessaria  lex  visa  est,  ut  in  suae 
quisque  civitatis  ius  redigeretur. 
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Andrerseits  aber  erkannte  sie  die  gesetzlichen  Wege,  das  Bürger- 
recht zu  erwerben,  völlig  an,  so  z.  B.  die  Bestimmungen  der 
lex  Servilia  über  die  Bundesgenossen*). 

Trotzdem  mulJte  das  Gesetz  vom  Jahre  95  die  Bundes- 
genossen ungeheuer  reizen.  Denn  ihre  Erbitterung  war  jetzt 
infolge  der  häufigen  Enttäuschungen  viel  größer  als  im  Jahre  126, 
wo  man  erst  in  den  Anfängen  der  großen  Bundesgenossen- 
bewegung gesteckt  hatte.  Die  lex  Licinia-Mucia,  die  formell 
jedes  falschlich  angemaßte  Bürgerrecht  negierte  und  an  den 
Wahltagen  die  Italiker  ausweisen  konnte,  mußte  diese  schwer 
treffen,  weil  viele  von  ihnen  in  Rom  lebten  und  sich  oft  seit 
vielen  Jahren  ganz  als  römische  Bürger  betrachteten*).  Dieses 
sonst  berechtigte  und  milde,  aber  in  jener  kritischen  Zeit  besser 
zu  unterlassende  Gesetz  war  eine  unvorsichtige,  aber  deutliche 
und  stolze  Antwort  der  regierenden  Bürger  Roms  auf  die 
Forderungen  der  Itahker.  In  jener  Zeit  wohl  werden  sich  die 
Bundesgenossen  zu  dem  bekannten  großen  Geheimbunde  zu- 
sammengeschlossen haben,  um  mit  größerem  Nachdruck  und, 
falls  nötig,  mit  Gewalt  ihr  Recht  zu  erlangen.  Wenigstens 
spricht  dafür  die  Tatsache,  daß  sie,  die  früher  so  zersplittert 
waren,  im  Jahre  91  mit  einem  Schlage  eine  achtunggebietende 
Einheit  dem  erstaunten  Rom  zeigten.  Kiene')  betont  mit  Recht, 
daß  bei  der  Gründung  und  Festigung  des  Bundes  besonders  die 
im  Jahre  95  aus  Rom  ausgewiesenen  Itahker  tätig  waren. 


Die  römische  Bundesgenossenpolitilt  unter  dem  jüngeren 

M.  Livias  Drusus  im  Jahre  91. 

Was  die  Quellen*)  anbetrifft,  so  kann  ich  nur  die  wichtigsten 
in  ihrer  Stellung  zu  Drusus   und   der  Bundesgenossenfrage   be- 

*)  Cicero,  pro  Balbo  24.  54:  ....  quod  si  acerbissima  lege  Servilia  prin- 
cipes  viri  et  gravissimi  cives  hanc  Latinis,  id  est  foederatis,  viam  ad  civitatem 
populi  iussu  patere  passi  sunt  neque  ius  est  hoc  reprehensum  Licinia  et 
Mucia  I^e. 

*)  Asconius  a.  a.  0.  p.  60. 

»)  a.  a.  O.  S.  158  u.  159. 

*)  Über  die  Quellen  2um  Volkstribunate  des  Drusus  siehe  Strehl,  M.  Livius 
Drusus,  Volkstribun  im  Jahre  91,  S.  2—48,  und  Marcks,  Die  Überheferungen 
des  Bundesgenossenkrieges  91—89  v.  Chr.,  S.  1—37. 


\ 


rühren.  Appian  (b.  c.  I.  35—38),  dessen  Quelle  ein  Geschichts- 
werk war,  das  die  ganze  Bewegung  seit  den  Gracchen  vom 
spezifisch  italischen  Standpunkte  aus  schilderte,  nennt  als  Haupt- 
grund für  die  politische  Tätigkeit  des  Drusus  den  Wunsch,  den 
Italikern  das  Bürgerrecht  zu  verschaffen.  Er  ist  Drusus  freundlich 
gesinnt.  Livius  (epit.  70  u.  71)  vertritt  als  Aristokrat  den  Stand- 
punkt des  Senates  und  bezeichnet  als  Hauptgrund  die  Zurück- 
gabe der  Geschworenengerichte  an  den  Senat.  Nach  seiner 
Meinung  führt  die  Aufrollung  der  Bundesgenossenfrage  den 
Sturz  des  Drusus  herbei. 

Cicero  beurteilt  in  seinen  zahlreichen  Schriften,  besonders 
in  „de  oratore**  den  Tribunen  und  seine  Bestrebungen  im  all- 
gemeinen günstig.  Vellejus  (II.  13  und  14)  lobt  die  optimatischen 
Bestrebungen  des  Drusus  und  bedauert,  daß  der  Senat  die 
guten  Absichten  des  Tribunen  mißverstanden  habe,  worauf 
dieser  zuletzt  die  Verleihung  der  Zivität  an  die  Bundesgenossen 
zu  seiner  einzigen  Aufgabe  gemacht  habe.  Der  sogenannte 
Aurehus  Victor  (de  vir.  iUust.  66)  ist  Drusus  sehr  wenig  günstig 
gesmnt.  Doch  bringt  er  sonst  schätzenswerte  Nachrichten. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  95  war  für  die  Italiker  ein  harter 
Schlag.  Aber  noch  einmal  erhob  sich  ihnen  ein  Verfechter,  und 
zwar  von  einer  Seite,  von  der  sie  es  nicht  erwartet  hatten. 
Denn  der  junge  M.  Livius  Drusus,  der  jetzt  für  sie  eintrat,  ge- 
hörte der  vornehmsten  Nobihtät  an,  die  sich  den  Wünschen 
der  Italiker  nach  dem  Bürgerrechte  stets  ablehnend  gezeigt 
hatte.  Ich  werde  später  zeigen,  warum  der  Senat  in  seiner 
Majorität  so  plötzlich  seine  Stellung  zur  Bundesgenossenfrage 
änderte.  Drusus  war  der  Sohn  des  älteren  Drusus,  der  so  viel 
zum  Sturze  des  Gaius  Gracchus  beigetragen  hatte.  Der  Sohn 
schien  also  an  den  Italikern  und  am  römischen  Volke  das  Un- 
recht seines  Vaters  wieder  gut  machen  zu  wollen. 

Für  das  Jahr  91  zum  Volkstribunen  gewählt,  schnitt  er 
noch  einmal  die  Bundesgenossenfrage  an,  um  den  Italikern,  für 
die  er  ein  großes  Mitgefühl  hatte,  die  heißersehnte  .Zivität 
(Appian  b.  c.  I.  35)  zu  verschaffen.  Ob  Drusus  einer  Aufgabe 
gewachsen  war,  an  der  schon  so  viele  hervorragende  Staats- 
männer  und  Feldherrn  gescheitert  waren,  war  von  vornherein 
fraglich. 

4* 
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Zunächst  will  ich  darlegen,  welche  tiefer  liegende  Gründe 
nach  meiner  Meinung  Drusus  zu  seiner  gesamten  politischen 
Taügkeit  bestimmt  haben.  Auf  Livius  (epit.  70  und  71)  basierend, 
nahm  man  als  einzigen  Grund  dafür  den  Wunsch  an,  die  Ge- 
schworenengerichte dem  Senat  zurückzugeben.  Man  schob  dem 
Tribunen  also  lediglich  aristokratische  Tendenzen  unter.  Auf 
Appian  (b.  c.  I.  35)  fuliend,  sah  man  das  treibende  Moment 
in  seinem  Bestreben,  den  Bundesgenossen  das  Bürgerrecht  zu 
verschaffen.  Neumann  ^)  meint  sogar,  Drusus  habe  es  auf  die 
Alleinherrschaft,  auf  eine  Art  Diktatur  abgesehen.  Der  Wahrheit 
näher  kommt  schon  Mommsen^) :  „Die  Vorschläge  des  Drusus  waren 
keine  Gelegenheitsmaßregeln,  sondern  ein  umfassender  und 
durchdachter  Reformplan.^^  Leider  hat  Mommsen  seine  Ansicht 
nicht  weiter  entwickelt  und  keinen  Beweis  erbracht. 

Nach  meiner  Ansicht  wollte  Di-usus  den  Staat  von  Grund 
aus  reformieren,  seine  Gebrechen  heilen  und  gerechte  Forderungen, 
soweit  es  anging,  erfüllen.  Aus  diesem  Grunde  berücksichtigte 
er  bei  seinen  Gesetzen  nicht  bloii  einen  einzelnen  Stand,  sondern 
er  war  redhch  bestrebt,  allen  Faktoren  des  Staates  zu  helfen. 
Darum  mußte  er  auch  versuchen,  aUe  diese  Faktoren,  Volk  und 
Ritterschaft,  Senat  und  Bundesgenossen  durch  Wohltaten  füi« 
sich  zu  gewinnen,  damit  jeweilig  drei  Faktoren  bei  den  Gesetzen 
zugunsten  des  jeweilig  vierten  Faktors  keinen  Widerstand  leisteten. 
Für  meine  Ansicht  spricht  vor  allem  VeUejus  IL  13  und  14: 
ut  minoribus  perceptis  maiora  permitteret.  Ja,  alle 
Faktoren  sollten  an  dem  großen  Reformwerke  mitarbeiten.  Daß 
Drusus  besonders  für  den  Senat  tätig  war,  zu  dem  er  seinen 
Traditionen  gemäß  gehörte,  und  dann  zugunsten  der  Bundes- 
genossen, denen  er  sich  nach  Bekanntwerden  seines  Reform- 
programmes  sogar  durch  einen  Eidschwur  verpflichtet  hatte,  ist 
eine  Sache  für  sich.  Wer  könnte  ihm  diese  Stellungnahme 
verargen?  Nur  müssen  wir  bei  den  Beziehungen  zwischen  den 
Interessen  des  Senates  und  denen  der  Bundesgenossen  streng 
die  Pläne  des  Senates  und  die  Absichten  des  Drusus  von- 
einander scheiden.     Ebenso  war  es  eine  Sache  für  sich,  wenn 


1)  a.  a.  0. 1.  S.  468. 

9)  Rom.  Gesch.  II.  S.  213. 
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Drusus  zuletzt  scheiterte,  weil  die  verschiedenen  Interessen  und 
Forderungen  aufeinanderprallten  und  seine  verschiedenen  Gesetzes- 
anträge zur  Heilung  des  Gesamtorganismus  sich  kreuzten,  so  daß 
ihm  manchmal  die  Hilfe  eines  oder  mehrerer  Faktoren  verloren 
ging.  So  verdarb  er  es  schließlich  mit  allen,  nicht  zum  wenigsten, 
weil  er  manchmal  wirklichen  Interessen  zu  nahe  trat. 

Wenn  wir  seine  politische  Tätigkeit  so  auffassen,  müssen 
wir  auch  anerkennen,  daß  Drusus  neben  Tiberius  Gracchus  der 
uneigennützigste  Verfechter  der  Italiker,  aber  auch  ein  edler 
Patriot  und  weiser  Staatsmann  war,  weil  er  eine  allgemeine 
Reform  erstrebte  und  die  Bundesgenossen  dabei  nicht  ausschloß. 
Er  war  fast  staatsmännischer  als  Gaius  Gracchus,  der  bei  all 
seiner  Tätigkeit  doch  stets  die  Vernichtung  der  Nobilität  im  Auge 
hatte.  Daß  Drusus  an  den  drei  großen  Fragen  jener  Zeit,  an 
der  Agrar-,  Bundesgenossen-  und  Justizfrage,  scheiterte,  war 
nicht  seine  Schuld;  auch  nicht,  daß  der  Senat  in  seinem  Egoismus 
ihn  lediglich  als  sein  Werkzeug  zur  Erlangung  der  Geschworenen- 
gerichte ansah. 

In  der  Zeit  nach  dem  Jahre  95  schlössen  sich  die  armen 
Italiker  zu  einem  Geheimbunde  zusammen.  Für  sein  Bestehen 
spricht  die  große  militärische  und  politische  Einheit  der  Bundes- 
genossen beim  Ausbruche  des  Krieges.  Ferner  der  Eid,  den  die 
Mitglieder  einander  leisteten,  und  den  uns  Diodor  (XXXVII.  11) 
unter  dem  Titel  „oQxog  ^dbinov"  überliefert  hat.  Über  die 
Echtheit  des  Eides  ist  viel  gestritten  worden.  Mommsen*)  warnt 
davor,  den  Eid  unbedingt  für  echt  zu  halten.  Nach  ihm  rührt 
er  entweder  aus  den  Reden  her,  die  der  Konsul  L.  Marcius 
Philippus*)  gegen  Drusus  hielt,  oder  aus  den  Kriminalprozeß- 
akten, die  man  später  in  Rom  auf  Grund  der  lex  Varia  über 
die  Verschwörung  der  Italiker  aufnahm.  Ihne')  nennt  den  Eid 
eine  alberne  Erfindung  der  Gegner  des  Drusus,  um  in  Rom 
Schrecken  zu  erregen.  Er  beruft  sich  hierbei  auf  die  merk- 
würdige Tatsache,  daß  die  Italiker  bei  den  Göttern  des  römischen 
Staates  schwören,  dessen  Bürger  sie  noch  gar  nicht  waren. 
Dieses  Argument  ist  nach  meiner  Meinung  durchaus  anfechtbar. 

>)  Rom.  Gesch.  IL  S.  223. 

')  Auf  diese  Vermutung  führe  die  sinnlose  Überschrift. 

*)  Rom.  Gesch.  V.  S.  260. 
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Marcks»)  hält  den  Eid  ebenfalls  nicht  für  echt.  Dagegen  ist 
Kiene*)  von  seiner  Echtheit  überzeugt.  Er  stellt  sogar  auf  Grand 
der  Überschrift  des  Eides  die  mir  völlig  unglaubhafte  Hypothese 
auf,  daß  Marcius  Philippus  ein  führendes  Mitglied  des  italischen 
Geheimbundes  gewesen  sei  und  erst  später  seine  Eidgenossen 
verräterisch  verlassen  habe.  Auch  Neumann')  hält  den  Eid  für 
echt,  aber  nur,  um  ihn  gegen  Drasus  auszuspielen,  dem  er  vor- 
wirft, er  habe  sich  mit  Hilfe  der  Italiker  die  Alleinherrschaft 
verschaffen  wollen.  Strehh)  meint,  die  Echtheit  des  Eides  evident 
beweisen  zu  können.  Er  schlägt  vor,  ÖQxog  ^diTtnov  in  oQxog 
Im  0di7i7iov  zu  korrigieren.  Die  Ansicht,  daß  der  Eid  echt  sei, 
gründet  sich  besonders  auf  die  Erwägung,  daß  in  diesem  Falle  der 
große  Geschichtsschreiber  Posidonius  die  Quelle  Diodors  ist.  Und 
wenn  sich  der  Eidleistende  verpflichtet,  alles  zugunsten  des  Drasus 
und  der  Eidgenossen  zu  tun,  und  im  Falle  des  Gelingens  Rom 
als  seine  Heimat  und  Drasus  als  seinen  größten  Wohltäter  zu 
betrachten  und  zu  achten,  so  liegt  nach  meiner  Meinung  in  dieser 
Fassung  des  Eides  nichts,  was  gegen  seine  Möglichkeit  spricht 

Aber  wenn  wir  ihn  auch  für  unecht  halten,  sicher  ist,  daß 
sich  Drasus  in  weitgehende  Verbindungen  mit  den  Itaükern  ein- 
gelassen hatte  und  bindende  Verpflichtungen  ihnen  gegenüber 
eingegangen  war.  Das  geht  schon  daraus  hervor,  daß  er  in 
ihre  geheimsten  Pläne  eingeweiht  war.  So  wußte  er  von  ihrer 
Absicht,  den  Konsul  Philippus  zu  ermorden  (Aur.  Vict.  66). 
Drasus  stellte  den  Bundesgenossen  die  Zivität  in  Aussicht;  sie 
versprachen,  ihn  bei  seiner  legislatorischen  Tätigkeit  zu  unter- 
stützen. Vielleicht  war  auch  der  Tribun  im  Auftrage  der  Ma- 
jorität des  Senates,  der  zu  Konzessionen  geneigt  schien,  mit  den 
Italikern  in  Unterhandlungen  getreten. 

Auf  keinen  Fall  aber  darf  man  das  Verhältnis  zwischen 
Drasus  und  den  Bundesgenossen  so  auffassen,  wie  es  Appian 
(b.  c.  I.  35)  darstellt.  Nach  ihm  kamen  die  Italiker  zu  Drasus 
und  baten  ihn,  ihnen  das  Bürgerrecht  zu  verschaffen.  Er  sagte 
auch  zu  und  versuchte  nun,  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  die 

1)  a.  a.  0.  S.  20—23. 

«)  a.  a.  O.  S.  174  flf. 

»)  a.  a.  0.  I.  S.  468  und  469. 

*)  a.  a.  0.  S.  31—43. 
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übrigen  Faktoren  des  Staates  für  sein  eigentliches  Ziel,  die  Ver- 
leihung der  Zivität  an  die  Italiker,  zu  gewinnen.  Nach  Appian 
gaben  also  die  Italiker  allem  den  Anstoß  zu  der  politischen 
Tätigkeit  des  Tribunen. 

In  Wirklichkeit  lag  nach  meiner  Ansicht  die  Sache  wesent- 
lich anders.  Drasus  hatte  den  Plan  gefaßt,  den  gesamten  Staat 
in  allen  seinen  Faktoren  zu  reformieren.  Natürlich  mußte  er 
auch  die  Bundesgenossen  in  den  Kreis  seiner  künftigen  Tätigkeit 
ziehen.  Sein  Reformplan  wurde  bald  unter  seinen  Freunden 
und  dann  in  der  Öffentlichkeit,  zunächst  in  Rom  und  dann  auch 
den  Bundesgenossen  bekannt.  Daraufhin  schickten  diese  den 
Marser  Qu.  Pompaedius  oder  Poppaedius  Silo  als  ihren  Vertreter 
nach  Rom  (Plut.  Cato  minor  2,  Aur.  Vict.  80),  um  ihre  Sache 
dem  Drusus  zu  empfehlen.  Der  Tribun  erklärte  sich  bereit, 
ihre  Vertretung  zu  übernehmen,  und  sicherte  sich  auch  ihre 
Hilfe  bei  seiner  politischen  Tätigkeit.  Dagegen  ist  mir  nach 
Appians  Darstellung  durchaus  unklar,  warum  sich  die  Bundes- 
genossen gerade  an  den  jungen  Drusus  wandten,  der  politisch 
noch  ganz  unbekannt  war,  noch  keine  Probe  seiner  politischen 
Fähigkeit  abgelegt  hatte,  der  dem  Senate  angehörte,  und  dessen 
Vater  ein  Feind  der  Itahker  gewesen  war.  Der  Reformplan 
des  Tribunen  war  eben  längst  gefaßt  und  auch  bekannt  ge- 
worden, als  die  Italiker  sich  an  Drusus  wandten;  und  sie  taten 
dies  nur,  weil  sie  von  dem  Plane  des  Tribunen,  auch  ihnen 
Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen,  gehört  hatten.  Es  ist  daher 
nach  meiner  Meinung  durchaus  falsch,  zu  behaupten,  die  Rück- 
gabe der  Gerichtshoheit  an  den  Senat  oder  die  Bundesgenossen- 
frage allein  sei  das  treibende  Moment  für  die  politische  Tätigkeit 
des  Drasus,  und  die  übrigen  Gesetze  seien  nur  Mittel  zum 
eigentlichen  Zweck. 

Der  Tribun  begann,  seine  Ideen  in  die  Tat  umzusetzen. 
Auf  seiner  Seite  stand  das  Volk;  dann  die  Bundesgenossen  mit 
Ausnahme  der  reichen  Latifundienbesitzer,  die  nach  Appian 
(b.  c.  I.  36)  eifrig  gegen  Drusus  agitierten.  Auch  der  Senat 
hielt  in  seiner  weit  überwiegenden  Mehrheit  zu  ihm').  Be- 
sonders unterstützten  den  Tribunen  der  große  Redner  L.  Licinius 


*)  Cicero,  pro  Cluentio  56. 153. 
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Crassus,  dann  C.  Aurelius  Cotta»),  ferner  M.  Aemilius  Scaurus*). 
Nicht  bloß  deshalb,  weil  Drusus  dem  Senatorenstande  an- 
gehörte, stand  der  Senat  in  der  Bundesgenossenfrage  auf  der 
Seite  des  Tribunen.  Auch  der  Nobilität  dämmerte  endlich  die 
Ahnung  auf,  daß  die  Forderungen  der  Italiker  berechtigt  seien. 
Vielleicht  hatte  sie  auch  Drusus  versprochen,  ihn  bei  seiner 
Gesetzgebung  zugunsten  der  Italiker  zu  unterstützen,  wenn  sie 
selbst  die  Gerichtshoheit  zurückerhielte.  Das  war  vom  Senate 
sehr  klug  gehandelt.  Denn  einerseits  gab  ihm  die  große  Masse 
der  Bundesgenossen  an  und  für  sich  einen  großen  Rückhalt. 
Andrerseits  konnte  man  diese  vorzüghch,  wenn  auch  gegen  das 
Gesetz,  zur  Durchbringung  von  Gesetzen  in  den  Komitien  ge- 
brauchen. Nach  Livius  (epit.  71)  verwandte  Drusus  die  Bundes- 
genossen wirklich  dazu.  Und  wurden  diese  in  der  Tat  Bürger, 
so  standen  sie  als  Neubürger  in  Zukunft  sicher  auf  der  Seite 
des  Senates. 

Gegen  den  Tribunen  standen  geschlossen  die  kapitalkräftige 
Ritterschaft  und  eine  geringe  Anzahl  von  Senatoren,  darunter 
der  Konsul  des  Jahres  91,  L.  Marcius  Philippus^),  und  Qu.  Ser- 
vihus  Caepio  (Aur.  Vict.  66).  Ihnen  schlössen  sich  die  italischen 
Latifundienbesitzer  an. 

Die  legislatorische  Tätigkeit  des  Drusus  fällt  in  die  Zeit 
vom-  Januar  bis  in  den  August  des  Jahres  91.  Zugunsten  des 
Volkes  brachte  er  ein  Getreidegesetz  ein  (Livius  epit.  71).  Im 
Zusammenhange  damit  stand  ein  Münzgesetz*),  das  eine  Ver- 
schlechterung der  Silbermünzen  anordnete,  um  die  Kosten,  die 
das  neue  Getreidegesetz  verursachen  mußte,  wenigstens  zum  Teil 
zu  decken  5).  Die  Not  des  Volkes  sollte  femer  ein  Agrargesetz 
lindern.  Drusus  beantragte  die  Gründung  zahlreicher  Bürger- 
kolonien in  Italien  und  Sizihen  (Appian  b.  c.  I.  35).  Beschlossen 
hatte  man  diese  Koloniegründungen  schon  vor  langer  Zeit,  aber 
sie  waren  nicht   zur  Ausführung  gelangt  (Appian  b.  c.  I.  35). 

• 

*)  Cicero,  de  oratore  I.  7.  25. 
*)  Asconius  ad.  Cic.  pro  Scauro  p.  19. 
■)  Cicero,  de  oralore  I.  7.  24. 

*)  Dieses  Geset«  betraf  auch  die  bundesgeDössischen  Gemeinden,  da  das 
Recht  der  Silberprägung  im  Jahre  268  auf  Rom  übergegangen  war. 
»)  Über  dieses  Münzgesetz  siehe  Plinius  h.  n.  XXXIII.  3.  13.  46. 
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Wahrscheinlich  hatte  Drusus  mit  seinem  Antrage  ein  altes  Ver- 
sprechen seines  Vaters  aus  dem  Jahre  122  einlösen  wollen. 
Ob  bei  diesen  kolonialen  Assignationen  auch  Bundesgenossen 
beteiügt  werden  sollten,  ist  mit  Sicherheit  nicht  zu  entscheiden. 

Aber  ihre  Nichtbeteiügung  ist  wahrscheinlicher.  Um  die 
Assignationen  überhaupt  zu  ermöglichen,  mußte  man  sich  ent- 
schließen, alles  irgend  verfügbare  Staatsland,  besonders  den  Ager 
Campanus,  zur  Verteilung  zu  bringen.  Wenigstens  läßt  eine 
Notiz  bei  Cicero  (de  lege  agraria  II.  29.  81)  darauf  schließen, 
daß  Drusus  die  Verteilung  des  Ager  Campanus  beantragte.  Die 
Behauptung  von  Lange'),  daß  das  Agrargesetz  des  Drusus  die 
Bückgängigmachung  des  Gesetzes  vom  Jahre  111  enthielt,  ist 
nicht  zu  erweisen. 

Um  die  Senatoren  von  der  Gerichtshoheit  der  Ritter  zu  be- 
freien und  sodann  Senat  und  Ritterschaft  zu  versöhnen,  brachte 
Drusus  sein  berühmtes  Richtergesetz  ein^). 

All  die  genannten  Gesetze  brachte  er  wahrscheinlich  im 
August  durch.  Ritterschaft  und  Senatsminorität  leisteten 
energischen  Widerstand.  Besonders  heftig  widersetzte  sich 
Philippus  (Aur.  Vict.  66).  Wahrscheinlich  in  dieser  Zeit  werden 
die  Bundesgenossen  den  Plan  gefaßt  haben,  Phiüppus,  den  Feind 
ihres  Verfechters  Drusus,  aus  dem  Wege  zu  räumen  (Aur. 
Vict.  66).  Aber  erst  später,  als  die  Stellung  des  Tribunen  bereits 
schwer  erschüttert  war,  schlug  man  aus  diesem  Attentat  Kapital 
gegen  ihn. 

Drusus  brachte  seine  Gesetze  auf  gewaltsame  Weise  durch 
(Livius  epit.  71)').  Auch  benutzte  er  die  Anwesenheit  zahl- 
reicher Italiker,  um  mit  ihrer  Hilfe  gegen  die  lex  Licinia-Mucia 
seine  Gesetze  in  den  Komitien  durchzubringen  (Livius  epit.  71), 
obwohl   die  Bundesgenossen   gar  nicht  stimmberechtigt  waren. 

Im  August  91  waren  die  livischen  Gesetze  durchgebracht 
worden.  Ob  sie  aber  ausgeführt  wurden,  war  eine  andere  Sache. 
Denn  die  Stellung  des  Drusus  wurde  in  jener  Zeit  allmählich 

»)  a.  a.  0.  III.  S.  102. 

*)  Vgl.  darüber  Appian  b.  c.  I.  35,  Livius  epit.  71,  ferner  Vellejus  U.  13. 
Aur.  Vict.  66. 

•)  Vgl.  darüber  auch  Asconius  ad.  Cic.  pro  Cornelio  de  maiestate  p.  61 
u.  Cicero,  de  domo  sua  16.  41. 
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schwer  erschüttert  (Cicero,  de  oratore  I.  7.  24).  Es  war  kurz 
vor  der  Zeit  der  ludi  Romani,  also  Anfang  September.  Inzwischen 
hatte  sich  gegen  die  Ausführung  der  iivischen  Gesetze  eine 
mächtige  Opposition  erhoben.  Die  Ritter  grollten  heftig,  weil 
sie  nach  Appian  (b.  c.  I.  35)  fürchteten,  die  Geschworenenstellen 
würden  allmählich  an  die  300  alten  Senatoren  allein  übergehen. 
Auch  mußte  die  Wahl  der  300  neuen  Senatoren  aus  dem  Ritter- 
stande, die  nach  dem  neuen  Richtergesetze  zusammen  mit  den 
300  alten  Senatoren  die  Geschworenengerichte  besetzen  sollten, 
bei  den  nicht  gewählten  Rittern  das  Gefühl  der  Zurücksetzung 
hervorrufen  (Appian  b.  c.  I.  35).  Auch  der  in  der  Bundes- 
genossenfrage bisher  treu  zu  Drusus  haltende  Senat  begann 
allmählich  abzufallen.  Es  hatte  ihn  mit  Erbitterung  erfüllt,  dali 
er  das  Recht,  die  Geschworenen  zu  stellen,  und  die  Senatoren- 
würde mit  300  Rittern  teilen  sollte  (Appian  b.  c.  I.  35). 

So  hatte  der  großartig  angelegte  Reformplan  des  Drusus 
durchaus  nicht  den  Beifall  der  verschiedenen  Parteien  und  die 
gewünschten  Erfolge  gefunden.  Ja,  es  wollte  das  Verhängnis, 
daß  Drusus  selbst  seine  Lage  noch  schwieriger  gestaltete.  Kaum 
hatte  er  nämlich  seine  bisher  genannten  Gesetze  durchgebracht, 
als  er  eifrig  für  die  Bundesgenossen  auftrat.  Leider  führte  diese 
Tätigkeit  bald  seinen  Sturz  herbei.  Noch  im  August  brachte  er 
ein  Gesetz  über  die  Verleihung  der  Zivität  an  die  Bundesgenossen 
ein^).  Die  Aussichten,  das  Gesetz  durchzubringen,  waren  sehr 
geringe.  Es  gelangte  auch  nie  zur  Annahme,  denn  es  erhob 
sich  eine  gewaltige  Opposition.  Das  Volk  wollte  die  Vorteile 
des  Bürgerrechtes  mit  so  vielen  Neubürgern  nicht  teilen  und 
wandte  sich  grollend  von  Drusus  ab.  Die  Ritterschaft  zürnte 
ihm  von  Anfang  an.  Jetzt  fiel  sogar  der  Senat  von  ihm  ab. 
Warum  der  Senat  sein^  Standesgenossen  allmählich  aufgab,  ist 
nicht  ganz  klar.  Wahrscheinlich  war  die  Nobilität,  die  in  der 
Mehrzahl  wenig  energisch  und  mutig  war,  von  der  Angst  vor 
den  Folgen  ihrer  eigenen  Pläne  ergriffen  worden.  Sie  fürchtete, 
die  ganze  Bewegung  könnte  zur  allgemeinen  Revolution  führen. 
Sie  gab  daher  ihre  Pläne  auf  und  zog  sich  besonders  in  der 
Bundesgenossenfrage  von  ihrem  Vorkämpfer  Drusus  zurück,  da 


^)  Appian  b.  c.  I.  35  u.  36,  Vellejus  U.  14,  Livius  epit.  7L 
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sie  glaubte,  jener  lasse  sich  inuner  mehr  in  demagogische  Um- 
triebe ein.  Wahrscheinlich  hatte  sich  auch  der  Tribun  viel  zu 
weit  mit  den  Italikern  eingelassen,  sicherlich  tiefer,  als  der  Senat 
es  wünschte  und  verantworten  konnte. 

Jedoch  die  größte  Opposition  gegen  das  Bundesgenossen- 
gesetz kam  von  einer  anderen  Seite.  Das  Agrargesetz  des 
Drusus  hatte  die  Gründung  von  Kolonien  angeordnet.  Nun 
reichten  die  zur  Verfügung  stehenden  Staatsdomänen  nicht  im 
entferntesten  aus,  das  Volk  zu  befriedigen.  Es  ist  leicht 
erklärlich,  daß  man  an  die  ausgedehnten  Okkupationen  der 
reichen  Italiker  dachte,  denen  durch  das  Agrargesetz  vom 
Jahre  111  der  ungestörte  Besitz  ihrer  Anteile  garantiert  worden 
war.  Nun  liefen  sie  abermals  Gefahr,  ihre  Okkupationen  zu 
verlieren.  Drusus  hatte  beantragt,  allen  Bundesgenossen  das 
Bürgerrecht  zu  verleihen.  Vielleicht  hatte  er  den  reichen  Italikern 
den  Vorschlag  gemacht,  sie  sollten  das  Bürgerrecht  erhalten  und 
dafür  auf  ihre  Okkupationen  zugunsten  des  armen  römischen 
Volkes  verzichten.  Auf  diese  Weise  wäre  das  Volk  von  neuem 
an  den  Tribunen  gefesselt  worden.  Den  reichen  Italikern, 
besonders  den  Latifundienbesitzern  in  Etrurien  und  Umbrien, 
war  natürlich  ihr  Land  ungleich  wertvoller  als  das  Bürgerrecht 
in  einer  Zeit,  wo  alles  Gemeindeland  aufgeteilt  war.  Als  es 
sich  daher  um  die  Ausführung  des  Iivischen  Agrargesetzes  und 
um  die  Durchbringung  des  Bundesgenossengesetzes  handelte, 
kamen  sie  zahlreich  nach  Rom,  um  im  Bunde  mit  der  Ritter- 
schaft gegen  Drusus  zu  agitieren  (Appian  b.  c.  I.  36).  Natürlich 
verschlechterte  sich  die  Lage  des  Tribunen  immer  mehr.  Freilich 
der  Senat  stand  noch  halb  und  halb  auf  seiner  Seite.  Als  zur  Zeit 
der  römischen  Spiele  der  Konsul  Philippus  in  einer  Volks- 
versammlung äußerte,  er  müsse  sich  nach  einem  anderen  Senate 
umsehen,  der  besser  die  Wohlfahrt  des  Staates  im  Auge  hätte*), 
faßte  der  Senat  in  einer  von  Drusus  am  13.  September  zu- 
sammenberufenen Versammlung*)  eine  Resolution,  in  der  alle 
Beschuldigungen  von  selten  des  Konsuls  zurückgewiesen  wurden'). 
Aber  es  war  der  letzte  Erfolg  des  Tribunen.    Schon  eine  Woche 

*)  Qcero,  de  oratore  lU.  1.  2. 
*)  Cicero,  de  oratore  III.  1.  2.    . 
*)  Cicero,  de  oratore  III.  2.  5. 
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darauf  starb  seine  wichtigste  Stütze  im  Senate,  der  Redner 
Crassus  (Cic,  de  oratore  III.  2.  6).  Das  Schicksal  des  Bundes- 
genossengesetzes war  leicht  vorauszusehen.  Volk,  Ritterschaft, 
die  reichen  Itaüker  und  der  Senat,  der  jetzt  ganz  von  Drusus 
abfiel,  standen  gegen  ihn.  Die  armen  Bundesgenossen  boten 
keine  genügende  Hilfe.  Bald  traf  ihn  ein  neuer  Schlag.  Sein 
Freund  Aurelius  Cotta  fiel  Ende  September  bei  den  Wahlen  zum 
Volkstribunate  für  das  Jahr  90  durch  (Cicero,  de  oratore  III. 
3.  11).  Natürlich  konnte  Drusus  jetzt  nicht  wagen,  sein  Bundes- 
genossengesetz durchzubringen.  Die  Folge  davon  war,  daß  die 
Italiker  in  Unruhe  gerieten. 

Zu  gleicher  Zeit  versuchte  man,  die  bereits  durchgesetzten, 
aber  noch  nicht  ausgeführten  Gesetze  des  Drusus  aufzuheben. 
Besonders  auf  Betreiben  des  Konsuls  PhiUppus  beschloß  der 
Senat  die  Aufhebung  der  livischen  Gesetze'),  weil  sie  gegen  die 
lex  Caecilia-Didia*)  und  gegen  die  Auspizien')  durchgebracht 
worden  seien.  Die  Aufhebung*)  erfolgte  wahrscheinlich  im 
Oktober.  Drusus  hatte  dabei  merkwürdigerweise  auf  sein  Inter- 
zessionsrecht  verzichtet  (Diodor  XXXVII.  10).  Warum  er  dies 
tat,  ist  nicht  recht  klar.  Glaubte  er  trotz  des  Senatsbeschlusses 
seine  Gesetze  ausführen  zu  können,  oder  widerten  ihn  die  Treu- 
losigkeit und  der  Unverstand  des  Senates  an,  der  nicht  begriff, 
daß  er  sich  ins  eigene  Fleisch  schnitt?  Diodor  (XXXVII.  10) 
und  Vellejus  (II.  13)  lassen  sogar  ahnen,  daß  Drusus  eingesehen 
hatte,  der  feile  Senat  sei  seiner  Anstrengungen  gar  nicht  wert 
gewesen. 

Im  Oktober  des  Jahres  91  war  der  große  Reformplan  end- 
gültig gescheitert.  Drusus  scheint  fortan  einzig  zugunsten  der 
Bundesgenossen  tätig  gewesen  zu  sein,  aber  an  einen  Erfolg  glaubte 
er  anscheinend  nicht  mehr.  Dazu  kam  noch,  daß  er  in  jener  Zeit 
gefahrlich  erkrankte.  Wie  sehr  Drusus  von  den  Italikem  geliebt 
und  verehrt  wurde,  geht  daraus  hervor,  daß  für  seine  Genesung 
in  ganz  Italien  Gelübde  gemacht  wurden  (Aur.  Vict.  66).  Er 
genas,  aber   schon   nach  wenigen  Wochen,    also   wohl  Anfang 

^)  Cicero,  de  legibus  II.  6.  14. 

')  Cicero,  de  domo  sua  16.  41. 

')  S.  Asconius  ad.  Cic.  pro  Comelio,  de  maiestate  p.  61  (Kießling-Schoell). 

*)  Vergl.  auch  Diodor  XXXVH.  10.  3. 
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November,  traf  ihn  in  seinem  Hause  der  Stahl  eines  unbekannten 
Mörders,  ehe  er  noch  den  Weg  der  Revolution  betreten  hatte*). 
Wer  der  Mörder  gewesen  ist,  ist  nie  festgestellt  worden.  Wahr- 
scheinlich gehörte  er  der  Gegenpartei  an.  Nach  Aur.  Vict.  66  wurden 
die  beiden  Hauptgegner  des  Drusus,  Philippus  und  Caepio,  des 
Mordes  an  dem  Tribunen  beschuldigt.  Nach  Cicero  (de  natura 
deorum.  III.  33,  81)  war  Qu.  Varius,  Volkstribun  des  Jahres  90 
und  erbitterter  Gegner  des  Drusus,  der  alleinige  Mörder.  Eine 
Untersuchung  fand  nach  Cicero  (pro  Milone  7.  16)  nicht  statt. 
Drusus  war  tot  und  mit  ihm  sein  Werk.  Sein  Tod  war  ein 
harter  Schlag  für  ganz  Italien  und  die  unmittelbare  Veranlassung 
zum  großen  Sozialkriege.  Den  eigentlichen  Vorteil  von  den 
politischen  Kämpfen  hatte  die  Ritterschaft,  deren  Gerichtshoheit 
erhalten  blieb.  Dagegen  hatten  die  Bundesgenossen  durch  den 
Tod  des  Drusus  jede  Hoffnung  verloren 2),  das  Bürgerrecht  auf 
friedlichem  Wege  zu  erlangen.  Jetzt  endlich  beschlossen  sie, 
in  den  offenen  Kampf  mit  Rom  einzutreten  (Appian  b.  c.  I.  38). 
Zahlreiche  itahsche  Stämme  schlössen  untereinander  Verträge 
ab  oder  erneuerten  die  schon  bestehenden  und  tauschten  Geiseln 
aus  (Appian  b.  c.  1.  38).  Überall  wurden  die  Vorbereitungen 
zum  Aufstande,  die  man  seit  langer  Zeit  heimlich  betrieben 
hatte,  fortgesetzt  und  allmähhch  beendet.  Dabei  muß  der 
Geheimbund  gute  Dienste  geleistet  haben.  Wohl  gelangten 
nach  Rom  Gerüchte,  die  von  Unruhe  und  Bewegungen  unter 
den  Bundesgenossen  sprachen.  Aber  infolge  der  inneren  Wirren 
kümmerte  man  sich  wenig  darum,  besonders  da  man  nichts 
Genaues  wußte  (Appian  b.  c.  I.  38).  Man  dachte  eben  nicht  im 
entferntesten  daran,  daß  die  Italiker  sich  erheben  könnten. 

In  diese  Zeit  würde  vielleicht  die  Episode  gehören,  die  uns 
Diodor  (XXXVII.  13)  erzählt.  Nach  ihm  unternahm  Pompaedius 
Silo  mit  10  000  Marsem  einen  überraschenden  Zug  gegen  Rom, 
um  sich  durch  einen  Handstreich  der  Stadt  zu  bemächtigen  und 
das  Bürgerrecht  gewaltsam  zu  erzwingen.  Er  wurde  aber  durch 
Gaius^)   Domitius   bewogen,    umzukehren.     Ihne*)   nennt   diese 


»)  Appian  b.  c.  I.  36,  Livius  epit.  71,  Vellejus  IL  14,  Aur.  Vict.  66. 
'-)  Appian  b.  c.  I.  38. 

')  Strehl,  a.  a.  0.  S.  40—42  liest  richtig  statt  Gaius  Gnaeus  Domitius. 
♦)  Rom.  Gesch.  V.  S.  249  u.  250. 
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Erzählung  eine  alberne  Erfindung  der  Antidrusianer.  Auch 
Mommsen')  scheint  den  Zug  des  Silo  für  unhistorisch  zu  halten. 
Ebenso  Marcks^).  Dagegen  halten  Lange*)  und  Strehl*)  die  Er- 
zählung für  echt.  Sie  halten  den  Zug  für  eine  Gegenagitation, 
gerichtet  gegen  die  Feinde  der  Drusianer,  und  den  erwähnten 
Domitius  für  einen  der  Legaten,  die  die  Regierung,  wie  wir 
später  sehen  werden,  in  die  einzelnen  Teile  Italiens  sandte. 
Eine  Entscheidung  zu  treffen  ist  schwer.  Fand  der  Zug  wirklich 
statt,  so  ist  er  ein  gutes  Zeugnis  für  die  Organisation  und 
Kriegsbereitschaft,  sowie  für  die  Erbitterung  der  Marser.  All- 
mählich wurde  man  in  Rom  auf  das  Gebahren  der  Italiker  auf- 
merksam (Appian  b.  c.  L  38).  Doch  etwas  Genaues  wußte  man 
immer  noch  nicht.  Daher  sandte  man  in  die  verschiedenen 
bundesgenössischen  Staaten  Spione,  um  sichere  Kunde  einzu- 
holen (Appian  b.  c.  L  38).  Doch  tat  man  dies  nicht  etwa,  weil 
man  meinte,  die  Bundesgenossen  würden  sich  erheben;  dazu 
hielt  man  Roms  Macht  für  zu  groß.  Man  tat  dies  lediglich, 
um  dem  Gerüchte  die  Spitze  abzubrechen.  Zugleich  wurden, 
wie  man  annehmen  muß,  Beamte  mit  außerordentlicher  Gewalt 
in  die  unruhigen  Gegenden  geschickt.  Sie  sollten  sich  wahr- 
scheinlich informieren  und  die  Bundesgenossen  gegebenen  Falles 
zur  Ruhe  mahnen.  Durch  das  unvorsichtige  und  drohende  Auf- 
treten eines  dieser  Abgesandten,  des  mit  prokonsularischer  Ge- 
walt ausgestatteten  Prätors  Qu.  Servilius,  kam  es  in  Asculum 
in  Picenum  zum  vorzeitigen  Losschlagen  seitens  der  Italiker. 
Servilius  wurde  samt  seinem  Legaten  Fonteius  und  sämtlichen 
in  Asculum  weilenden  Römern  von  den  erbitterten  Askulanern 
erschlagen  (Appian  b.  c.  I.  38,  Vellejus  II.  15,  Livius  epit.  72). 
Diese  Tat  war  das  Signal  zum  allgemeinen  Ausbruch  des  lange 
vorbereiteten  Bundesgenossenkrieges.  Wie  ein  Lauffeuer  ging 
es  durch  die  Halbinsel,  massenhaft  erhoben  sich  die  italischen 
Stämme  (Appian  b.  c.  I.  39).  Noch  im  Jahre  91,  also  gegen 
Ende  November  oder  Anfang  Dezember  begann  der  Krieg.  Sein 
Ausbruch   erregte   in  der  Stadt  Bestürzung,  weil  man  von  ihm 

»)  Rom.  Gesch.  II.  S.  225. 
«)  a.  a.  0.  S.  22. 
•)  a.  a.  O.  in.  S.  106. 
*)  a.  a.  O.  S.  40—42. 
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völlig  überrascht  wurde,  vor  allem  aber  ingrimmige  Wut.  Nun 
hatte  man  den  Beweis  erhalten  für  die  in  den  Augen  der 
Ritterschaft  hochverräterischen  Verbindungen  des  Drusus  und 
seiner  senatorischen  Gesinnungsgenossen  mit  den  Italikern. 

Man  beschuldigte  die  Drusianer,  die  Bundesgenossen  zum 
Kiiege  gegen  Rom  gereizt  zu  haben,  und  leitete  gegen  sie  und  ihre 
italischen  Verbündeten  die  gerichtliche  Verfolgung  ein.  Sehr  bald 
nach  Ausbruch  des  Krieges,  also  kurz  nach  dem  10.  Dezember  91, 
an  welchem  die  neuen  Volkstribunen  ihr  Amt  angetreten  hatten, 
Drachte  der  Volkstribun  Qu.  Varius  auf  Betreiben  der  Ritterschaft') 
eine  lex  de  maiestate  ein.  Sie  lautete  nach  Appian  (b.  c.  I.  37): 
....  XQioeig  elvai  xard  rcbv  roTg  ^Irahcbxaig  im  xd  xoivd  q^avegcbg 
5  xov(pa  ßotjäovvTCDv.  Asconius^)  berichtet:  Italico  hello  exorto, 
cum  ob  sociis  negatam  civitatem  nobilitas  in  invidia  esset, 
Qu.  Varius  tr.  plebis  legem  tulit,  ut  quaereretur  de  iis,  quorum 
ope  consiliove  socii  contra  populum  Romanum  arma  sumpsissent. 
Aus  dieser  Stelle  geht  doch  unleugbar  hervor,  daß  die  lex  Varia, 
die  gegen  Drusianer  und  Italiker  Untersuchungen  auf  Hochverrat 
anordnete,  nicht  vor,  sondern  erst  nach  Ausbruch  des  Krieges 
gegeben  wurde,  und  zwar  nach  dem  10.  Dezember,  an  dem 
Varius  sein  Amt  angetreten  hatte.  Dieser  Meinung  sind  auch 
Mommsen*)  und  Lange*).  Für  diese  Auffassung  spricht  auch 
nach  meiner  Ansicht  eine  Stelle  bei  Cicero  (de  oratore  III.  2.  8): 
Non  vidit  (sc.  L.  Crassus)  flagrantem  hello  Italiam,  non  ardentem 
invidia  senatum,  non  sceleris  nefarii  principes  civitatis  reos. 
Vor  allem  spricht  für  meine  Behauptung,  daß  die  lex  Varia  erst 
nach  Ausbruch  des  Krieges  eingebracht  wurde,  folgende  rein 
logische  Erwägung.  Aus  verschiedenen  Schriftstellern,  vor  allem 
aus  Appian  (b.  c.  I.  38),  erfahren  wir,  daß  die  Römer  vom 
Kriege  völlig  überrascht  wurden.  Nun  ist  es  mir  unerklärlich, 
wie  man  „von  einem  Überraschtwerden"  reden  kann,  wenn  man 
die  umfassenden  Hochverratsprozesse  gegen  die  Bundesgenossen 
betrachtet,    die  die   lex  Varia   in  Szene   gesetzt  hat.     Die  Be* 


*)  Appian  b.  c.  I.  37. 
*)  Ad.  Cic.  pro  M.  Scauro  p.  19. 
»)  Rom.  Gesch.  II.  S.  227. 
*)  a.  a.  0.  UI.  S.  108. 
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hauptung  von  Strehl'),  daß  Qu.  Varius*)  ein  Kollege  des  Drasus, 
also  Volkstribun  im  Jahre  91  gewesen  sei,  und  sein  Gesetz  vor 
Ausbruch  des  Krieges  und  vor  dem  10.  Dezember  91  gegeben 
sein  muß,  ist  durchaus  nicht  beweisbar.  Appian')  irrt  augen- 
scheinlich, wenn  er  zuerst  die  lex  Varia  durchgehen  und  dann 
den  Krieg  ausbrechen  läßt.  Dabei  will  ich  durchaus  nicht 
leugnen,  daß  durch  die  lex  Varia,  die  sehr  hart  gegen  die  Italiker 
vorging,  der  Krieg  erst  recht  zu  hellen  Flammen  angefacht  wurde. 
Nun  gab  es  kein  Zurück  mehr.  Viele  itahsche  Stämme  und 
Gemeinden,  die  bis  dahin  dem  Kriege  ferngeblieben  waren, 
schlössen  sich  jetzt  aus  Furcht  vor  Untersuchung  und  Strafe 
dem  Aufstaude  an.     Jetzt  erst  wurde  der  Krieg  allgemein. 

Die  lex  Varia  wurde  gegen  den  Einspruch  der  übrigen 
Tribunen  durchgebracht*).  Die  bewaffnete  Ritterschaft  hatte 
jeden  Widerstand  niedergezwungen.  Sofort  begannen  die  Unter- 
suchungen gegen  die  Freunde  des  Drusus  im  Senate.  L.  Cal- 
purnius  Bestia  wurde  angeklagt  und  ging  freiwillig  in  die  Ver- 
bannung (Appian  b.  c.  I.  37).  C.  Aurelius  Cotta,  der  beste  Freund 
des  Drusus,  ging  ebenfalls  vor  der  Verurteilung  in  die  Ver- 
bannung^). Auch  L.  Memmius  wurde  verbannt  (Appian  b.  c. 
I.  37).  Qu.  Varius  erhob  sogar  auf  Betreiben  des  Qu.  Servilius 
Caepio  gegen  den  greisen,  hochangesehenen  M.  Aemilius  Scaurus 
die  Anklage  wegen  Aufreizung  der  Bundesgenossen«).  Durch 
geschicktes  Auftreten  entging  der  princeps  senatus  der  Ver- 
urteilung. 

Die  durch  das  varische  Gesetz  eingesetzte  Untersuchungs- 
kommission blieb  wahrscheinlich  mehrere  Monate  des  Jahres  90, 
also  ziemlich  weit  in  den  Krieg  hinein,  tätig,  während  jede 
andere  Rechtssprechung  des  Krieges  wegen  sistiert  wurde. 
Cicero  (Brutus  89.  304):  exercebatur  una  lege  iudicium  Varia 
ceteris  propter  bellum  intermissis.  Der  Bundesgenossenkrieg 
wurde  ausgetragen. 


»)  a.  a.  0.  S.  57,  Anm.  4. 

«)  Vgl.  auch  Cicero  (Qrutus  89.  305). 

«)  b.  c.  I.  37  und  38. 

*)  Appian  b.  c.  I.  37- 

'»)  Appian  b.  c.  I.  37,  Cicero,  de  oratore  111.  3.  1 1. 

«)  Asconius  ad.  Cic.  pro  Scauro  p.  19  u.  20,  Aur.  Vict.  72. 
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Es  bleibt  nm*  noch  übrig,  einen  Rückblick  und  eine  kurze 
Übersicht  über  die  politische  Stellung  der  Italiker  in  den  inneren 
Kämpfen  Roms  seit  dem  Jahre  133  zu  geben.  Als  Tiberius 
Gracchus  seine  Reformtätigkeit  entfaltete,  standen  alle  Italiker 
hinter  ihm.  Er  war  ja  der  erste  römische  Staatsmann,  der 
ihre  Lage  in  rechtlicher  und  vor  allem  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
bessern  wollte.  Nach  seinem  Tode  entstand  im  Jahre  129  die 
große,  dauernde  Spaltung  unter  den  Bundesgenossen,  als  die 
Ackerkommission  unter  Gaius  Gracchus  auch  die  Okkupationen 
der  reichen  Italiker  in  die  Assignationen  hineinziehen  wollte. 
Diese  wandten  sich  an  Scipio  Aemilianus  um  Hilfe  und  standen 
in  der  Zeit  vom  Jahre  129—91  v.  Chr.  auf  der  Seite  der  Opti- 
maten.  Diese  Freundschaft  wurde  noch  fester,  als  durch  das 
Agrargesetz  vom  Jahre  111  die  Nobilität  und  die  reichen  Bundes- 
genossen in  dem  Besitz  ihrer  Okkupationen  bestätigt  wurden. 
Die  ärmeren  Italiker  fanden  seit  dem  Jahre  129  in  ihrem  Be- 
streben, das  Bürgerrecht  und  damit  einen  Anteil  an  den  ver- 
schiedenen Assignationen  zu  erhalten,  Unterstützung  einzig  und 
allein  bei  den  Führern  der  römischen  Demokratie.  Im  Jahre  125 
trat  Fulvius  Flaccus  mit  seinem  Bundesgenossengesetz  für  sie 
ein,  im  Jahre  122  Gaius  Gracchus  zusammen  mit  Flaccus. 
Auch  Saturninus  versuchte  im  Jahre  100,  ihren  Forderungen 
wenigstens  zum  Teil  gerecht  zu  werden. 

Im  Jahre  91  trat  eine  Verschiebung  in  der  Stellung  der 
Bundesgenossen  ein.  Die  reichen  Italiker  waren  im  Gefolge  der 
Ritterschaft  und  einer  Minorität  des  Senates.  Die  ärmeren 
Italiker  besaßen  zunächst  die  Unterstützung  der  Majorität  des 
Senates.  Bald  aber  hatten  sie  das  Volk,  die  Ritterschaft,  den 
Senat  und  die  reichen  Bundesgenossen  gegen  sich.  Als  sie 
endhch  auch  ihren  Verfechter  Drusus  durch  den  Tod  verloren 
hatten,  griffen  sie  zum  Schwerte. 

Die  Gruppierung  der  Gegner  war  bei  Beginn  des  Krieges 
ungefähr  folgende.  Auf  der  Seite  Roms  stand  vor  allem  Latium*), 
weil,  wie  bereits  erwähnt,  zahlreiche  Latiner  im  Jahre  125  das 
römische  Bürgerrecht  erhalten  hatten.  Ferner  Etrurien  und 
Umbrien,  wo  die  großen  Latifundienbesitzer  wohnten,  die  schon 

»)  Livius  epit.  72. 
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durch  ihr  Interesse  an  die  römische  Regierung  gekettet  waren. 
Vielleicht  befanden  sich  unter  den  Aufständischen  selbst  zahl- 
reiche vornehme  Italiker,  die  mit  dem  römischen  Adel  sympathi- 
sierten und  im  Kriege  ihre  eigenen  Landsleute  verrieten.  Endlich 
standen  zu  Rom  die  griechischen  Städte  und  nach  Appian  (b.  c. 
I.  42)  die  Kelten  Oberitaliens. 

Dagegen  beteiligten  sich  am  Aufstande  gegen  Rom  fast 
sämtliche  Völker  im  Nordosten,  Osten  und  Süden  von  Rom*), 
vor  allem  die  Picener,  Marruciner,  Frentaner,  Päligner,  Marser, 
Samniten,  Lucaner  und  Apuler. 

Nach  Appian  (b.  c.  I.  39)  sandten  die  Aufständischen  eine 
Gesandtschaft  nach  Rom.  Das  war  natürlich  rein  formell  und 
bedeutungslos.  Der  Krieg  nahm  seinen  Fortgang,  und  Rom  büßte 
für  die  Fehler  seiner  Rundesgenossenpolitik.  Hätte  es  früher, 
wenigstens  aber  seit  dem  Jahre  133,  die  berechtigten  Forderungen 
der  Italiker  erfüllt,  so  hätte  es  dem  Staatskörper  frisches  Rlut 
zugeführt  und  einen  blutigen  Krieg  vermieden.  Aber  Rom  hatte 
trotz  der  Rewegungen  seit  dem  Jahre  133  nichts  gelernt.  Senat, 
Ritterschaft  und  Volk  hatten  in  gleicher  Weise  gegen  die  stamm- 
verwandten Rundesgenossen  gesündigt.  Der  Pöbel  hatte  ge- 
sündigt, weil  er  nicht  zugeben  wollte,  daß  noch  andere  Nationen 
an  den  Vorteilen  des  römischen  Rürgerrechtes  Anteil  hätten. 
Die  regierende  Nobilität  hatte  gesündigt,  weil  sie  es  nicht  ver- 
stand oder  nicht  verstehen  wollte,  besiegte  oder  sich  freiwiUig 
unterordnende  italische  Völker  zu  Freunden  und  Gleichberechtigten 
zu  machen.  Die  Führer  der  Populären  allein  oder  einzelne  edel- 
denkende,  weitschauende  Optimaten,  wie  der  jüngere  Drusus, 
konnten  nicht  wieder  gut  machen,  was  der  gesamte  Staat  ver- 
schuldet hatte.  Roms  bisherige  Dundesgenossenpolitik  hatte  end- 
gültig Fiasko  gemacht.  Das  Verfahren,  die  Kräfte  der  Italiker 
Rom  militärisch  dienstbar  zu  machen,  hatte  die  finanziellen  und 
miütärischen  Kräfte  Itaüens  ruiniert,  weil  Rom  seine  Forderungen 
überspannt  hatte.  Der  Grundsatz  des  „divide  et  impera!'*  hatte 
ebenfalls  nicht  die  gewünschten  Erfolge  gezeitigt.  Denn  man 
hatte  zugleich  in  Refolgung  des  dritten  Prinzips  die  verschieden- 
artigen Glieder  der  Rundesgenossenschaft  zu  verschmelzen  und 

^)  Appian  b.  c.  I.  39. 


in  eine  einheitliche  Form  zu  bringen  versucht.  Das  schlug  zum 
Nachteile  für  Rom  aus.  Denn  es  hatte  in  seiner  kurzsichtigen 
Politik  vergessen,  die  in  miütärischer  Hinsicht  zu  einer  festen 
Einheit  verschmolzenen  Rundesgenossen  sich  zu  Freunden  zu 
machen. 

So  stand  im  Jahre  91  mit  einem  Schlage  ein  festgefügter 
Rundesstaat  mit  römischer  Disziplin  und  römischen  Einrichtungen 
da.  Die  Italiker  hatten  von  Rom  gelernt.  Das  Schwert  entschied 
die  bisher  ungelöste  Frage,  als  sie  endlich  reif  war.  Und  wie 
diese  Frage  entschieden  wurde,  war  für  beide  Teile  befriedigend. 
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Ich,  Erdmann  Drzezga,  katliolischen  Bekenntnisses,  bin 
geboren  am  7.  Novomber  1879  zu  Beuthen  O.-S.,  als  Sohn  des 
Gräflich-SchafFgotsch sehen  Schichtmeisters  Rafael  Drzezga 
und  seiner  Ehefrau  Karoline,  geb.  Schwan.  Meine  Schul- 
bildung erhielt  ich  in  der  Elementarschule  und  sodann  auf 
dem  Kgl.  Gymnasium  zu  Beuthen  O.-S.,  das  ich  Ostern  1901 
mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Ich  studierte  hierauf  in 
Breslau  katholische  Theologie,  Ostern  1902  trat  ich  zur  philo- 
sophischen Fakultät  über  und  studierte  vor  allem  Geschichte, 
Erdkunde,  Deutsch  und  Philosophie.  Am  7.  November  1906 
bestandich  das  Staatsexamen  pro  facultatedocendi  in  Geschichte, 
Erdkunde,  Deutsch  und  philosophischer  Proi)ädeutik.  Hierauf 
leistete  ich  mein  Seminarjahr  an  den  Kgl.  Gymnasien  zu 
Beuthen  O.-S.  und  Königshütte  ab  und  wurde  vom  1.  Oktober 
1907  als  Probekandidat  dem  Kgl.  G^mmasium  zu  Neustadt  O.-S. 
überwiesen.  Am  4.  Dezember  1907  bestand  ich  das  Examen 
rigorosimi. 

Die  Vorlesungen  und  Seminarübungen  folgender  Herren 
Professoren  und  Dozenten  habe  ich  besucht:  Baumgartner, 
Caro  (t),  Cichorius,  Ebbinghaus,  Grünhagen,  HofFmann,  Kampers, 
Kaufmann,  Koch,  Nickel,  Partsch,  Pohle,  Schaefer,  Schulte, 
Sdralek,  Siebs,  Stern,  v.  Tessen-W^sierski,  Thilenius,  Wünsch. 
Allen  genannten  Herren  danke  ich  herzlich  für  die  von  ihnen 
empfangene  Belehrung,  besonders  den  Herren  Prof.  Dr.  Baum- 
gartner und  Prof.  Dr.  Koch.  Vor  allem  aber  fühle  ich  mich 
Herrn  Prof.  Dr.  Conrad  Cichorius  verpflichtet  für  die  Anregungen 
und  Förderungen,  die  ich  in  seinen  Vorlesungen  und  wissen- 
schaftlichen Übungen  erfuhr.  Ilim  verdanke  ich  auch  die  An- 
regung zu  dieser  Arbeit. 
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